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Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fußballweltmeisterschaft 2006 ist
beendet und damit der bislang wohl größ-
te Polizeieinsatz in Deutschland. Ange-
sichts der weltweit positiven Resonanz auf
dieses Großereignis dürfen auch die Si-
cherheitsbehörden nicht ohne Stolz auf
ihren Beitrag zurückblicken. Ernsthafte
Probleme sind uns erspart geblieben, was
sicher auch ein Verdienst der umfassen-
den und professionellen Vorbereitung auf
alle denkbaren Szenarien war. Die ent-
spannte und positive Stimmung bei Gäs-
ten und Bürgern hat dem Motto „Die Welt
zu Gast bei Freunden“ eindrucksvoll zum
Durchbruch verholfen. Das engagier te
und vorbildliche Verhalten der eingesetz-
ten Kolleginnen und Kollegen hat auf  al-
len Ebenen eine positive Resonanz aus-
gelöst.

Geblieben ist der Alltag und damit auch
Phänomene wie „Zwangsprostitution und
Menschenhandel“. Heidemarie Rall, Kri-
minalhauptkommissarin beim Bundeskri-
minalamt hat mit ihrem Lagebeitrag in der
Ausgabe 2/2006 „Menschenhandel in
Deutschland“ einen Einblick in die aktu-
elle Lage aus der polizeilichen Perspekti-
ve vermittelt. Damit hat sie zweifellos auch
zu einer Versachlichung einer teilweise
überzeichneten Diskussion beitragen kön-
nen, wenngleich es sich nach wie vor um
eine überaus ernst zu nehmende Proble-
matik handelt.

An dieser Stelle knüpfen die Beiträge von
Dr. phil. Markos Maragkos, Diplom-
Psychologe an der Ludwig-Maximilians-
Universität München, und Erster Kriminal-
hauptkommissar Heinrich Minzel, Krimi-

nalkommissariat 12 beim Polizeipräsidium
Dortmund, an.
Dr. Markos Maragkos befasst sich in seinem
Beitrag mit der „Vernehmung traumatisierter
Opfer“. Er beschreibt die Situation des Opfers
während seiner Vernehmung aus klinisch-psy-
chologischer Sicht. Einleitend werden die Be-
griffe „Trauma“ und „Traumatisierung“, so wie
sie in der Klinischen Psychologie und den ent-
sprechenden Klassifikationssystemen definiert
sind, dargestellt und erläutert. Dabei ist es
ihm wichtig, den Begriff  „traumatisches Ereig-
nis“ nur für solche Situationen zu reservie-
ren, die mit drohendem Tod oder ernsthafter
Verletzung der eigenen oder einer fremden
Person einhergehen. Der Betroffene reagiert
mit intensiver Angst, Hilflosigkeit oder Entset-
zen. Die Folgen bei den Opfern sind Erinne-
rungslücken oder fragmentarische Erinnerun-
gen. Auch können Aussagen zerfahren und
inhaltlich inkonsistent erscheinen, was nicht
zwingend die Glaubwürdigkeit des Opfers in
Frage stellt. Abschließend werden Möglichkei-
ten und Strategien dargestellt, welche die Ar-
beit des vernehmenden Beamten erleichtern
und gleichzeitig das Opfer stabilisieren sollen.

Kollege Minzel stellt das „Dortmunder Modell“
vor, in dessen Mittelpunkt die gewerberechtli-
che Anmeldung und Konzessionierung von
Prostitutionsstätten steht. Bereits 1995 hat
man beim Polizeipräsidium Dortmund die Be-
kämpfung der Kriminalität rund um das „Rot-
licht“, insbesondere die Delikte „Menschen-
handel“ und „illegaler Aufenthalt durch
Ausübung der Prostitutionstätigkeit“, als be-
sonderes Ziel definiert.
Die entsprechende Konzeption führte nach
ersten Razzien und zahlreichen Festnahmen
von Prostituierten zu konkreten Hinweisen auf
schweren Menschenhandel. Die „Dortmunder
Mitternachtsmission“, eine Beratungsstelle für
Opfer von Menschenhandel, wurde eingebun-
den. Nach kurzer Zeit entwickelte sich ein
„Runder Tisch“, an dem neben Vertretern der
Staatsanwaltschaft, der Polizei und der
Dor tmunder Mitternachtsmission auch das
Ausländer-, das Ordnungs- und das Sozialamt
sowie soziale bzw. beratende Einrichtungen
teilnahmen. Maßnahmen gegen Bordellbetrie-
be, Wohnungs- und Straßenprostitution wer-
den seither durch alle Beteiligte abgestimmt
und umgesetzt. Kollege Minzel schließt mit der
Feststellung, dass nur durch ständige Präsenz
und Kontrollen im Milieu das „Dor tmunder
Modell“ erfolgreich weitergeführt werden kann.

Am 14. Dezember 2004 hat in Berlin das
neue Gemeinsame Terrorismusabwehr-
zentrum (GTAZ) seine Arbeit aufgenom-
men. Seither arbeiten dort Spezialisten
von Polizei und Nachrichtendiensten aus
Bund und Ländern eng zusammen, um
den Gefahren des internationalen Terro-
rismus wirksamer begegnen zu können.
Vor diesem Hintergrund ist zweifellos die
Beantwortung der Frage von Interesse,
ob es sich bei dem sogenannten Tren-
nungsgebot von Polizei und Nachrichten-
diensten lediglich um ein politisches
Schlagwort oder eine verfassungsrecht-
liche Vorgabe handelt. Regierungsdirek-
tor Dr. jur. Jens Singer, Bundeskanzleramt,
hat sich in seinem Beitrag mit diesem Pro-
blem auseinander gesetzt.

Generalstaatsanwalt Klaus Pflieger und
Oberstaatsanwalt Armin Striewisch, Gene-
ralstaatsanwaltschaft Stuttgart, stellen in
ihrem Beitrag „Neue Kronzeugenrege-
lung?“ die aktuelle Rechtslage dar. Ihr
Fazit: Die Wiedereinführung der Kronzeu-
genregelung für terroristische Delikte und
Straftaten der organisierten Kriminalität
ist – insbesondere zur Abwehr drohen-
der Attentate des islamistischen Terroris-
mus – dringend geboten. Im Übrigen soll-
te sie – wie in dem Gesetzentwurf vom
13. Januar 2004 vorgesehen – zumindest
auf vergleichbare Straftaten der allgemei-
nen Kriminalität ausgedehnt werden.

Dr. Harald Olschok, Hauptgeschäftsführer
des Bundesverbandes Deutscher Wach-
und Sicherheitsunternehmen e. V. (BDWS),
Bad Homburg, informiert unter der Über-
schrift „Sicherheitsgewerbe in Deutsch-
land: Bestandsaufnahme und Ausblick“
insbesondere über die Aufgaben und Ent-
wicklungen in diesem Bereich. Von beson-
derem Interesse sind zweifellos Fragen
der Zusammenarbeit zwischen Polizei und
Sicherheitsgewerbe, beispielsweise auch
im Rahmen der WM 2006. Denn trotz ei-
ner bereits über Jahre zurück reichenden
Zusammenarbeit sehen Kritiker Entwick-
lungen, die auch das von der Polizei aus-
geübte Gewaltmonopol beeinträchtigen
können.

Herbert Klein
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Der erste Ansatz

Im November 1995 wurde für den Be-
reich des Polizeipräsidiums Dortmund
beschlossen, die Bekämpfung der Krimi-
nalität rund um das „Rotlicht“, insbe-
sondere die Delikte Menschenhandel
und illegaler Aufenthalt durch Ausü-
bung der Prostitutionstätigkeit, als
neues Ziel kriminalpolizeilicher Sachbe-
arbeitung in der Dienststelle Kriminal-
kommissariat 12 (damals zuständig für
die Bearbeitung von Sexualdelikten und
Straftaten im Zusammenhang mit der
Ausübung der Prostitution) festzulegen.

Zunächst erfolgte eine Bestandsaufnah-
me hinsichtlich der Objekte und Örtlich-
keiten, in/an denen im Stadtgebiet die
Prostitutionsausübung bekannt war
bzw. vermutet wurde.

Danach wurden konkrete Vorgehens-
weisen, z.B. Wege zur Informationsge-
winnung, Zusammenarbeit mit anderen
Behörden, durchzuführende Maßnah-
men pp. in einer Konzeption festge-
schrieben und zielorientierte Kontrollen
vereinbart.

Bereits nach kurzer Zeit konnte ein ak-
tuelles Lagebild hinsichtlich der existie-
renden Prostitutionsstätten erstellt wer-
den. Es erfolgten erste polizeirechtliche
Maßnahmen.
Nach kurzzeitiger Aufklärung an den
Objekten kam es bei den sich anschlie-
ßenden Razzien zu zahlreichen Festnah-
men von Prostituierten wegen illegalen
Aufenthaltes durch Aufnahme und Aus-
übung der Prostitutionstätigkeit.
Durch die weiteren Ermittlungen,
insbesondere die Vernehmungen der
Frauen, ergaben sich konkrete Hin-
weise auf das Delikt schwerer Menschen-
handel.

Heinrich Minzel
Erster Kriminalhauptkommissar

Polizeipräsidium Dortmund
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SITUATIONSDARSTELLUNG
DORTMUND

Allgemeines

Das Polizeipräsidium Dortmund umfasst
die Städte Dortmund und Lünen.
Es verfügt über ca. 1.870 Beschäftigte,
davon ca. 1.812 Polizeibeamte.
Die Stadt Dortmund hat zur Zeit ca.
600.000 Einwohner, die Stadt Lünen ca.
90.000 Einwohner.
Für die Stadt Dortmund ist ein Sperrbe-
zirk ausgewiesen, der den Innenstadtbe-
reich umfasst und in dem die Prostituti-
onsausübung untersagt ist.

Prostitution in aktuellen Zahlen

Die Anzahl der in Dortmund und Lü-
nen tätigen Prostituierten liegt zur Zeit
bei ca. 800.
Wir unterscheiden die verschiedenen
Prostitutionsbereiche nach den Örtlich-
keiten der Ausübung.

Gewerberechtliche Anmeldung und
Konzessionierung von Prostitutionsstätten am

Beispiel: „Dortmunder Modell“
Von H. Minzel, Erster Kriminalhauptkommissar, Polizeipräsidium Dortmund,

Kriminalkommissariat 12

Innerhalb des Stadtgebietes von Dort-
mund und vom Sperrbezirk ausgenom-
men, befindet sich eine in sich abge-
schlossene Bordellstraße mit 16 Häusern,
die als „gewerbliche Zimmervermie-
tung“ betrieben werden und als Bordel-
le angemeldet sind.
Sie sind ähnlich der „Herbertstraße“ in
Hamburg angelegt und verfügen über
„Koberfenster“.
Die Kapazitätsgrenze liegt bei 300 Frau-
en, zur Zeit sind ca. 250 Prostituierte
dort tätig.

Aktuell werden in Dortmund und Lü-
nen zusätzlich 13 Bordelle betrieben, die
als FKK-, Sauna-Clubs oder Animierbe-
triebe deklariert, die gewerbe- und gast-
stättenrechtlich jedoch als Bordelle an-
gemeldet sind.
In diesen Betrieben sind ca. 180 Prosti-
tuierte tätig.

Im Bereich der Wohnungs-/Apartment-
prostitution arbeiten ca. 200 Prostituier-
te.

Für den Bereich des „legalen“ Straßen-
striches wurden seit 2001 insgesamt mehr
als 500 Prostituierte durch die Polizei
überprüft. Täglich sind durchschnittlich
30 - 50 Prostituierte anwesend.

Die Anzahl der Prostituierten, die im
Bereich des Escort-/Begleitservices tätig
sind, kann nur grob geschätzt werden
und dürfte sich nach Recherchen im In-
ternet für den Bereich des Polizeipräsi-
diums bei ca. 50 Prostituierten bewegen.

Letztlich verbleibt der Bereich der ille-
galen Prostitution im Stadtgebiet, wobei
hier fast ausschließlich bulgarische Frau-
en der Prostitution nachgehen. Auch
hier sind nur Schätzungen aus allgemei-
nen Kontrollen an Brennpunkten mög-
lich, die Anzahl dürfte bei ca. 50 Prosti-
tuierten liegen.
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Zu diesem Zeitpunkt waren durch die
Erlasse des IM/NW:

„Maßnahmen gegen den Prostitutions-
tourismus, Menschenhandel mit auslän-
dischen Frauen und Mädchen“
(RdErl. d. Innenministeriums vom
11.04.1994 – I C 2/43.33)

„Prostitutionstourismus/Menschenhan-
del“
(RdErl. d. Innenministeriums vom
10.07.1995 – I C 2/43.33)

„Beantragung von Abschiebungshaft“
(RdErl. d. Innenministeriums vom
11.10.1995 – I C 2/43.33/I C 5)

Maßnahmen vorgegeben, wie Opfer von
Menschenhandel zu behandeln sind.

Die „Dortmunder Mitternachtsmissi-
on“ war zeitgleich durch das Ministeri-
um für die Gleichstellung von Mann und
Frau NW beauftragt worden, das Mo-
dellprojekt „Schutz für Opfer von Men-
schenhandel“ durchzuführen.

Prostituierte, die Opfer von Menschen-
handel waren, wurden der Beratungsstel-
le für Opfer von Menschenhandel, der
„Dortmunder Mitternachtsmission“ zu-
geführt.
Im Rahmen der anschließenden Unter-
bringung und Betreuung der Opfer von
Menschenhandel ergaben sich Problem-
sachverhalte, die ein schnelles und un-
kompliziertes Handeln erforderlich
machten.
Aus der Verpflichtung zum Handeln
entstand auf Initiative der „Dortmunder
Mitternachtsmission“ der erste „Runde
Tisch“, an dem bei seiner ersten Sitzung
Vertreter der Staatsanwaltschaft Dort-
mund, der Dienststelle KK 12 des Poli-
zeipräsidiums Dortmund und der
Dortmunder Mitternachtsmission teil-
nahmen.
Bei der Problemerörterung wurde
schnell ersichtlich, dass das Mitwirken
weiterer Behörden und Institutionen er-
forderlich war.
An den darauffolgenden und heute noch
regelmäßig stattfindenden Sitzungen des
„Runden Tisches Menschenhandel“ wa-
ren/sind nun auch Vertreter des Auslän-
der-, des Ordnungs- und des Sozialam-
tes der Stadt Dortmund sowie sozialer
bzw. beratender Einrichtungen beteiligt.
Je nach Problemstellung werden spezi-
ell Vertreter von Behörden oder Orga-
nisationen eingeladen.

Über die Jahre entwickelte sich eine her-
vorragende Zusammenarbeit zwischen
Polizei, den Behörden und Beratungsstel-

Gewerbeanzeigen von Prostituierten
sind zulässig und sollen daher bis auf
weiteres entgegengenommen wer-
den. Von den selbständigen Prostitu-
ierten soll aber bis zu einer eindeuti-
gen rechtlichen Klärung durch den
Gesetzgeber oder die Rechtspre-
chung keine Gewerbeanzeige einge-
fordert werden.

Gewerbeanzeigen für Bordelle sind
grundsätzlich möglich.

Die Ausübung der Prostitution im
Zusammenhang mit einer Gaststätte
stellt nicht mehr für sich allein auto-
matisch einen Versagungs- bzw. Wi-
derrufungsgrund nach § 4 Abs. 1 Nr.
2 Gaststättengesetz hinsichtlich der
Gaststättenerlaubnis dar.

Im Einzelfall ist zu prüfen, ob beson-
dere Umstände vorliegen, die gegen
eine legale Ausübung der Prostituti-
on sprechen. Insoweit kommt die
weiterhin strafbare Ausbeutung von
Prostituierten und die zwangsweise
ausgeübte Prostitution in Betracht.

Auf der Sitzung des Bund-Länderaus-
schusses „Gewerberecht“ vom 18. und
19.06.2002 wurde dann nachfolgender
Beschluss gefasst.
Den Vollzugsbehörden wird folgendes
Vorgehen empfohlen:

1. Die Prostitution ist auch nach Inkraft-
treten des Prostitutionsgesetzes kein
Gewerbe im Sinne der Gewerbeord-
nung. Selbständige Prostituierte müs-
sen daher weder eine Gewerbeanzei-
ge erstatten noch einen Antrag auf
Erteilung einer Reisegewerbekarte für
die Ausübung sexueller Handlungen
mit Dritten stellen. Entsprechende
Gewerbeanzeigen und Anträge sind
abzuweisen.

2. Bordellbetreiber sind als Gewerbetrei-
bende anzuerkennen und haben ihr
Gewerbe anzuzeigen.

3. Bei Gaststätten mit Anbahnungsbe-
trieb oder Bordellen mit gastgewerb-
licher Tätigkeit kann die Erlaubnis
grundsätzlich nicht allein wegen des
Merkmals „der Unzucht Vorschub
leisten“ i.S. v. § 4 Abs. 1 Nr. 1 GastG
versagt oder entzogen werden.

4. Versagung und Entzug der gaststätten-
rechtlichen Erlaubnis oder – im Fall
der Ziff. 2 – eine Untersagung nach
§ 35 GewO sind aber insbesondere an-
gezeigt, wenn der Betrieb dieser Gast-
stätten oder Bordelle die Gefahr
eröffnet, dass Prostituierte ihrer Tä-

len. Insbesondere ist über die Jahre die
Zusammenarbeit mit den städtischen Be-
hörden gewachsen, die für die Bekämp-
fung des Deliktes „Menschenhandel“
und der übrigen Delikte im Rotlichtmi-
lieu äußerst förderlich ist.
Beispielhaft waren und sind gemeinsame
Razzien, bei denen zum einen polizeili-
che Interessen – Identitätsfeststellungen,
Festnahmen pp. – und zum anderen ord-
nungsrechtliche Interessen – Schließung
wegen fehlender Erlaubnisse, Anzeigen
nach Lebensmittelrecht, baurechtliche
Verstöße pp. – verfolgt werden.

Die veränderte Rechtslage

Durch das sogenannte „Cafehaus-Urteil“
(VG Berlin vom 01.12.2000, NJW 2001,
983 ff.) wurde eine wegweisende Ent-
scheidung für den Bereich der Prostitu-
tionsausübung bzw. deren Anbahnung
in Gaststätten getroffen.
Galt doch bis dahin, dass dem, der „Un-
sittlichkeit Vorschub leistet“, eine Kon-
zession nach dem Gaststättengesetz ver-
sagt wurde.
Ein weiterer Meilenstein zu einer klaren
Regelung ist das Prostitutionsgesetz vom
20.12.2001, BGBl. I 2001, 3983, das am
01.01.2002 in Kraft getreten ist und we-
sentliche Änderungen im BGB und StGB
beinhaltet.
Bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes
hatte sich der Bund-Länderauschuss „Ge-
werberecht“ auf seiner 90. Tagung am
22. und 23.11.2001 mit den möglichen
Auswirkungen auf das Gaststätten- und
Gewerberecht befasst. Eine abschließen-
de Beurteilung wurde allerdings nicht
gefunden.

Nach Inkrafttreten des Prostitutionsge-
setzes gibt es bis heute keine einheitli-
che Regelung in den Bundesländern.
Grundsätzlich wird davon ausgegangen,
dass das Gesetz zur Regelung der Rechts-
verhältnisse von Prostituierten gewerbe-
und gaststättenrechtliche Auswirkungen
hat.

Besondere Regelungen

Von daher wurden beispielsweise vom
Ministerium für Wirtschaft und Mittel-
stand, Energie und Verkehr des Landes
Nordrhein-Westfalen, Az.: I C 3-60-0,
vom 22.02.2002, „vorläufige Verfahrens-
hinweise“ an die Bezirksregierungen und
den Städte- und Gemeindebund des Lan-
des NW gegeben.

Danach sollte wie folgt verfahren wer-
den:
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tigkeit gegen ihren Willen nachgehen
müssen oder in sonstigen Abhängig-
keiten verhaftet sind. Gefahren für
den Jugendschutz, Belästigungen der
Gäste wie auch der Anwohnerschaft
können im konkreten Fall eine Ver-
sagung oder den Entzug sowie auch
die Erteilung von Auflagen rechtfer-
tigen.

Die Länder Baden-Württemberg und
Thüringen teilen die Beschlusslage zu
Ziffer 1 lediglich im Ergebnis. Bezüglich
der Ziffern 2 bis 4 tragen sie den Be-
schluss aus Rechtsgründen nicht mit.

DAS DORTMUNDER MODELL

Auf der Grundlage des Prostitutionsge-
setzes kam es bereits im Januar 2002 in
Dortmund zu einer Gesprächsrunde mit
den Beratungsstellen für Prostituierte,
dem Ordnungsamt und der Polizei, um
zukünftige Vorgehensweisen zu erör-
tern.

Bestärkt durch die Empfehlung des
Bund-Länderausschusses „Gewerbe-
recht“ vom 22./23.11.2001 und den Er-
lass des Ministeriums für Wirtschaft und
Mittelstand, Energie und Verkehr des
Landes Nordrhein-Westfalen vom
22.02.2002 wurde die in der Folge dar-
gestellte Vorgehensweise im Konsens
verabredet, sie berücksichtigt die Belan-
ge aller Beteiligten.

Der Verwaltungsvorstand der Stadt
Dortmund hat diesem Vorgehen in sei-
ner Sitzung am 19.03.2002 zugestimmt.

Konkrete Vorgehensweise

Bordelle/Anbahnungsbetriebe/Clubs
– Gewerbeanzeigen für Bordellbetrie-

be werden ab sofort nicht nur ange-
nommen, sondern auch eingefordert.
Sofern keine allgemeinen Versagungs-
gründe vorliegen, werden diese – auch
unter Anwendung des Gaststätten-
rechts – genehmigt.

– Bordellartige Betriebe werden in der
Regel ab einer Größenordnung von
drei Prostituierten vermutet.

– Die Clubs müssen ggf. eine entspre-
chende Nutzungsänderung beim Bau-
ordnungsamt beantragen. In reinen
und allgemeinen Wohngebieten wird
diese jedoch grundsätzlich nicht ge-
nehmigt. Unabhängig davon ist eine
entsprechende Anmeldung beim Ord-
nungsamt vorzunehmen.

– Bordelle mit mehr als acht Plätzen
(Beherbergungsbetriebe, siehe § 1
Gaststättenbauverordnung NRW)
und Betriebe (unabhängig von der
vorgenannten Größenordnung), die
alkoholische Getränke ausschenken,
bedürfen zudem einer gaststätten-
rechtlichen Erlaubnis.

Wohnungsprostitution

Im Bereich der Wohnungsprostitution
werden entsprechend lautende Gewerbe-
anmeldungen angenommen, behörd-
licherseits aber nur verlangt, wenn es sich
um einen „Betrieb“ handelt. Es werden
in der Regel bis zu zwei Prostituierte je
Wohnung/Apartment unterstellt. Als
Bordellbetriebe gelten Räumlichkeiten
ab drei Prostituierte. In reinen und all-
gemeinen Wohngebieten wird bei Nut-
zungsänderungen grundsätzlich keine
baurechtliche Genehmigung erteilt.

Entgegen den Empfehlungen des Bund-
Länderausschusses wird Prostituierten
die Möglichkeit eingeräumt, freiwillig
eine Gewerbeanmeldung als Prostituier-
te zu erhalten.

Straßenprostitution

Straßenprostituierte können entgegen
der Empfehlung des Bund-Länderaus-
schusses eine Reisegewerbekarte beantra-
gen, sofern allgemeine Versagungsgrün-
de einer Ausstellung nicht entgegen-
stehen. Die Anträge würden entgegen-
genommen, geprüft und die Karte ggf.
auch ausgehändigt für die „Tätigkeit Pro-
stitution“.
Anträge auf Reisegewerbekarten werden
aber vom Ordnungsamt keinesfalls ein-
gefordert oder bei Kontrollen verlangt.

Prostitution im Sperrgebiet

Betriebe innerhalb des Sperrbezirkes
werden – wie bisher – mit sofortigem
Vollzug geschlossen.

Umsetzung der beschlossenen Vorge-
hensweise

Über das Ergebnis der Gesprächsrunde
und die zukünftige Vorgehensweise wur-
de die Öffentlichkeit über die örtlichen
Medien informiert.

In einem Pressegespräch wurden im Juli
2002 die Themenkreise Bordelle, An-
bahnungsbetriebe, Clubs, Wohnungs-
und Straßenprostitution sowie Prostitu-
tion im Sperrgebiet erörtert. Als Ge-
sprächspartner standen die Rechtsdezer-

nentin der Stadt Dortmund, die Leite-
rinnen der Beratungsstellen, der Leiter
des Ordnungsamtes der Stadt Dortmund
und der Verfasser dieses Artikels zur
Verfügung.

Parallel dazu wurden bereits im Vorfeld
anlässlich polizeilicher und ordnungsbe-
hördlicher Kontrollmaßnahmen sowie
aufsuchender Tätigkeiten der Beratungs-
stellen entsprechende Informationen an
die Bordellbetreiber gegeben.
In der Folgezeit erfolgten verstärkt ge-
meinsame Überprüfungen der Bordell-
betriebe. Die Betreiber wurden aufgefor-
dert, ihre Betriebe als Bordelle anzu-
melden und ggf. eine Konzession zu be-
antragen.

Die Folgen

Von elf bekannten Bordellbetrieben in
Dortmund erhielten zwischenzeitlich
acht bereits eine gaststättenrechtliche
Erlaubnis, drei Bordellbetreiber verzich-
teten auf den Ausschank alkoholischer
Getränke und meldeten ihr Bordell als
Beherbergungsbetrieb im Sinnes des
Gaststättengesetzes an.
Hier beschäftigte Prostituierte sind von
den Betreibern angehalten, sich steuer-
lich anzumelden.
Bei Kontrollen zeigen diese Prostituier-
ten zum Nachweis Schreiben der Finanz-
ämter mit entsprechenden Steuernum-
mern vor.
Sie stellten in diesem Zusammenhang
aber auch immer wieder Fragen zur Be-
steuerung ihrer Tätigkeit.

Viele Prostituierte, die im Bereich des
Straßenstriches, aber auch in den Woh-
nungsbordellen arbeiten, haben ihre Tä-
tigkeiten als Gewerbe angemeldet.

Aufgrund dieser positiven Entwicklung
erweiterte sich die eingangs erwähnte
Gesprächsrunde, Vertreter der örtlichen
Finanzbehörden wurden einbezogen.
Zum besseren Verständnis und zur wei-
teren Aufklärung wurde beschlossen,
Informationsmaterial in Form von Bro-
schüren zu erstellen und an Interessen-
ten zu verteilen.

In Arbeitsgruppen entstanden so die Bro-
schüren:

– Hinweise zur Ausübung der Prosti-
tution in Dortmund (übersetzt in sie-
ben Sprachen)

– Steuerwegweiser für Erotikdienstleis-
tende.

Diese wurden von den Teilnehmern der
Gesprächsrunden in einem Pressege-
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spräch im Februar 2005 vorgestellt. Im
Anschluss daran hatten Bordellbetreib-
er und Prostituierte – ohne Presse – die
Möglichkeit, an die Podiumsteilnehmer
Fragen zu stellen.

Weitere Absichten

Als nächster Schritt ist vorgesehen, im
Rahmen von Kontrollen der Prostituti-
onsstätten auch die Inhaber/Betreiber
von Bordellen (zumeist in Apartment-
häusern/Wohnungen) mit drei Prostitu-
ierten aufzufordern, ihre Prostitutions-
stätten als Bordell gewerberechtlich
anzumelden.

„Prostitutionsstätten“ in Wohngebieten
wurden bereits in Zusammenarbeit mit
dem Bauordnungsamt ihrem ursprüng-
lichen Wohnzweck zugeführt.

Resümee

Durch die Einführung/Umsetzung des
„Dortmunder Modells“ und der damit
verbundenen klaren Lage für die Bordell-
betreiber und Prostituierten wurde und
wird auch weiterhin die Prostitution
entkriminalisiert.
Das Modell hat sich bewährt.
Die rein kriminalpolizeilichen, aber auch
die gemeinsam mit den Ordnungsbehör-
den weiterhin ständig durchgeführten
Kontrollen haben gezeigt, dass aufgrund
der klaren Lage ein offener Umgang
miteinander festzustellen ist.
Prostituierte haben keine Angst mehr
vor Kontrollen durch die Polizei, sie zei-
gen „stolz“ ihre steuerliche Anmeldung
und suchen das Gespräch.
Bordellbetreiber fragen in Zweifelsfällen
bei der Polizei nach, welche Dokumen-
te z.B. eine ausländische Frau vorlegen
muss, um als Prostituierte arbeiten zu
können.

Prostituierte haben keine Scheu mehr,
Straftaten zu ihrem Nachteil anzuzeigen.
Ein gewisses Vertrauensverhältnis ist
vorhanden, jährlich kommt es so zu ca.
400 Anzeigen.

Bordellbetreiber melden der Polizei ille-
gal geführte Betriebe bzw. vermutlich
illegal tätige Prostituierte.

Durch die jahrelang bewährte und gute
Zusammenarbeit mit den Beratungsstel-
len und deren positives Einwirken auf
Prostituierte gelingt es, schwere Strafta-
ten wie „Menschenhandel zum Zwecke
der sexuellen Ausbeutung“ zu verfolgen
und aufzuklären.

den das bisher bewährte Instrumentari-
um zur Abwehr der in dieser Branche
anzutreffenden Gefahren und Missstän-
de für Gäste, Beschäftigte und Allge-
meinheit.
Der Gesetzgeber darf in seinem Entbü-
rokratisierungsbestreben nicht soweit
gehen, die notwendigen Standards beim
Schutz der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung abzusenken.
Es ist zu hoffen, dass die Föderalismus-
kommission, die sich derzeitig mit dem
möglichen Wegfall beschäftigt, zu einer
anderen Einschätzung kommt.

Schlusswort

Nicht verschweigen möchte ich jedoch
im Zusammenhang mit meinen Ausfüh-
rungen, dass nur durch ständige Präsenz
und Kontrollen im Milieu das „Dort-
munder Modell“ erfolgreich weiterge-
führt werden kann. Durch Personalab-
bau und Stellenkürzungen im Polizei-
bereich, von denen natürlich auch das
Polizeipräsidium Dortmund nicht ver-
schont bleibt, sind Personalressourcen
knapp. Die „Bekämpfung der Rotlicht-
kriminalität ist Kür“, und wir leisten sie
uns noch.

Entscheidend ist dabei natürlich die Aus-
sagebereitschaft der Prostituierten, um
ein Verfahren erfolgreich abzuschließen.

Letztlich muss aber festgestellt werden,
dass nur durch ständigen Kontrolldruck
der Erfolg bei der Bekämpfung der De-
likte im einschlägigen Milieu gewährleis-
tet wird. Die Präsenz der Beamten der
Fachdienststelle ist dazu zwingend erfor-
derlich.

Befürchtungen

Rücknahme des Prostitutionsgesetzes

Die politische Diskussion um Zwangs-
prostitution und Menschenhandel zum
Zwecke der sexuellen Ausbeutung hat
nach der sogenannten „Visa-Affäre“ zu-
genommen.
Vor allem in den unionsregierten Bun-
desländern wird diese Diskussion weiter-
geführt.
Im Fokus steht dabei das Prostitutions-
gesetz.
Viele Politiker sind der Auffassung, dass
das Gesetz die Prostitution straflos för-
dert und fordern die Rücknahme.

Diese Meinung ist nach meiner Auffas-
sung und aufgrund meiner Erfahrungen
widerlegt.
Das Prostitutionsgesetz und die damit
verbundenen Folgen für das Gewerbe-
und Gaststättenrecht haben uns in Dort-
mund dazu bewogen, zu reagieren.
Sicherlich ist das „Dortmunder Modell“
kein Wundermittel und kann weder die
Zwangsprostitution noch den Men-
schenhandel zum Zwecke der sexuellen
Ausbeutung verhindern, es ist aber ein
wesentlicher Schritt zur Entkriminalisie-
rung der Prostitution und fördert die
Bereitschaft der Zusammenarbeit mit
Strafverfolgungsbehörden.

Beabsichtigter Wegfall des Gaststät-
tengesetzes

Der Bundeswirtschaftsminister plant die
völlige Aufhebung des Gaststättengeset-
zes und die Integration einiger weniger
Inhalte in die Gewerbeordnung.

Es darf bei derart weitreichend beabsich-
tigten Gesetzesänderungen aber nicht
außer Acht gelassen werden, welche
möglichen Nachteile solche Deregulie-
rungen mit sich bringen können.
Gaststättenrecht ist besonderes Gefah-
renabwehrrecht. Ein Wegfall der gast-
stättenrechtlichen Erlaubnispflicht
nimmt den zuständigen Ordnungsbehör-
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Abstract

Polizeibeamte sind im Rahmen ihrer
Tätigkeit mit der Situation konfrontiert,
Menschen zu vernehmen, die Opfer ei-
nes extremen Ereignisses (bspw. bewaff-
neter Raubüberfall, Vergewaltigung,
etc.) geworden sind. Um die Situation
der traumatisierten Opfer besser verste-
hen zu können, werden einleitend die
Begriffe „Trauma“ und „Traumatisie-
rung“ besprochen, sowie die häufigste
psychische Folgeerkrankung nach extre-
men Erfahrungen: die Posttraumatische
Belastungsstörung. Zudem wird auf das
Phänomen der Dissoziation eingegan-
gen, das sich als schweres Hindernis bei
der Vernehmung des Opfers erweisen
kann. Anschließend werden die Situati-
on des Opfers und die des Vernehmers
dargestellt, wobei sich herausstellt, dass
sich diese diametral entgegen stehen:
Während der Vernehmer eine möglichst
vollständige, wahrheitsgemäße und de-
taillierte Aussage erwartet, versucht das
Opfer entweder Gedanken und Erinne-
rungen an das Ereignis zu vermeiden,
weil diese zu massiven Angstzuständen
führen oder kann – bedingt durch die
traumatypische Verarbeitung im Ge-
dächtnis – nur fragmentierte und
teilweise sich widersprechende Aussagen
machen. Abschließend werden Hinwei-
se gegeben, wie der Vernehmer die Ver-
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nehmungssituation angemessener gestal-
ten kann, um zu brauchbaren Aussagen
zu kommen, ohne dabei seine Neutrali-
tät zu verlieren.

1. Einleitung – Was ist eine psychische
Traumatisierung?

Die Begriffe „Trauma“ (aus dem Grie-
chischen für „Verletzung“) und „Trau-
matisierung“ haben mittlerweile Einzug
in die Alltagssprache gefunden und wer-
den zum Teil inflationär verwendet. So
kommt es nicht selten vor, dass Men-
schen sich auch dann als „traumatisiert“
bezeichnen, wenn sie mit Ereignissen
konfrontiert waren, die zwar eine psy-
chische Belastung darstellen, jedoch
nicht als traumatisch i.S. der Klinischen
Psychologie einzustufen sind. Das fol-
gende Fallbeispiel soll die mit dem Be-
griff „Traumatisierung“ verbundenen
Schwierigkeiten verdeutlichen.

Fallbeispiel:
Ein allein stehender, älterer Herr, bereits
seit einigen Jahren berentet, sucht die
Angst- und Traumaambulanz auf und
berichtet im ersten Gespräch folgende
Begebenheit: Er habe sich vor einiger Zeit
dazu entschlossen, wieder mal in Urlaub
zu fahren, was er seit dem Tod seiner
Frau, der bereits einige Jahre zurücklag,
nicht gemacht habe. Seinen Hund habe
er nicht mitnehmen wollen, weshalb er
seinen Nachbarn, seines Zeichens Arzt,
gefragt habe, ob er sich um das Tier wäh-
rend seiner Abwesenheit kümmern kön-
ne. Dieser habe ohne Zögern eingewil-
ligt. Von seinem Urlaub zurückgekehrt, sei
er als Erstes zu seinem Nachbarn gegan-
gen, um seinen Hund abzuholen. Dort
musste er mit Erschrecken erfahren, dass
dieser seinen Hund habe einschläfern
lassen, da er – wahrscheinlich, weil er sein
Herrchen vermisst habe – andauernd
gebellt habe. Als letzten Satz fügte er hin-
zu: „Ich bin traumatisiert!“.

Bedenkt man die Situation des älteren
Herren (allein stehend ohne Bezugsper-
sonen), so muss der Verlust seines Tie-

res sehr wohl als „psychisch belastend“
eingestuft werden. Zieht man jedoch die
Definition eines traumatischen Ereignis-
ses in Betracht, wie sie in den offiziellen
klinisch-psychologischen Klassifikati-
onssystemen (DSM-IV; APA, 2003 und
ICD-10; WHO, 1993) aufgeführt wird,
dann handelt es sich bei diesem Beispiel
um keine Traumatisierung i.e.S. Das
DSM-IV, welches im Vergleich zur ICD-
10 genauer ist, definiert eine traumati-
sche Erfahrung als Ereignis, das mit
„…tatsächlichen oder drohenden Tod
oder ernsthafte Verletzung oder eine
Gefahr der körperlichen Unversehrtheit
der eigenen Person oder anderer Perso-
nen…“ (S. 491) verbunden war.

Solch ein Ereignis kann von der betrof-
fenen Person direkt erlebt werden
(gleichsam als „Opfer“), aber auch indi-
rekt als Beobachter (Zeuge). Es ist auch
möglich, unter den Folgen eines Ereig-
nisses zu leiden, von dem der Betroffene
nur gehört hat (bspw. in Form einer sehr
plastischen Erzählung oder eines Be-
richts). Während bisher nur das Ereig-
nis in Quantität und Qualität beschrie-
ben wurde (objektives Kriterium), gibt
das DSM-IV dann auch vor, wie die Per-
son, welche dieses Ereignis erlebt hat,
darauf reagieren „muss“ (subjektives Kri-
terium), damit von einer psychischen
Traumatisierung ausgegangen werden
kann, nämlich mit intensiver Angst,
Hilflosigkeit oder Entsetzen.

Betrachtet man das Fallbeispiel vor dem
Hintergrund dieser Definition, wird
deutlich, dass der Betroffene zwar sehr
wohl unter dem Verlust seines Tieres
leiden kann, jedoch treffen auf das Er-
eignis keine der in der Definition be-
schriebenen Kriterien zu. D.h. es ist für
den Rentner zweifelsohne belastend, je-
doch nicht als traumatisches Ereignis
i.e.S. zu definieren. Es ist deshalb not-
wendig, den Begriff „Traumatisierung“
nur für Ereignisse zu reservieren, wel-
che die o.a. Kriterien erfüllen.

Liegt eine psychische Belastung vor,
ohne dass von einem traumatischen Er-
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eignis, wie eben beschrieben, ausgegan-
gen werden kann, so muss auf andere
klinisch-psychologische Diagnosen zu-
rückgegriffen werden, wie bspw. die so
genannte „Anpassungsstörung“.

Info-Box:
Die Begriffe „Trauma“ und „Traumatisie-
rung“ haben Einzug in die Alltagssprache
gefunden und werden z.T. inflationär be-
nutzt. Die Klinische Psychologie und Psy-
chotherapie definiert ein traumati-
sches Ereignis relativ genau, nämlich als
Ereignis, das mit drohendem Tod oder
ernsthafter Verletzung der eigenen oder
einer fremden Person verbunden ist und
auf das die betroffene Person mit intensi-
ver Angst, Hilflosigkeit oder Entsetzen
reagiert hat.

1.1 Mögliche psychische Folgen einer
extremen Erfahrung: Die Posttrauma-
tische Belastungsstörung

Menschen, die ein extrem belastendes,
traumatisches Ereignis erlebt haben,
können im Gefolge psychische Erkran-
kungen entwickeln, die sich bspw. in
Form von Angststörungen, Depressio-
nen, Somatoformen Störungen oder Sub-
stanzmissbrauch (Alkohol und/oder
Drogen) äußern können (s. Maercker,
2003; Maercker & Rosner, 2006). Die
häufigste klinisch-psychologische Folge-
störung ist die so genannte „Posttrauma-
tische Belastungsstörung“ (PTBS; Kess-
ler et al., 1995; s.a. Butollo & Hagl, 2003
für einen Überblick). Sie soll im Folgen-
den näher beschrieben werden.1

Das erste Element, welches eine PTBS
konstituiert, ist die Definition eines trau-
matischen Ereignisses, wie sie im vorhe-
rigen Abschnitt bereits beschrieben wur-
de. Zudem werden Symptome aus drei
verschiedenen Kategorien (so genannten
„Clustern“) unterschieden, die im Ge-
folge einer Traumatisierung auftreten
können:

a) Wiedererleben2 von Teilen oder As-
pekten des traumatischen Ereignisses,
z.B. als:
z wiederkehrende (Alb-)Träume

vom Ereignis oder damit verbun-
denen Themen,

z eindringliche und belastende Erin-
nerungen (Intrusionen), die so
stark und plastisch sein können,
dass die Betroffenen den Eindruck
haben, als würden sie das Ereignis
im aktuellen Moment wieder erle-
ben (Flashbacks),

z Gerüche oder körperliche Empfin-
dungen, die, während das Ereignis
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andauerte, auftraten (bspw. Schweiß,
Parfüm, Schmerzen und weitere
Empfindungen an bestimmten
Körperstellen etc.).

b) Vermeidung von Gedanken, Gefüh-
len oder Situationen, die direkt oder
indirekt mit dem traumatischen Er-
eignis verbunden sind, bspw. Versu-
che,
z nicht an das Ereignis zu denken,
z nicht über das Ereignis zu spre-

chen,
z den Ort des Geschehens zu mei-

den, bzw.
z das Gefühl der Gefühllosigkeit

(Numbing).

c) andauernde Übererregung, die sich
äußern kann in:
z Reizbarkeit,
z überhöhter Wachsamkeit (Hyper-

vigilanz),
z Schreckhaftigkeit,
z Schlafstörungen und
z Konzentrationsschwierigkeiten.

Führt ein extremes Ereignis zu psychi-
schen Beschwerden, so treten diese in
den meisten Fällen kurz danach auf.
Trotzdem ist es auch möglich, dass sich
bei den Betroffenen die Symptome mit
einer zeitlichen Verzögerung zeigen
(„Posttraumatische Belastungsstörung
mit verzögertem Beginn“). Dies ist nicht
unbedingt als Zeichen zu werten, dass
die Betroffenen anfangs die Unwahrheit
gesagt haben oder gar die Beschwerden
simulieren, sondern – in den meisten
Fällen – als Folge des psychischen Stö-
rungsbildes zu verstehen.

1.2 Zum Phänomen der Dissoziation

In ihrem normalen Alltagsleben haben
Menschen in der Regel ein Gefühl für
sich selbst, d.h. für ihre eigene Identität.
Sie erleben sich und ihr Leben nicht zer-
teilt, sondern in einem Kontinuum und
entsprechend kontinuierlich ist die
Wahrnehmung der inneren (bspw. Ge-
fühle und Gedanken) und der äußeren
Welt. Neue Erfahrungen werden mit
bereits gemachten verbunden und auf
eine persönliche Zeitachse eingeordnet,
so dass ein Gefühl für die eigene Vergan-
genheit, Gegenwart und Zukunft ent-
steht, was letztlich die persönliche Iden-
tität des Menschen ausmacht.

Das Gefühl für sich selbst und die eige-
ne Identität, wie auch die Kontinuität der
eigenen inneren und äußeren Wahrneh-
mung, können sich nach Konfrontation
mit einem extremen Ereignis mehr oder

minder stark verändern. So kann es
bspw. während einer Vergewaltigung
dazu kommen, dass die betroffene Per-
son das Gefühl für sich selbst verliert.
Sie trennt sich gleichsam von ihrer eige-
nen Identität, wobei der Eindruck ent-
steht, sich selbst von außen beobachten
zu können. Zudem kann es zu Erinne-
rungslücken kommen, d.h. die Person
kann sich an Einzelheiten oder ganze
Teile des Erlebten nicht mehr erinnern.
Diese Phänomene werden als dissozia-
tive Phänomene bezeichnet. Folgende
dieser Phänomene können unterschie-
den werden (s.a. Fiedler, 2002):

zzzzz Depersonalisation: Der Eindruck,
während oder nach einer traumati-
schen Erfahrung sich selbst von außen
zu beobachten.

zzzzz Derealisation: Der Eindruck, wäh-
rend oder nach einer traumatischen
Erfahrung, die Umgebung wie durch
einen Schleier oder durch eine Nebel-
wand wahrzunehmen.

zzzzz Dissoziative Amnesie: Unfähigkeit,
sich an bestimmte Aspekte oder gan-
ze Teile eines traumatischen Ereignis-
ses zu erinnern.

Auch nach dem traumatischen Ereignis
können solche Phänomene bestehen
bleiben. Wird ein betroffener Mensch
mit einem Reiz konfrontiert, der ihn an
die Situation bewusst oder vorbewusst
erinnert, kann es zu dissoziativen Phä-
nomenen kommen, die nicht von den
Betroffenen selbst kontrolliert werden
können. Befindet sich ein Mensch in ei-
nem dissoziierten Zustand, wirkt er ab-
wesend und nicht Herr seiner Äußerun-
gen und Empfindungen. Mimik und
Gestik können sich in Extremfällen
ebenso verändern wie der Tonus und der
Inhalt seiner Sprache.

Fallbeispiel:
Eine Patientin mit wiederholten und lang
andauernden Misshandlungserfahrungen
berichtet, während eines Friseurbesuchs
in einen dissoziativen Zustand gefallen zu
sein, nachdem der Friseur spaßeshalber
gesagt hat: „…Na, das hat doch gar nicht
weh getan…“. In dem Moment fühlte sie
sich in die Zeit des Missbrauchs zurück-
versetzt, da dieser Satz auch vom Täter
gesagt wurde.

Die Ursache für diese Veränderungen ist,
nach aktueller Forschungslage, in der
Verarbeitung (Abspeicherung) von trau-
matischen Ereignissen durch das Ge-
dächtnis zu finden. Grundsätzlich kann
das Gedächtnis in ein explizites (autobi-
ographisches, verbalisierbares) und ein
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Verständnis einer psychischen Traumati-
sierung und für die Vernehmungssituati-
on sind dissoziative Phänomene, die dazu
führen können, dass die vernehmende
Person das Ereignis nicht kohärent, son-
dern vielmehr bruchstückhaft berichten
kann. Ätiologisch hierfür scheint zu sein,
dass traumatische Erinnerungen nicht
genügend in das autobiographische Ge-
dächtnis eingebettet (elaboriert) sind.

2. Die Vernehmung

2.1 Die Situation der Opfer
Aus den bisherigen Ausführungen soll-
te deutlich geworden sein, dass die Ver-
nehmung von traumatisierten Menschen
– unabhängig davon, ob ihnen die Tä-
ter- oder Opfer-Rolle zugewiesen wird
– mehrere, ihr immanente Schwierigkei-
ten aufweist:

a) Vernehmungssituation als „Trigger-
Reiz“: Trigger-Reize sind Reize, die
direkt oder indirekt mit dem trauma-
tischen Ereignis gekoppelt sind und
die Erinnerung daran aktivieren kön-
nen. Typische Trigger-Reize von Ge-
walt- oder Unfall-Opfern sind bspw.
Personen, die an den Täter erinnern,
Gerüche (bei Vergewaltigungsopfern
häufig Schweiß oder Parfüm), Räum-
lichkeiten (bspw. kann der Verneh-
mungsraum an den Raum, in dem das
Ereignis passierte erinnern), bestimm-
te Tageszeiten, bestimmte Witte-
rungsbedingungen, körperliche Emp-
findungen, bestimmte Wortfolgen,
Lichtbildervorlagen etc.
Auch die Vernehmungssituation, die
ja durch ein „Machtgefälle“ gekenn-
zeichnet ist (der vernehmende Beam-
te fragt, das Opfer muss antworten),
kann zu einem Trigger-Reiz werden,
weil sich der Betroffene u.U. wieder
entmachtet, im weitesten Sinne, fühlt.
Geschieht dies, dann können Erinne-
rungen an die Traumatisierung reak-
tiviert werden, die mit den damit ver-
bundenen Gefühlen und Empfin-
dungen (bspw. massive Angst, Macht-
und Hilflosigkeit, Scham, etc.) einher-
gehen. In diesen Situationen wird es
dem Opfer i.d.R. kaum möglich sein,
adäquat auf die ihm gestellten Fragen
zu antworten. Alternativ können die
Antworten zusammenhangslos und
inkohärent wirken. Solche Reaktio-
nen sind also primär nicht dem Op-
fer selbst anzulasten, sondern können
auf seine psychische Verfassung zu-
rückzuführen sein.

b) Fragmentarisches Erinnern: Trau-
matisierte Opfer sollen während der
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implizites (prozedurales) unterteilt wer-
den. Während im expliziten Gedächtnis
Situationen abgespeichert werden, die
mit wichtigen Lebensereignissen zu tun
haben (bspw. der gestrige Streit, der ers-
te Urlaub mit dem geliebten Menschen,
etc.), beinhaltet das implizite Gedächt-
nis Wissen um Fertigkeiten und Routi-
nen, die der Mensch irgendwann einmal
in seinem Leben gelernt hat und seit dem
gleichsam „automatisch“ ausführt, ohne
„darüber zu wissen“ (bspw. Autofahren,
ein Musikinstrument spielen, etc.).

Ein traumatisches Ereignis wird, so der
aktuelle Forschungskanon, im implizi-
ten Gedächtnis besonders gut abgespei-
chert, jedoch weniger gut ins explizite,
verbalisierbare Gedächtnis übertragen.
Zwischen diesen beiden Gedächtnissys-
temen wird eine Trennung (Dissoziati-
on) angenommen, die letztlich zu den
traumatypischen Symptomen (Intrusio-
nen, Albträume, Flashbacks, etc.) führt
(s.a. Grawe, 2004). Durch diese mangel-
hafte Einbettung (Elaboration) in das
autobiographische Gedächtnis ist das
traumatische Ereignis nur mangelhaft
verbalisierbar, d.h. die Betroffenen kön-
nen es schlecht bis gar nicht als vollstän-
diges Ereignis mit einem Anfang, einer
Mitte und einem Ende beschreiben. Die
einzelnen Elemente schweben gleichsam
im Gedächtnisraum, wodurch sie sehr
leicht durch zahlreiche äußere (Gerüche,
Szenen, etc.) oder innere (bspw. be-
stimmte körperliche Zustände) Reize
reaktiviert werden können. Da diese
Auslösereize dem Betroffenen nicht un-
bedingt bewusst sein müssen, erlebt er
die Szenen als „wie aus dem Nichts“ er-
scheinend.

Der vernehmende Beamte steht nun ge-
nau vor diesem Problem: Er verlangt
vom Opfer eine möglichst präzise und
vollständige Aussage, während das Op-
fer nur Fragmente, die nicht adäquat in
einer Zeitlinie eingeordnet sind, zu bie-
ten hat und/oder unter starken Ängsten
leidet, das Ereignis in seinem Gedächt-
nis zu reaktivieren.

Info-Box:
Die häufigste klinisch-psychologische
Diagnose, die einem extremen Ereignis
folgen kann, ist die Posttraumatische Be-
lastungsstörung. Sie zeichnet sich
dadurch aus, dass der Betroffene wieder-
holt an das Ereignis denken muss (!), Si-
tuationen, die direkt oder indirekt mit dem
Ereignis assoziiert sind, vermeidet und
unter starker Reizbarkeit, Konzentrations-
störungen und übertriebener Wachsam-
keit (Schreckhaftigkeit, Hypervigilanz) lei-
det. Von besonderer Bedeutung zum

Vernehmung einen möglichst präzi-
sen Bericht des Geschehens darlegen.
Dies kann aufgrund der speziellen Art
und Weise, wie solche Ereignisse im
Gehirn abgespeichert werden (näm-
lich als Fragmente und nicht als in sich
abgeschlossene, kohärente Geschich-
te), nicht oder nur schwer möglich
sein. So kann es bspw. sein, dass das
Opfer sich nur an lose Einzelheiten
des Ereignisses erinnert, die mal mit
einer, mal mit einer anderen Situati-
on in Verbindung gebracht werden.
Ebenso ist es möglich, dass mehrere
Aussagen von ein und derselben trau-
matisierten Person widersprüchlich
sind. Hier sollte also in Erwägung
gezogen werden, dass es sich
möglicherweise um die Folgen einer
psychischen Traumatisierung handelt
und nicht um die Glaubwürdigkeit
des Opfers.

c) Kulturelle Bedingungen: Der kultu-
relle Hintergrund traumatisierter
Opfer kann in einem hohen Maße die
Vernehmungssituation, das Aussage-
verhalten und die Aussagebereitschaft
beeinflussen.

Fallbeispiel:
Eine aus einem anderen Kulturkreis
stammende Patientin berichtet, von ih-
rem Schwager (Bruder des Ehemanns)
vergewaltigt worden zu sein. Sie sei
schwanger geworden und habe den
Ehemann im Glauben gelassen, das
Kind sei das gemeinsame Kind. Die
Wahrheit könne sie ihm nicht sagen,
denn der Mann wäre dann – aufgrund
der kulturellen Gegebenheiten – ge-
zwungen, sie und anschließend den
Täter (seinen Bruder) umzubringen,
um seine Ehre zu retten.

In manchen Kulturen kann es zudem
als unsittlich gelten, peinliche oder er-
niedrigende Details von bestimmten
Situationen zu berichten oder gar über
das eigene (schlechte) psychische
Empfinden zu erzählen, weil der Be-
troffene damit sein Gesicht verlieren
würde.

d) Peinlichkeit: Traumatische Erfahrun-
gen sind häufig mit stark ausgepräg-
ter Scham, Schuld und Peinlichkeit
auf Seiten des Opfers verbunden.
Durch die Vernehmungssituation
kann sich das Opfer „gezwungen“
fühlen, sich mit den Erinnerungen
und der damit verbundenen Peinlich-
keit und Scham zu konfrontieren.
Lückenhafte Erinnerungen können
mit solchen Gefühlen assoziiert sein
und sind nicht, gleichsam automa-
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das Opfer der stärkste Trigger-Reiz
und die Konfrontation mit ihm kann
in Extremfällen zu einer so genann-
ten „Re-Traumatisierung“ führen,
d.h. möglicherweise in der Zwischen-
zeit gewonnene innerpsychische Sta-
bilität wird wieder verloren und
bereits genesene Symptome kehren
wieder zurück. Da es in Situationen,
in denen der Täter gefasst wurde und
in denen es zu einer Gerichtsverhand-
lung kommt, nicht abzuwenden ist,
dass sich Täter und Opfer wieder be-
gegnen, ist es notwendig, das Opfer
von entsprechend geschultem Perso-
nal auf diese Situation ausreichend
lange vorher vorzubereiten.
Andernfalls kann es vorkommen, dass
das Opfer mit massiven Ängsten rea-
giert und die Qualität seiner Aussage
mehr oder minder stark darunter lei-
det. Vor allem sollte darauf geachtet
werden, dass das Opfer und der Zeu-
ge keinen direkten Vier-Augen-Kon-
takt miteinander haben, denn es hat
sich gezeigt, dass viele Täter solche
Situationen ausnützen, um bei dem
Opfer massive Angst auszulösen, um
die Aussage in eine für sie günstige
Richtung zu beeinflussen.3

Info-Box:
Die innerpsychische Verarbeitung einer
traumatisierenden Situation kann sich in
der Vernehmungssituation als Erschwer-
nis erweisen. Fragmentierte Erinnerungen
(Erinnerungslücken), Schuld-, Scham-
und Peinlichkeitsgefühle können ebenso
die Qualität der Aussage negativ beein-
flussen, wie kulturelle Bedingungen. Be-
sonderes Augenmerk sollte auf die Ver-
nehmungssituation an sich und auf eine
mögliche Konfrontation mit dem Täter
gelegt werden, da beide zu einer Re-Trau-
matisierung führen können.

2.2 Die Situation des Vernehmers

Nach dem bisher Gesagten kann die Si-
tuation des Opfers und die Situation des
Vernehmers diametral entgegenstehen:
Ziel des Vernehmers ist es, so viele In-
formationen wie möglich vom Opfer zu
bekommen und diese auf ihren Wahr-
heitsgehalt hin zu überprüfen, um sich
ein möglichst vollständiges Bild vom
Tathergang machen zu können. Das
Opfer hingegen kann bestrebt sein, Er-
innerungen an und Erzählungen vom
traumatischen Ereignis zu vermeiden,
weil es dadurch versucht, seinen Angst-
pegel entsprechend niedrig zu halten. Im
Folgenden werden Hinweise gegeben,
die für den Vernehmer wichtig sein kön-
nen:
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tisch, als Zeichen der Unwahrheit zu
deuten.

e) Erstkontakt mit der Polizei bzw. Po-
lizeizugriff als potentiell traumatisie-
rendes Ereignis: Ein Polizeizugriff
kann – aufgrund seiner Vehemenz
und der damit verbundenen Szenen –
ebenfalls traumatisierend sein. Von
der Polizei „gefasst“ zu werden
(möglicherweise zum ersten Mal)
kann entweder an sich ein belasten-
des Ereignis darstellen oder vorherge-
hende belastende Ereignisse reaktivie-
ren. Möglich ist auch, dass die Polizei,
im Bestreben die Ermittlungen mög-
lichst genau und akkurat durchzufüh-
ren, die Opfer oder Zeugen psychisch
belastet.

Fallbeispiel:
Eine Patientin berichtet folgende Be-
gebenheit: Sie sei mit ihrem Hund im
Wald spazieren gewesen, als dieser
„etwas“ im Laub entdeckt habe. Bei
näherem Hinsehen habe sich heraus-
gestellt, dass es sich um einen Leich-
nam gehandelt habe. Die Patientin
habe daraufhin über ihr Mobiltelefon
die Polizei angerufen, die ihr gesagt
habe, sie würde gleich kommen und
bis dahin solle sie sich „nicht vom
Fleck“ rühren. Die Patientin habe sich
anschließend auf einem Baumstumpf
gesetzt und ca. 30 Minuten auf die
Polizei gewartet. Während dieser Zeit
habe sie ständig den Leichnam vor
sich gehabt (der Geruch sei „bestia-
lisch“ gewesen), habe sich aber nicht
getraut, den Ort zu verlassen, weil ihr
das der Beamte am Telefon „verboten“
habe.

Aus diesem Beispiel wird deutlich,
dass bestimmte polizeiliche Hand-
lungsabläufe und -vorgaben (so sinn-
voll und richtig sie aus kriminalisti-
scher Sicht auch sein können) zu
potentiell belastenden Ereignissen für
das Opfer werden können. Selbstver-
ständlich ist es sehr wichtig, aus kri-
minalistischer Sicht alles zu unterneh-
men, was dazu führt, den oder die
Täter zu überführen. Auf der ande-
ren Seite ist es aber auch wichtig ab-
zuwägen, in welche – psychisch be-
lastenden – Situationen u.U. das
Opfer dadurch gebracht wird.

f) Konfrontation mit dem Täter: Zu den
belastendsten Situationen, die Opfer
von Gewalttaten ausgesetzt sein kön-
nen, gehört die Konfrontation mit
dem Täter (bspw. in Form einer Ge-
genüberstellung oder während der Ge-
richtsverhandlung). Der Täter ist für

a) Der Vernehmer sollte zwar auf der
einen Seite seine Neutralität aufrecht
erhalten, auf der anderen Seite jedoch
Sicherheit vermitteln und sich der zu
vernehmenden Person gegenüber re-
spektvoll verhalten. Hier gilt es, eine
wichtige Unterscheidung zu treffen:
Der vernehmende Beamte muss auf
keinen Fall der Aussage des Opfers
Glauben schenken, jedoch sollte er
sich gleichzeitig so benehmen, dass das
Opfer in seiner Situation gewürdigt
wird. Dies stellt er sicher, in dem er
sich

z bspw. korrekt und vollständig vor-
stellt

z fragt, ob es jetzt möglich ist, über
das Ereignis zu sprechen und das
Einverständnis abwartet

z über das Prozedere aufklärt, d.h.
das Prozedere transparent macht

z sich engagiert zeigt (bspw. ein Ge-
tränk anbietet)

z das, was er tut, auch kommentiert
(bspw. „Ich mache mir ein paar No-
tizen, während Sie sprechen…“,
etc.)

z wenn er nachfragen muss, dabei
vorsichtig ist (bspw. „Sie haben
eben gesagt, dass… Ich habe das
nicht genau verstanden. Könnten
Sie bitte noch einmal wiederholen,
was Sie gesagt haben?“)

z dem Opfer – nach Möglichkeit –
Unterstützung anbietet (bspw.
Adressen bestimmter Anlaufstel-
len, den Polizeipsychologischen
Dienst, etc.).

Sollte es sich um eine Vergewaltigungs-
situation mit einem männlichen Täter
handeln, so sollte die Vernehmung von
einer Polizeibeamtin durchgeführt wer-
den (zumindest sollte dafür Sorge getra-
gen werden, dass auch eine Polizeibeam-
tin zugegen ist). Besonderes Augenmerk
sollte darauf gelegt werden, ob der ver-
nehmende Beamte zufällig dem Täter in
der äußeren Erscheinung ähnlich ist. Ist
dies der Fall, dann sollte nach Möglich-
keit ein anderer Beamter die Verneh-
mung durchführen, da damit zu rechnen
ist, dass die zu vernehmende Person un-
ter massiven Stressreaktionen leiden
wird.

b) Über mögliche dissoziative Phänome-
ne informiert, sollte der Vernehmer
darauf achten, ob das Opfer mit sei-
ner Aufmerksamkeit im Hier und
Jetzt bleiben kann oder ob es ab-
schweift – möglicherweise in Mini-
Dissoziationen. Dies kann sich durch
einen starren Blick, durch fehlende
Antworten, themenirrelevante Ant-
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worten, etc. äußern. Kommt es zu
dissoziativen Phänomenen, so kön-
nen folgende Strategien gewählt wer-
den, um die Dissoziation zu stoppen:

z die Person auffordern, persönliche
Daten zu berichten, d.h. Daten,
welche die persönliche Identität des
Opfers ausmachen (bspw. Geburts-
datum, Geburtsort, Name der Kin-
der, Name des Vaters/der Mutter,
etc.)

z die Person auffordern die Füße auf
den Boden zu setzen, diesen zu spü-
ren, einen festen (!) Punkt im Raum
(bspw. einen Nagel oder Fleck an
der Wand) zu fixieren und dabei
deutlich ein- und auszuatmen

z die Person auffordern (wenn mög-
lich) im Raum umher zu gehen und
zu beschreiben, was sie gerade
wahrnimmt (Sehen, Hören,
Schmecken, etc.)

z der Person einen so genannten
„Coldpack“ auf den Nacken legen.

c) Der Vernehmer sollte sich von Zeit
zu Zeit nach dem Befinden des Op-
fers erkundigen. Hat er den Eindruck,
dissoziative Phänomene beobachtet
zu haben, ist es erlaubt, das Opfer
danach zu fragen.

d) Sobald der Vernehmer das Opfer an-
spricht, sollte er dies mit seinem Na-
men tun. Diese Strategie wirkt nicht
nur stabilisierend (der Name ist
gleichsam das „Etikett“ des Men-
schen), sondern gibt ihm auch Wür-
de und Anerkennung.

e) Der Vernehmer sollte dem Opfer
auch dann noch Hilfestellung anbie-
ten, wenn die Vernehmung abge-
schlossen ist. Andernfalls kann das
Opfer den Eindruck gewinnen, „aus-
genutzt“ worden zu sein, was eben-
falls retraumatisierend wirken kann.

Info-Box:
Das Ziel des Vernehmers kann in einem
diametralen Gegensatz zu dem des Op-
fers stehen. Während Ersterer bestrebt ist,
eine möglichst vollständige und detailrei-
che Aussage zu bekommen, kann Letz-
terer damit beschäftigt sein, alles zu ver-
meiden, was direkt oder indirekt mit dem

mende Person mehr oder minder stark
von ihrem Impuls eingenommen sein,
alles zu vermeiden, was mit dem trau-
matischen Ereignis in Verbindung steht.
Abschließend wurden Möglichkeiten
und Strategien dargestellt, welche die
Arbeit des vernehmenden Beamten er-
leichtern und gleichzeitig das Opfer sta-
bilisieren sollen.
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Fußnoten:

1 Zur Erläuterung: Die PTBS kann erst 4 Wochen
nach dem Ereignis als Diagnose vergeben werden.
Innerhalb der ersten 4 Wochen nach dem Ereig-
nis wird die so genannte „Akute Belastungsstö-
rung“ als Diagnose vergeben, deren Kriterien der
einer PTBS sehr ähnlich sind.

2 Zur Erläuterung: Das Wiedererleben ist nicht von
der Person intendiert, d.h. absichtlich herbeige-
führt. M.a.W., es ist nicht so, dass der traumati-
sierte Mensch absichtlich und von sich aus an das
Ereignis denken will, sondern vielmehr daran den-
ken muss. Die Erinnerungen drängen sich quasi
auf, während der Betroffene ständig bestrebt ist,
genau das zu vermeiden.

3 An dieser Stelle sei noch darauf hingewiesen, dass
Anwälte und Richter durch vehementes und boh-
rendes Fragen, bzw. durch die Aufforderung, die
gesamte traumatische Situation minutiös und de-
tailreich wieder zu erzählen, die selbe Reaktion
beim Opfer auslösen können.

Ereignis verbunden ist. Das Verhalten des
Vernehmers kann jedoch ein starker Si-
cherheit und Stabilität gebender Faktor
werden, wodurch es nicht nur zu einer
Beruhigung des Opfers kommen kann,
sondern auch zu einer Verbesserung der
Qualität der erhaltenen Aussage.

3. Zusammenfassung

Ziel dieses Beitrages war es, die Situati-
on des Opfers während seiner Verneh-
mung aus klinisch-psychologischer Sicht
darzustellen. Einleitend wurden die Be-
griffe „Trauma“ und „Traumatisierung“,
so wie sie in der Klinischen Psychologie
und den entsprechenden Klassifikations-
systemen definiert sind, dargestellt und
erläutert. Es ist notwendig, den Begriff
„traumatisches Ereignis“ nur für solche
Situationen zu reservieren, die mit dro-
hendem Tod oder ernsthafter Verletzung
der eigenen oder einer fremden Person
einhergehen und wobei der Betroffene
mit intensiver Angst, Hilflosigkeit oder
Entsetzen reagiert.

Zu den Phänomenen, die im Rahmen
einer psychischen Traumatisierung auf-
treten können und die sowohl für den
betroffenen Menschen, als auch für den
Vernehmer belastend werden können,
gehört die so genannte „Dissoziation“.
Diese zeichnet sich durch eine Trennung
der integrativen Funktionen von Be-
wusstsein, Identität und Wahrnehmung
aus und kann bereits während des Ereig-
nisses auftreten, was letztlich zu Erinne-
rungslücken und fragmentarischen Erin-
nerungen führen kann. Grundlegender
Mechanismus dissoziativer Prozesse ist
eine Trennung zwischen dem impliziten
und expliziten Gedächtnis, wobei die
traumabezogenen Inhalte nicht genü-
gend in letzterem elaboriert sind.
Dadurch können Aussagen von Opfern
zerfahren und inhaltlich inkonsistent
erscheinen – ein Aspekt, der nicht un-
bedingt mit der Glaubwürdigkeit des
Opfers assoziiert sein muss.

Die Vernehmungssituation kann durch
eine Diskrepanz zwischen den Zielen,
die das Opfer verfolgt, und denen, die
vom Vernehmer verfolgt werden, ge-
kennzeichnet sein. Während der Verneh-
mungsbeamte eine möglichst vollständi-
ge und detailreiche Aussage erwartet und
darauf hinarbeitet, kann die zu verneh-
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Die mit den Terroranschlägen vom 11.
September 2001 zu Tage getretene welt-
weite Bedrohung durch islamistischen
Terrorismus hat auch in der Bundesre-
publik Deutschland eine Vielzahl von
politischen, polizeilichen und nachrich-
tendienstlichen Aktivitäten ausgelöst.
Nach umfangreichen gesetzlichen und
organisatorischen Reaktionen wird
nunmehr zunehmend auch über eine
Neustrukturierung der Sicherheitsarchi-
tektur als organisatorische Antwort auf
die sicherheitspolitischen Herausforde-
rungen durch diese weltweit in Erschei-
nung tretende Kriminalitätsform disku-
tiert2. Ein gemeinsamer Nenner aller
Bekämpfungsansätze ist bislang lediglich
die Einsicht in die Notwendigkeit einer
engeren nationalen und internationalen
Zusammenarbeit der Sicherheitsbehör-
den. Allgemeingültig ist zudem, dass es
nicht nur um die Kooperation der origi-
när für die Wahrung der Inneren Sicher-
heit zuständigen Polizeibehörden
(Schutz- und Kriminalpolizei) geht. Un-
erlässlich ist die Zusammenarbeit der
sonstigen Sicherheitsbehörden, insbe-
sondere der Nachrichtendienste – in der
Bundesrepublik Deutschland vornehm-
lich des Bundesnachrichtendienstes und
des administrativen Verfassungsschutzes
des Bundes und der Länder auf nationa-
ler, europäischer und internationaler
Ebene.

Bedenken und Probleme treten jedoch
auf, sofern es nunmehr gilt, die rechtli-
chen Rahmenbedingungen für die ein-
zelnen Kooperationsformen, insbeson-

Das Trennungsgebot – Teil 1
Politisches Schlagwort oder verfassungsrechtliche Vorgabe?

von Regierungsdirektor Dr. jur. Jens Singer 1

dere für den Informationsaustausch zu
schaffen3. Gesetzlichen Regelungen für
effektive Instrumente wie gemeinsame
Analysezentren4, den Informations- und
Analyseboards oder verbundenen Pro-
jekt-, Index- und Volltextdateien wird
regelmäßig ein Wort entgegengehalten:
Trennungsgebot!

Die Diskussionsbeiträge folgen einem
dreiteiligen Muster: Das Trennungsgebot
wird auf einen hohen Sockel gehoben,
indem man es zum Verfassungsrecht er-
klärt. Dann wird sein Umfang extensiv
interpretiert. Und letztlich wird es allen
Ansätzen für neue Kooperationsformen
der Sicherheitsbehörden entgegengehal-
ten.

Die Diskussionen verdeutlichen dabei
nicht nur die Aura, die den Begriff um-
gibt, sie beleuchten auch in erschrecken-
der Weise die diffusen Vorstellungen
vom Inhalt dieses Rechts- und Organi-
sationsprinzips. Im Gegensatz zu seinem
historischen Ursprung ist denn auch
bislang nicht abschließend geklärt, ob das
Prinzip Verfassungsrang hat und für
welche Dienste die vermeintliche verfas-
sungsrechtliche Vorgabe gilt5. Vorstel-
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Dr. jur. Jens Singer1

sierten Kriminalität durch die Nachrichten-
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lungen von der Bedeutung und dem In-
halt dieses Trennungsgebotes sind höchst
unterschiedlich6. Der nachfolgende Auf-
satz soll nach einer kurzen Darstellung
von Ursprung und Inhalt des Trennungs-
gebotes die rechtliche Qualität beurtei-
len und dient damit hoffentlich der Ver-
antwortung der Rechtspolitik für die
Freiheit in Sicherheit.

1. Der Ursprung des Trennungsgebo-
tes

Der historische Ursprung des Tren-
nungsgebotes findet sich in der Zeit zwi-
schen dem Ende des Zweiten Weltkrie-
ges und der Gründung der Bundes-
republik Deutschland7. Nach dem Zu-
sammenbruch des Dritten Reiches am 8.
Mai 1945 galt in Deutschland zunächst
Besatzungsrecht. Befugnisse wurden
deutschen Polizeikräften zunächst nur
sehr zurückhaltend übertragen. Explizit
verboten wurden am 1. Juli 1946 durch
das Kontrollratsgesetz Nr. 31 alle deut-
schen Polizeibüros und -agenturen, die
die Überwachung und Kontrolle der
politischen Betätigung von Personen
zum Zweck hatten. Auch ihre Neuein-
richtung wurde untersagt8.
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ihre Motive als Besatzer rollengerecht
nicht erläuterten. Roewer ist der Ansicht,
dass vornehmlich massive Eigeninteres-
sen der Siegermächte zum Polizeibrief
führten. Die Alliierten seien bestrebt
gewesen, keine zonengrenzenübergrei-
fende Zentralgewalt zuzulassen. Eine
solche mit Exekutivbefugnissen ausge-
stattete Zentralgewalt wäre von ihnen
nur mangelhaft zu kontrollieren gewe-
sen17.

Nicht abwegig erscheint auch die Ver-
mutung, dass sich die Alliierten auf
Drängen der Vertreter Großbritanniens
bei ihren Vorgaben an britischen Vor-
bildern orientierten, etwa an dem dorti-
gen Secret Service bzw. dem Nachrich-
tendienst MI 5, die weder Polizei- noch
sonstige Kontrollbefugnisse hatten18. Die
damalige Labour-Regierung unter Cle-
ment R. Attlee hatte entsprechend ihrer
eigenen Programmatik auch ein sehr
starkes Interesse an der Entwicklung
demokratischer und rechtsstaatlicher
Strukturen in den Westzonen.

Am wahrscheinlichsten ist jedoch, dass
die in Rede stehenden Regelungen des
Polizeibriefs vornehmlich eine Reakti-
on der Alliierten auf die bitteren Erfah-
rungen mit der Gestapo des Dritten Rei-
ches waren19. Es ging darum, in der
jungen Bundesrepublik Deutschland eine
Wiederholung des von Gestapo und
Reichssicherheitshauptamt ausgehenden
nationalsozialistischen Staatsterrors aus-
zuschließen. Die Nationalsozialisten hat-
ten unmittelbar nach ihrer Machtüber-
nahme durch Gesetz vom 26.4.1933
zunächst in Preußen ein „Geheimes
Staatspolizeiamt“ errichtet und 1936 auf
die übrigen Länder des Reiches ausge-
dehnt. Organisatorisch wurden die zen-
tralen Ämter der Gestapo, der Sicher-
heitspolizei und des Sicherheitsdienstes
der NSDAP durch Befehl des Reichsfüh-
rers der SS und der deutschen Polizei
vom 27.9.1939 im sogenannten Reichs-
sicherheitshauptamt zusammengefasst.
Das Ergebnis war eine Form von politi-
scher Polizei, die jede Äußerung im Volk
erfasste und über unbeschränkte Befug-
nisse verfügte20. Kennzeichnend für die
Gestapo war neben der rechtlichen Un-
beschränktheit ihrer Mittel die Zusam-
menfassung und Zentralisierung von
Exekutiv- und Überwachungsfunktio-
nen21. So wurde die Gestapo nicht nur
zum Synonym für die unbeschränkte
und unkontrollierbare Willkürherr-
schaft einer politischen Polizei, sondern
auch zum Inbegriff des totalen Überwa-
chungs- und Polizeistaates. Es erscheint
nahe liegend, dass die Alliierten mit den
Regelungen des Polizeibriefes die erneu-

Noch am 22. November 1948 teilten die
alliierten Militärgouverneure in einem
„Aide Mémoire“ dem Parlamentarischen
Rat mit, dass die Befugnisse der noch zu
bildenden Bundesregierung auf dem Ge-
biet der Polizei auf die von den Militär-
gouverneuren während der Besatzungs-
zeit ausdrücklich genehmigten und
danach auf die durch internationale Ver-
einbarung bestimmten Befugnisse be-
schränkt sein sollten9.

Inmitten der Schlussberatungen zum
Grundgesetz ging dann ein Schreiben der
drei westlichen alliierten Militärgouver-
neure beim Präsidenten des Parlamenta-
rischen Rates ein10. Dieses Schreiben vom
14. April 1949 wurde bekannt unter der
Bezeichnung „Polizeibrief“11. Er lautet in
der Übersetzung wie folgt:

„Wie wir Ihnen in unserem „Aide Mémoire“
vom 22. November 1948 mitgeteilt haben,
sollen die Befugnisse der Bundesregie-
rung auf dem Gebiet der Polizei auf die
von den Militärgouverneuren während der
Zeit der Besetzung ausdrücklich geneh-
migten und nach diesem Zeitpunkt auf die
durch internationale Vereinbarungen be-
stimmte Befugnisse beschränkt sein. Die
Militärgouverneure sind nun wie folgt
übereingekommen:

1. Der Bundesregierung ist es gestattet,
unverzüglich Bundesorgane zur Verfol-
gung von Gesetzesübertretungen und
Bundespolizeibehörden auf folgenden
Gebieten zu errichten: Überwachung
des Personen- und Güterverkehrs bei
der Überschreitung der Bundesgren-
zen; Sammlung und Verbreitung von
polizeilichen Auskünften und Statisti-
ken; Koordinierung bei der Untersu-
chung von Verletzungen der Bundes-
gesetze und die Erfüllung internatio-
naler Verpflichtungen hinsichtlich der
Rauschgiftkontrolle, des internationa-
len Reiseverkehrs und von Staatsver-
trägen über Verbrechensverfolgung.

2. Der Bundesregierung wird es ebenfalls
gestattet, eine Stelle zur Sammlung
und Verbreitung von Auskünften über
umstürzlerische, gegen die Bundesre-
gierung gerichtete Tätigkeiten einzu-
richten. Diese Stelle soll keine Polizei-
befugnisse haben.

3. Die Befugnisse, Zuständigkeiten und
Aufgaben des Bundesorgans zur Ver-
folgung von Grenzübertretungen oder
jeder Polizeibehörde sind durch ein
der Ablehnung durch die Militärgou-
verneure unterliegendes Bundesge-
setz zu bestimmen. Keine Bundespo-
lizeibehörde darf Befehlsgewalt über
Landes- oder Ortspolizeibehörden
besitzen.

4. Jede Bundespolizeibehörde unterliegt,
insbesondere hinsichtlich ihrer Kopf-
stärke, einschlägigen Bestimmungen,
die die Militärgouverneure aufgrund
der den Besatzungsbehörden nach
dem Besatzungsstatut vorbehaltenen
Befugnisse erlassen.

5. Falls der Parlamentarische Rat oder
die Bundesregierung Bundesorgane
zur Verfolgung von Grenzübertretun-
gen oder Bundespolizeibehörden auf
anderen Gebieten in Vorschlag brin-
gen sollte, so sind, vorbehaltlich der
Bestimmungen in den Absätzen 3 und
4, Vorschläge dieser Art den Militär-
gouverneuren zur Genehmigung vor-
zulegen.“

Dieser Brief gilt als die Geburtsstunde
des Trennungsgebotes, obwohl sich im
gesamten Brief kein englisches Äquiva-
lent für den Begriff Trennungsgebot fin-
det. Der relevante Absatz 2 des Briefes
enthält folgenden englischen Wortlaut:

„The federal government will also be per-
mitted to establish an agency to collect
and disseminate information concerning
subversive activities directed against the
federal government. This agency shall
have no police authority“.

Der Bundesregierung wurde mit dem
Polizeibrief gestattet, eine Stelle zur
Sammlung und Verbreitung von Infor-
mationen über umstürzlerische, gegen
die Bundesregierung gerichtete Tätigkei-
ten einzurichten12. Nach Satz 2 sollte
diese Stelle über keine „police authori-
ty“ verfügen, was wohl am zutreffends-
ten mit „polizeiliche Befugnisse“ über-
setzt wird. Im Verfassungsschutzgesetz
vom 28. September 1950 wurden diese
Vorgaben zum ersten Mal berücksich-
tigt13. Mittlerweile finden sich in allen
Gesetzen über die Nachrichtendienste
Regelungen, die in ihrem Ursprung auf
diese Vorgaben zurückgehen14.

Der Begriff „Trennungsgebot“ findet
sich bis heute in keiner einzigen gesetz-
lichen Regelung. Auch seine Herkunft
lässt sich nicht mehr eruieren15. Sicher
ist jedoch, dass er weder auf die Alliier-
ten noch den Gesetzgeber der Bundesre-
publik Deutschland zurückgeht. Da er
sich erst ab den achtziger Jahren in der
Literatur findet16, kann man davon aus-
gehen, dass es sich um eine Begriffsschöp-
fung der siebziger Jahre und ein Resul-
tat der politischen Auseinandersetzung
um den Datenschutz handelt.

Was die alliierten Militärgouverneure
mit dem Polizeibrief bezweckten, ist bis
heute nicht abschließend geklärt, da sie
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te Entstehung ähnlicher Organisationen
verhindern wollten22. Beim Aufbau der
neuen Sicherheitsorgane mussten sich die
Alliierten mangels sachkundiger perso-
neller Auswahl zumindest teilweise der
ehemaligen Angehörigen der Sicherheits-
behörden des Dritten Reichs bedienen.
Diese erfahrenen Kräfte waren im Nati-
onalsozialismus fast ausnahmslos nicht
als rechtsstaatlich orientierte Demokra-
ten hervorgetreten. Eine strukturelle Si-
cherung über Einschränkungen der Befug-
nisse dieser Beamten machte damit
durchaus Sinn. Gerade unter diesen Um-
ständen war es verständlich, dass die Alli-
ierten nur sehr zögerlich bereit waren, der
jungen Bundesrepublik Deutschland und
ihren Polizeibeamten auf dem Gebiet der
Einrichtung einer Art von politischer
Polizei Kompetenzen zuzugestehen. In
dem Recht zur Einrichtung einer Stelle
zur Sammlung von Informationen über
umstürzlerische, gegen die Bundesregie-
rung gerichtete Tätigkeiten, lag bereits
ein Zugeständnis der Alliierten23.

2. Der Inhalt des Trennungsgebotes

Der rechtliche Inhalt des Trennungsge-
botes war wie auch sein etwaiger Ver-
fassungsrang bereits Ende der siebziger
Jahre stark umstritten24. Ob man darun-
ter eine Zusammenfassung von mehre-
ren Geboten oder ein einheitliches Ge-
bot mit verschiedenen Elementen
versteht, wofür die Formulierung des Po-
lizeibriefes spricht, kann dahinstehen.
Die zwei wesentlichen Bestandteile sind
die Befugnis- und die Organisationstren-
nung.

2.1 Die Befugnistrennung

Der Kern des Trennungsgebotes ist die
Befugnistrennung zwischen nachrichten-
dienstlichem Verfassungsschutz und
Polizei. Zurück geht sie unmittelbar auf
den Wortlaut des Polizeibriefes („no
police authority“, s.o.)25. Es gilt das Ver-
bot der Ausübung polizeilicher Befug-
nisse oder Weisungsrechte durch den
nachrichtendienstlichen Verfassungs-
schutz26. Die im Polizeibrief getroffene
Regelung, dass die polizeilichen Befug-
nisse nicht der mit Informationssamm-
lung über subversive Aktivitäten betrau-
ten Behörde zustehen sollen, ist mithin
die Essenz des Trennungsprinzips. Bis
heute ist diese Trennung das wichtigste
Abgrenzungskriterium von Polizei und
Nachrichtendiensten. Einfachgesetzlich
ist die Befugnistrennung in der Weise
negativ gefasst, dass den Nachrichten-
diensten polizeiliche Befugnisse nicht
zustehen sollen27. Dabei ist unter poli-
zeilichen Befugnissen nicht etwa jedwe-

de normativ zugestandene Tätigkeit der
Polizei zu verstehen28, sondern nur be-
stimmte traditionelle Zwangsmaßnah-
men. Im Einzelnen handelt es sich bei
den polizeilichen Befugnissen um
Zwangsmaßnahmen wie Festnahmen,
Durchsuchungen, Personenüberprüfun-
gen, Anhalterechte und Beschlagnah-
mungen etc.29. Da die polizeilichen Be-
fugnisse zur Informationsgewinnung
ausgeschlossen sind, müssen die Dienste
sich zur Informationsgewinnung auf all-
gemein zugängliche Quellen oder die
Nutzung ihres originären Instrumenta-
riums, der so genannten Nachrichten-
dienstlichen Mittel, stützen. Dem Tren-
nungsgebot widerspricht mithin die
Gewinnung von Informationen unter
Vorspiegelung des Polizistenstatus
(Polizeilegende)30. Hierbei würde der
Eindruck vermittelt, ein Verfassungs-
schutzbeamter hätte polizeiliche Zwangs-
befugnisse31.

Der Polizei steht demgegenüber in Er-
mangelung entsprechender Befugnisnor-
men grundsätzlich nicht die Anwendung
nachrichtendienstlicher Mittel zu32. Dies
gilt, obwohl der Gesetzgeber in den letz-
ten Jahren entsprechende Befugnisse
stark ausgedehnt und die Polizei mit ih-
nen zunehmend operiert hat, was zum
Schlagwort der „Vernachrichtendienst-
lichung der Polizei“ führte33. Dies ergibt
sich aus dem Gesetzesvorbehalt und dem
Gebot der Offenheit staatlichen Han-
delns34. Die Polizei soll dem Bürger
grundsätzlich offen gegenübertreten, da
es eine aus dem Demokratieprinzip und
dem Rechtsstaatsgedanken abzuleitende
und als subjektives Individualrecht aus-
zugestaltende Möglichkeit wirksamer
Kontrolle ihrer Maßnahmen geben
muss35.

Insbesondere aus der Gegenüberstellung
der polizeilichen Eingriffsbefugnisse und
der nachrichtendienstlichen Mittel wird
der Inhalt der Befugnistrennung deut-
lich. Nachrichtendienstliche Mittel (ND-
Mittel) sind die speziellen konspirativen
Methoden, die eine Aufgabenerfüllung
unbemerkt vom Betroffenen und von
außenstehenden Dritten ermöglichen36.
Charakteristisch für dieses Instrument
der Informationsbeschaffung ist die
„Heimlichkeit“ der Anwendung. Selbst
wenn die Polizeigesetze seit den siebzi-
ger Jahren zunehmend Befugnisse für
klandestine Mittel normieren, bleiben sie
das genuine und originäre Instrumenta-
rium der Dienste und werden dadurch
nicht etwa zu polizeilichen Befugnis-
sen37. Die klassischen polizeilichen Mit-
tel bilden den Gegensatz zu den ND-
Mitteln. Sie zeichnen sich durch die

compulsio, ihren Zwangscharakter,
aus38. Zwar geschieht die heimliche Beo-
bachtung in der Regel gegen oder
zumindest unabhängig vom Willen des
Betroffenen – Unfreiwilligkeit qua
Heimlichkeit – sie stellt jedoch keinen
Zwang dar. Denn wesentliches Merkmal
eines Zwanges ist seine subjektive psy-
chische oder physische Fühlbarkeit, die
ein „Bemerken“ voraussetzt. Wer sich
keine oder nur abstrakte Vorstellungen
macht, dessen Wille kann auch nicht
überwunden oder gebrochen werden.
Der abstrakte Wunsch, unbeobachtet zu
bleiben, ist kein durch Zwang zu über-
windender Wille39. Der Befugnistren-
nung liegt der Gedanke zugrunde, dass
derjenige, der fast alles weiß, nicht alles
dürfen soll und derjenige, der fast alles
darf, nicht alles wissen soll40.

2.2 Die organisatorische Trennung

Aus den unterschiedlichen Befugnissen
von Polizei und Nachrichtendiensten
ergibt sich eine organisationsrechtliche
Konsequenz: Keiner der Nachrichten-
dienste darf einer polizeilichen Dienst-
stelle angegliedert werden, und umge-
kehrt darf keine polizeiliche Dienststelle
einer Nachrichtendienstbehörde unter-
bzw. nachgeordnet sein41. Denn wenn
einer Stelle bestimmte Befugnisse zu-
kommen sollen, einer anderen hingegen
nicht, so haben die Stellen zwingend ver-
schieden zu sein42.

Damit ist der Betrieb von Nachrichten-
diensten und Polizei unter einem Behör-
dendach wie auch ihre personelle Ver-
flechtung ausgeschlossen43. Abordnun-
gen von Mitarbeitern sind nur insoweit
zulässig, als ihr Umfang das Trennungs-
gebot nicht unterläuft.

Betroffen sind von dem Gebot alle Aus-
führungsebenen, was jedoch nicht heißt,
dass die dienst- und fachaufsichtsführen-
den Behörden nicht zusammengelegt
werden können44. So ist die organisato-
rische Eingliederung des Verfassungs-
schutzes in die Innenministerien, wie in
Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Sachsen-Anhalt und Schles-
wig-Holstein, grundsätzlich möglich45.

Die organisatorische Trennung der Nach-
richtendienste von den Polizei- und all-
gemeinen Sicherheitsbehörden ist ein-
fachgesetzlich ausdrücklich festge-
schrieben46. Aus dem Polizeibrief ergibt
sie sich als Konsequenz der fehlenden Po-
lizeibefugnisse des Verfassungsschutzes.
Hätte der Verfassungsschutz entspre-
chende Befugnisse, so würde es sich im
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Ergebnis um eine Form von Polizeibe-
hörde handeln, die nur nicht als Polizei
bezeichnet wird, faktisch aber eine Poli-
zeibehörde darstellen würde. Die orga-
nisatorische Trennung steht folglich in
engem Zusammenhang mit der Befugnis-
trennung.

Das zweite Element des Trennungsgebo-
tes hat aktuell unmittelbare Konsequen-
zen für die bereits angesprochenen neu-
en Kooperationsformen der Sicherheits-
behörden. In sogenannten Informations-
und Analyseboards arbeiten Mitarbeiter
der Kriminalpolizei (BKA) und der
Nachrichtendienste (BND und BfV), tau-
schen sicherheitsrelevante Informatio-
nen zu einem bestimmten Kriminalitäts-
phänomen wie beispielsweise den „Non
aligned-Mudjahedin“ aus. Diese Koope-
rationsform stellt zwar eine enge räum-
liche Zusammenarbeit dar. Es wird je-
doch kein neues staatliches Organ mit
eigenen gesetzlich zugewiesenen Aufga-
ben und Befugnissen gebildet. Die Mit-
arbeiter bleiben Angehörige ihrer jewei-
ligen Sicherheitsbehörde und behalten
ihre polizeilichen oder nachrichten-
dienstlichen Befugnisse. Institutionali-
siert – und damit optimiert – wird
lediglich die informelle Zusammenarbeit
der beteiligten Behörden, für die bereits
seit 1990 umfangreiche klar bestimmte
Rechtsgrundlagen existieren47. Die Infor-
mations- und Analyseboards sind mithin
nicht als eine organisatorische Zusam-
menlegung von Polizei und Nachrich-
tendiensten zu verstehen. Das Tren-
nungsgebot bleibt mithin unberührt.

2.3 Aufgabentrennung

Das Trennungsgebot soll sich auch für
die Aufgaben von Polizei und Nachrich-
tendiensten auswirken48. Angeblich setzt
es voraus, dass beide Organisationen
unterschiedliche Aufgaben haben. Für
Gusy ist es ein zentraler Bestandteil des
Trennungsgebotes, dass die Polizei nicht
im Vorfeld einer Gefahr oder eines Ver-
dachts tätig werden darf49. Für die Be-
kämpfung des internationalen Terroris-
mus und die Überlegungen zu einer
neuen Sicherheitsarchitektur hätte dies
erhebliche Konsequenzen50.

Im Polizeibrief findet sich die Aufgabe
Verfassungsschutz genauso wenig wie die
Auslandsaufklärung. Der Bundesregie-
rung wurde lediglich gestattet, eine Stel-
le zur Sammlung und Verbreitung von
Informationen über umstürzlerische,
gegen die Bundesregierung gerichtete
Tätigkeiten einzurichten.

Dort, wo Elemente des Trennungsgebo-
tes gesetzlich normiert sind, findet sich

nung die funktionelle Trennung partiell
verschwunden ist54. Das Trennungsgebot
ist in seiner schwachen aufgabenbezoge-
nen Komponente damit zumindest be-
rührt.

2.4 Die informationelle Trennung

Als das Trennungsgebot zum ersten Mal
Ende der siebziger Jahre Gegenstand in-
tensiver juristischer Erörterungen wur-
de, ging es vornehmlich um die „infor-
mationelle Trennung“55. Inhaltlicher
Aufhänger war die Frage nach der Zu-
lässigkeit einer informationellen Zusam-
menarbeit zwischen Polizei und Verfas-
sungsschutz vor dem Hintergrund des
Grundrechts auf „informationelle Selbst-
bestimmung“ und der damit zusammen-
hängenden Datenschutzdiskussion56.
Konkret ging es um die Frage, ob der
Verfassungsschutz im Wege der Amts-
hilfe durch die Polizei zu Informationen
kommen kann, zu deren Beschaffung
ihm selbst die polizeilichen Befugnisse
fehlen, und ob es generellen Informati-
onsaustausch zwischen den Behörden
geben dürfe. Der Wortlaut des Polizei-
briefes, wie auch die damaligen Verfas-
sungsschutzgesetze, waren insoweit un-
ergiebig57.

Laut dem BayVGH wird das Recht der
Informationserhebung und –übermitt-
lung vom Trennungsgebot nicht be-
rührt58. Dennoch hat das Trennungsge-
bot aus der Befugnistrennung resul-
tierende Rechtsfolgen für die informati-
onelle Zusammenarbeit zwischen Poli-
zei und Verfassungsschutz59.

Mit dem Trennungsgebot unvereinbar
ist ein Informationstransfer, der lediglich
eine Umgehung der oben beschriebenen
Befugnisrestriktionen zur Folge hat. Die
Verfassungsschutzbehörden dürfen
durch eine Übermittlung von Daten kei-
ne polizeilichen Kontrollbefugnisse
erhalten60. Dies wäre der Fall, wenn Po-
lizeibehörden auf Veranlassung der
Nachrichtendienste Informationen
durch Zwangsmittel erlangen und diese
sodann an die Dienste weiterzuleiten
hätten61. In solchen Konstellationen wäre
der jeweilige Nachrichtendienst Herr des
Verfahrens und die Polizei bloßes Instru-
ment. Eine solche Instrumentalisierung
der Polizeibehörden widerspräche der
Befugnistrennung. Andererseits ist es
nicht Sinn und Zweck des Gebotes, jeg-
lichen Datenaustausch zwischen den
Behörden auszuschließen62. Wurden z.B.
aufgrund polizeilicher Initiative Informa-
tionen mit Zwangsmitteln rechtmäßig
erlangt, so ist deren Übermittlung zu-
lässig63. Dem steht auch eine etwaige

nichts über die Trennung von Aufgaben,
sondern nur von Befugnissen. Dennoch
hat das Trennungsgebot eine schwache
aufgabenbezogene Komponente, denn
die Trennung von staatlichen Institutio-
nen macht keinen Sinn, wenn sie diesel-
ben Aufgaben wahrnehmen. Hätten die
Verfassungsschutzämter und die Polizei
dieselben Zuständigkeiten, wäre ihr in-
stitutionelles Auseinanderhalten künst-
lich und ohne Sinn und Zweck. Der
Verfassungsschutz wäre letztlich nur
eine Polizei mit stark beschränktem In-
strumentarium. Im Ergebnis ist somit
davon auszugehen, dass das Trennungs-
gebot auch für die Verteilung von Zu-
ständigkeiten zwischen Verfassungs-
schutz und Polizei Relevanz hat, wobei
die Zuständigkeiten möglichst deutlich
voneinander abzugrenzen sind.

Polizei und Nachrichtendienste nehmen
traditionell unterschiedliche Aufgaben
wahr. Im Wesentlichen besteht die her-
kömmliche Aufgabenverteilung auch
heute noch. So beschränkt sich die Poli-
zei auf die Gefahrenabwehr und die
Strafverfolgung. Voraussetzung für ihr
Tätigwerden ist das Vorliegen einer Ge-
fahr für die Sicherheit und Ordnung oder
ein Anfangsverdacht.

Nachrichtendienste befassen sich hinge-
gen mit der Aufklärung von existenziel-
len Staatsgefährdungen und vergleichba-
ren Sachverhalten51. Die Aufklärung des
so genannten Vorfeldes und entfernter
Bedrohungsszenarien ist Aufgabe des
Verfassungsschutzes52. Im Gegensatz zur
Polizei klären die Dienste nur auf. Ab-
wehren können sie selbst nicht, da ih-
nen die polizeilichen Zwangsbefugnisse
fehlen. Auch endet die Zuständigkeit der
Dienste nicht in dem Augenblick, in dem
Straftaten begangen werden. Die straf-
rechtliche Relevanz eines Verhaltens ist
für den Verfassungsschutz weder zustän-
digkeitsbegründendes noch -hinderndes
Merkmal. Polizei und Verfassungsschutz
arbeiten somit zwangsläufig immer
wieder am selben „Fall“.

Durch die Ausweitungen der polizeili-
chen Tätigkeit auf das Vorfeld von poli-
zeilicher Gefahr und Anfangsverdacht
unter der Bezeichnung „Initiativermitt-
lung“ oder „vorbeugende Verbrechens-
bekämpfung“ wird eine scharfe Abgren-
zung noch schwieriger53. Es gibt eine
Vielzahl von Überschneidungen bei den
Aufgabenfeldern „religiöser und politi-
scher Extremismus“, so dass nicht immer
eindeutig ist, von wem welche Aufgabe
gerade wahrgenommen wird.

Im Ergebnis lässt sich vertreten, dass im
Gegensatz zur organisatorischen Tren-
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Zweckbindung der Informationserhe-
bung nicht entgegen, da sich diese nicht
aus dem Trennungsgebot, sondern nur
aus dem Gesetzesvorbehalt ergibt64. Eine
informelle Zusammenarbeit zwischen
Polizei und Nachrichtendiensten ist in-
nerhalb dieser beschriebenen Grenzen
zulässig und zur Aufgabenerfüllung not-
wendig65.

Im Ergebnis handelt es sich bei der in-
formationellen Trennung nicht um ein
eigenständiges Trennungsgebot, sondern
nur um einen Reflex aus der Befugnis-
trennung. Mittlerweile enthalten BVerf-
SchG, BNDG und MADG das ausdrück-
liche, an die Nachrichtendienste
gerichtete Verbot, die Polizei im Wege
der Amtshilfe um Maßnahmen zu ersu-
chen, zu denen sie selbst nicht befugt
sind66. Damit wird weitgehend eine in-
formationelle Trennung sichergestellt.
Wo ein Informationsaustausch aus si-
cherheitspolitischen Gründen für erfor-
derlich gehalten wurde, hat der Gesetz-
geber entsprechende Übermittlungsvor-
schriften in die o.g. Gesetze aufgenom-
men67. Ein Verbot für den Verfassungs-
schutz, im Zuständigkeitsbereich der
Polizei Informationen zu sammeln, ist
genauso wenig Gegenstand des Tren-
nungsgebotes wie ein generelles Verbot
der informellen Zusammenarbeit68.

3. Die rechtliche Qualität des Tren-
nungsgebotes

So alt wie die Diskussion um die infor-
mationelle Trennung ist auch der Streit
um die rechtliche Qualität des Tren-
nungsgebotes, insbesondere über einen
etwaigen Verfassungsrang69. Mittlerweile
enthalten alle Gesetze, die Aufgaben und
Befugnisse eines deutschen Nachrichten-
dienstes regeln, Bestimmungen, die ih-
ren Grund im Trennungsgebot finden70.
So ähneln sich die Formulierungen:

Das Bundesamt für Verfassungsschutz
darf einer polizeilichen Dienststelle nicht
angegliedert werden (§2 Abs.1 Satz 3
BVerfSchG). Polizeiliche Befugnisse oder
Weisungsbefugnisse stehen dem Bun-
desamt für Verfassungsschutz nicht zu;
es darf die Polizei auch nicht im Wege
der Amtshilfe um Maßnahmen ersuchen,
zu denen es selbst nicht befugt ist
(§ 8 Abs.3 BVerfSchG).

Da für alle Dienste in der Bundesrepub-
lik solche einfachgesetzlichen Regelun-
gen zu finden sind, könnte es dahinste-
hen, ob das Trennungsgebot den Rang
von fortbestehendem Verfassungsrecht
in oder außerhalb der Formulierungen

des Grundgesetzes besitzt. Vor dem Hin-
tergrund der Notwendigkeit zum inten-
sivierten Informationsaustausch zwi-
schen den Sicherheitsbehörden hat sich
die Verfassungsfrage aktualisiert.

3.1. Besatzungsrechtliche Vorgabe

Das Trennungsgebot war, wie darge-
stellt, im alliierten Polizeibrief implizit
enthalten. Es galt damit zunächst als
Besatzungsrecht unmittelbar, und zwar
auch noch nach der Verabschiedung des
Grundgesetzes. Dies ergibt sich aus Nr. 3
des Genehmigungsschreibens der Alliier-
ten zum Grundgesetz, wonach die Poli-
zeifunktion des Bundes nur in Überein-
stimmung mit den Vorgaben des
Polizeibriefes ausgeübt werden können
sollte. Die Militärgouverneure nahmen
in dem Genehmigungsschreiben noch
einmal ausdrücklich Bezug auf die Vor-
gaben ihres Polizeibriefes (Punkt Nr. 3)
und machten sie damit zum Vorbehalt
bzw. zur Genehmigungsvoraussetzung
für das Grundgesetz71:

„Zweitens versteht es sich, dass die Poli-
zeibefugnisse, die in Art. 91 Abs.2 ent-
halten sind, nicht ausgeübt werden dür-
fen, bis sie von den Besatzungsbehörden
ausdrücklich gebilligt sind. In gleicher
Weise sollen die übrigen Polizeifunktio-
nen des Bundes im Einklang mit dem in
dieser Frage an Sie gerichteten Schrei-
ben vom 14.04.1949 ausgeübt werden.“

Dieses Besatzungsrecht überlagerte das
Recht der Bundesrepublik und damit
auch das Grundgesetz, zumindest bis
zum 5. Mai 1955, dem Zeitpunkt des
Inkrafttretens des Deutschlandvertra-
ges72. Zu diesem Zeitpunkt erlangte die
Bundesrepublik weitgehende völker-
rechtliche Souveränität; das Besatzungs-
regime für die Westzonen wurde im
Wesentlichen beendet73. Vertreten lässt
sich auch, dass die Vorbehalte des Ge-
nehmigungsschreibens und damit die
Vorgaben des Polizeibriefes erst mit der
Drei-Mächte-Erklärung vom 27.5.1968
erloschen sind74. Spätestens jedoch mit
der Wiedervereinigung ist die unbe-
schränkte Souveränität Deutschlands
wiederhergestellt, da die Alliierten im
Vertrag über die abschließende Regelung
in Bezug auf Deutschland vom 12.09.
1990, in Kraft getreten am 15.03.1991,
ihre „Rechte und Verantwortlichkeiten
in bezug auf Berlin und Deutschland als
Ganzes für beendet“ erklärten75. Die
Bundesrepublik Deutschland hat sich
auch nicht völkerrechtlich gegenüber
den Siegermächten verpflichtet, bei der
Regelung seines Polizei- und Nachrich-
tendienstrechtes auch zukünftig das

Trennungsgebot zu beachten. Dies wür-
de auch ihrer Rechtsstellung als souve-
räner Staat widersprechen. Das Polizei-
und Nachrichtendienstrecht ist eine klas-
sische Regelungsmaterie innerstaatlichen
Rechts. Insbesondere die Organisation
der Sicherheitsverwaltung obliegt jedem
souveränen Staat autonom. Mit Blick auf
die Trennung von Polizei und Verfas-
sungsschutz ist zudem ein Auslandsbe-
zug auch nicht erkennbar. So fehlen völ-
kerrechtliche vertragliche Bindungen,
die an die Stelle des Besatzungsstatus ge-
treten sein könnten. Sie entstanden we-
der in der Besatzungszeit, da die Anord-
nungen der Alliierten nicht als
vertragliche Regelung mit einem deut-
schen Staat gewertet werden können,
noch zu einem späteren Zeitpunkt, da
keine expliziten vertraglichen Vereinba-
rungen abgeschlossen wurden76. Damit
handelt es sich bei dem Trennungsgebot
allenfalls um innerstaatliches Recht, das
zumindest zur Disposition der verfas-
sungsgebenden Gewalt (pouvoir consti-
tuant) steht.
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Beruflicher Werdegang:
Studium der Rechtswissenschaften

1966/67
Ruprecht-Karl-Universität Heidel-
berg

1968 - 1971 Universität Hamburg

April 1971
Erstes Juristisches Staatsexamen in
Hamburg

Mai 1971 - März 1974
Referendarausbildung in Hamburg

März 1974
Zweites Juristisches Staatsexamen in
Hamburg

Mai 1974 - April 1980
Staatsanwaltschaft Hamburg
Schwerpunkt Wirtschaftsstrafsachen

April 1980 - Oktober 1983
Landgericht Hamburg
Große Jugendstrafkammer, daneben
Zivilkammer

Oktober 1983 - Dezember 1987
Finanzgericht Hamburg
Richterin am Finanzgericht
(Ertragsteuern, Zoll- und Verbrauch-
steuern/EG-Recht)

Ende Dezember 1987
Ernennung zur Richterin am Bundes-
gerichtshof, 3. Strafsenat des Bundes-
gerichtshofs (u. a. Staatsschutzsachen
und seinerzeit Steuer- und Zollstraf-
sachen), Karlsruhe

1. Oktober 1990
Wechsel zum 5. (Berliner) Strafsenat
(insbesondere wegen Steuer- und
Zollstrafsachen); seitdem auch Mit-
glied des Senats für Steuerberater-
und Steuerbevollmächtigtensachen
sowie des Senats für Wirtschaftsprü-
fersachen
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Monika Harms
geboren am 29. September 1946

in Berlin,
aufgewachsen seit 1950 in

Frankfurt am Main,
dort Abitur am 15. Februar 1966,

verheiratet

Frage: Sehr geehrte Frau Harms, Sie
sind ab 1. Juni 2006 die erste General-
bundesanwältin der Bundesrepublik
Deutschland. Welche Gründe waren
ausschlaggebend dafür, Ihre ausge-
sprochen erfolgreiche Richterkarriere
beim Bundesgerichtshof zu beenden
und dieses mit hoher persönlicher Ge-
fährdung verbundene Amt zu überneh-
men?
Das Amt der Generalbundesanwältin ist
sicher eines der anspruchsvollsten und
schwierigsten in der deutschen Justiz. Es
ist die wohl bedeutendste Schalt- und
Schnittstelle zwischen den Gerichten,
der Politik und den Sicherheitsbehörden
in unserer Republik. Diese exponierte
Funktion bringt es gewissermaßen
zwangsläufig und von Berufs wegen mit

Interview mit der
Generalbundesanwältin beim

Bundesgerichtshof
Monika Harms

1996
Stellvertretende Vorsitzende der vor-
stehend genannten Senate

Sommer 1997
Umzug des 5. Strafsenats des Bundes-
gerichtshofs nach Leipzig

Mai 1999
Ernennung zur Vorsitzenden Richte-
rin am Bundesgerichtshof; seitdem
Vorsitzende des 5. (Leipziger) Straf-
senats, des Senats für Steuerberater-
und Steuerbevollmächtigtensachen
sowie des Senats für Wirtschaftsprü-
fersachen

seit 1. Juni 2006
Generalbundesanwältin beim Bundes-
gerichtshof
Dozentin an der Bundesfinanzakade-
mie in Brühl seit 1990;
Lehraufträge an den Universitäten
TU Dresden und Martin-Luther-Uni-
versität Halle-Wittenberg;
Mitherausgeberin der Zeitschrift für
Wirtschafts- und Steuerstrafrecht wis-
tra und der Zeitschrift Praxis Steuer-
strafrecht;
Vortragstätigkeit im Bereich Steuer-
und Zollstrafrecht;

sich, „zwischen allen Stühlen zu sitzen“.
Eine solch permanente persönliche He-
rausforderung und die damit verbunde-
ne Verantwortung für unser Gemeinwe-
sen mögen viele als Bürde empfinden, für
mich ist es eine Ehre gewesen, mich für
dieses Amt entscheiden zu dürfen. Die
persönliche Gefährdung und die aus den
Schutzvorkehrungen resultierenden Ein-
schränkungen sind Begleiterscheinungen
und hinzunehmen. Ohnehin bleibt an-
gesichts der tagtäglichen Arbeitsbelas-
tung keine Zeit darüber zu sinnieren,
und im Übrigen gehöre ich zu der eher
unerschrockenen Sorte Mensch.

Frage: Wird es eine speziell frauliche
Ausrichtung ihrer Amtsführung ge-
ben?
Natürlich „ja“, weil ich nun mal eine
Frau bin und gleichzeitig natürlich
„nein“, weil die Aufgabenerfüllung nicht
nach dem Geschlecht der Behördenlei-
tung fragt. Angesichts der bedeutenden
Zahl von Justizministerinnen in Bund
und Ländern habe ich allerdings den Ein-
druck, dass gerade die Justiz schon seit
geraumer Zeit Spitzenpositionen an
Frauen vergibt und das mit großer Selbst-
verständlichkeit und mit viel Erfolg. Ich
bin die erste Frau, die eine Behörde lei-
tet, deren gesetzliche Bezeichnung „Der
Generalbundesanwalt“ lautet, ohne dass
mir das Kopfzerbrechen bereiten wür-
de, zumal sich im täglichen Sprachge-
brauch der Begriff „Bundesanwaltschaft“
zunehmend durchsetzt.

Frage: Wo sehen Sie die Schwerpunk-
te Ihrer Arbeit?
Ich bitte um Verständnis, wenn ich Ih-
nen jetzt nicht eine Art Regierungspro-
gramm präsentiere. Als Beamtin wie
schon als Richterin steht für mich die
Aufgaben- und Pflichterfüllung im Vor-
dergrund. Diese ergibt sich aus der ge-
setzlichen Zuständigkeitszuweisung,
ohne dass innerhalb dieser breiten Auf-
gabenpalette eine Priorisierung besteht.
Die Öffentlichkeit nimmt regelmäßig
nur die spektakulären Ausschnitte un-
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serer Tätigkeit wahr - Terrorismus-, Spi-
onage- und Proliferationssachverhalte
oder publikumswirksame Strafverfahren
wie den Fall Mannesmann in jüngster
Zeit. Darüber hinaus habe ich mich aber
auch um das nicht minder wichtige All-
tagsgeschäft zu kümmern. Die Arbeit
meiner Revisionsabteilung ist für die fünf
Strafsenate des Bundesgerichtshofes von
unverzichtbarer Bedeutung. Meine
Dienststelle Bundeszentralregister in
Bonn mit etwa 400 Mitarbeitern gewähr-
leistet einen technisch hochmodernen
Servicebetrieb, ohne den Justiz und all-
gemeine Verwaltung in Deutschland
nicht auskämen. Dieser Bereich, der über
die Zuständigkeiten für internationale
Kindesentführungen, Adoptionen und
Unterhaltssachen zunehmend grenzü-
berschreitende Dimensionen aufweist,
wird aktuell auf völlig neue organisato-
rische Füße gestellt und in ein Bundes-
amt für Justiz überführt. Die damit ver-
bundenen personellen und haushalte-
rischen Fragen bedürfen meiner intensi-
ven Aufmerksamkeit.
Gleichzeitig bin ich mir bewusst, dass
Fragen der inneren und äußeren Sicher-

heit, die sich zunehmend überschneiden,
stets im besonderen Fokus der Öffent-
lichkeit stehen werden. Hier gilt es,
immer am Ball zu bleiben, gleich ob die
Bedrohung von rechten oder linken Ex-
tremisten ausgeht oder ob sie von inter-
nationalen, insbesondere islamistischen
Terroristen herrührt. Ein Nachlassen des
Verfolgungsdruckes wird es nicht geben,
in keinem Bereich.

Frage: Wie beurteilen Sie das Verhält-
nis Justiz und Polizei?
Ausgesprochen positiv. Die Leistungen
der deutschen Polizei sind beeindru-
ckend. Besonders augenfällig ist das bei
der hinter uns liegenden Fußballwelt-
meisterschaft geworden. Die Strategie,
die Konzepte, deren praktische Umset-
zung und der tausendfache persönliche
Einsatz der Beamtinnen und Beamten
verdienen höchste Anerkennung.
Die Zusammenarbeit der Bundesanwalt-
schaft mit dem Bundeskriminalamt und
den Polizeien der Länder, insbesondere
den Landeskriminalämtern gründet sich
auf jahrzehntelange Erfahrung und ge-
genseitige Wertschätzung und sie ver-

läuft so wie unsere Bevölkerung es er-
warten darf, nämlich geräuschlos und
effektiv. Ganz besonders begrüße und
unterstütze ich Einrichtungen neuer
Form und gemeinsamer Art überall da,
wo die Gegebenheiten es erfordern. Ich
denke hier z.B. an das gemeinsame Ter-
rorismusabwehrzentrum in Berlin-Trep-
tow, das alle Sicherheitsbehörden des
Bundes und der Länder unter Beteiligung
des Generalbundesanwalts verknüpft,
um der Bedrohung durch den islamisti-
schen Terrorismus wirksam entgegen zu
treten. Hier werden die rechtlichen und
tatsächlichen Handlungsspielräume des
Staates höchst sinnvoll genutzt und ef-
fektiv gebündelt mit dem Ziel, Terror-
anschläge zu verhindern.
Es gehört durchaus Mut zur Verwirkli-
chung solch neuartiger Ansätze und
Modelle, weil wir uns unter Umständen
auch von hergebrachten Denkmustern
verabschieden müssen. Sie werden mich
immer an der Seite derjenigen finden, die
bereit sind, neue Wege zu gehen, wenn
dies auch aus Sicht der Strafverfolgung
erforderlich ist.

Kriminalistik-Experten treffen sich zur
3. Jahrestagung der Deutschen Gesell-
schaft für Kriminalistik in Oranienburg

Vom 24. bis 26. Oktober 2006 führt die Deutsche Gesellschaft
für Kriminalistik e.V. (DGfK) ihre dritte Jahrestagung durch.
Tagungsort wird die Fachhochschule der Polizei des Landes
Brandenburg in Oranienburg sein. Die Tagung steht unter dem
Thema: Kriminalität gemeinsam bekämpfen im wachsenden
Europa. Experten aus dem europäischen Ausland und Deutsch-
land beraten über Möglichkeiten und Grenzen der internatio-
nalen Kriminalitätsbekämpfung. Das Programm wird abgerun-
det durch Workshops u.a. zu praktischen Ansätzen der
Kriminalitätskontrolle in Europa, zur europäischen Forschung
auf dem Gebiet der Kriminalistik und zur kriminalistischen
Ausbildung in Europa. Als Referenten konnten Wissenschaft-
ler, Praktiker aus Polizeibehörden, Juristen und Hochschul-
lehrer gewonnen werden. Im Rahmen der Jahrestagung wird
erstmals der „Preis der Deutschen Gesellschaft für Kriminalis-
tik“ verliehen. Nähere Informationen können Sie auf der
Homepage der DGfK unter: www.kriminalistik.info finden.
Für Auskünfte steht Ihnen unser Tagungsbüro zur Verfügung:

Europa-Zentrum-Brandenburg-Berlin des RFV e.V.
Technologie und Gemeindezentrum 8b
16278 Pinnow
Tel.: 033335/30409
FAX: 033335/30451
Email: EZBB-pinnow@t-online.de
Ansprechpartner werden sein Frau Edith Eichstädt
und Herr Harry Golm.
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Die Bundesregierung hat in ihrem Koa-
litionsvertrag vom 11. November 20051

in Bezug auf eine Kronzeugenregelung2

folgendes vereinbart:

„Wir schaffen im Strafgesetzbuch eine all-
gemeine Strafzumessungsregelung, die
die Möglichkeit einer Strafmilderung oder
-befreiung für ,Kronzeugen’ vorsieht und
sicherstellt, dass begangene Straftaten
wirksam verfolgt und drohende Straftaten
effektiv verhindert werden können. Die
Anwendung einer solchen Regelung wird
nur bis zum Beginn der Hauptverhand-
lung möglich sein.“

Entsprechend einer Verlautbarung von
Bundesjustizministerin Zypries vom
11.04.20063 wurde inzwischen ein ent-
sprechender Gesetzentwurf vorgelegt.

I. Die frühere Regelung

Eine solche Kronzeugenregelung würde
kein Novum in der deutschen Rechtsge-
schichte darstellen, da bereits mehrere
„kleine Kronzeugenbestimmungen“ 4 be-
stehen und vom 9. Juni 1989 bis 31. De-
zember 1999 ein sog. Kronzeugengesetz 5

galt; dessen wichtigste Passagen hatten
folgenden Wortlaut:

Dieses Gesetz wurde mit Wirkung ab
1. Dezember 1994 auf „organisiert began-
gene Straftaten“ ausgedehnt6.

Anlass für die Kronzeugenregelung, die
bereits ab 1972 diskutiert wurde7, war in
erster Linie, dass es den Ermittlungsbe-
hörden ab Mitte der 80-er Jahre mangels
kriminaltechnisch verwertbarer Spuren
nicht mehr möglich war, terroristische
Attentate der Roten Armee Fraktion
(RAF) bestimmten Bandenmitgliedern
zuzuordnen – etwa die Mordanschläge
auf Dr. Ernst Zimmermann am 1. Feb-
ruar 1985, auf Prof. Dr. Karl-Heinz Be-
ckurts und seinen Fahrer Eckhard
Groppler am 9. Juli 1986 oder auf Dr.
Gerold von Braunmühl am 10. Oktober
19868. Dies hatte seine Ursache darin,
dass aufgrund früherer Terroristenpro-
zesse bekannt geworden war, wie Tat-
beteiligungen bestimmter Personen mit-
tels Fingerabdrücken, Handschriften,
Stimmaufzeichnungen, Maschinenschrif-
ten etc. nachgewiesen werden können.
Solche Spuren wurden deshalb von den
Tätern in der Folgezeit vermieden.

Ziel der Kronzeugenregelung9 war es,
einerseits durch Insideraussagen Hinwei-
se zu erhalten, welche Terroranschläge
von welchen RAF-Attentätern verübt

„Art. 4 Kronzeugenregelung bei terro-
ristischen Straftaten

§ 1. Offenbart der Täter oder Teilnehmer
einer Straftat nach § 129a des Strafge-
setzbuches oder einer mit dieser Tat zu-
sammenhängenden Straftat selbst oder
durch Vermittlung eines Dritten gegenü-
ber einer Strafverfolgungsbehörde sein
Wissen über Tatsachen, deren Kenntnis
geeignet ist,
1. die Begehung einer solchen Straftat zu
verhindern,
2. die Aufklärung einer solchen Straftat,
falls er daran beteiligt war, über seinen
eigenen Tatbeitrag hinaus zu fördern oder
3. zur Ergreifung eines Täters oder Teil-
nehmers einer solchen Straftat zu führen,
so kann der Generalbundesanwalt mit
Zustimmung eines Strafsenats des Bun-
desgerichtshofes von der Verfolgung ab-
sehen, wenn die Bedeutung dessen, was
der Täter oder Teilnehmer offenbart hat,
insbesondere im Hinblick auf die Verhin-
derung künftiger Straftaten, dies im Ver-
hältnis zu der eigenen Tat rechtfertigt.

§ 2. In den Fällen des § 1 kann das Ge-
richt im Urteil von Strafe absehen oder die
Strafe nach seinem Ermessen mildern;
dabei kann es bis zum gesetzlichen Min-
destmaß der angedrohten Strafe herab-
gehen oder statt auf Freiheitsstrafe auf
Geldstrafe erkennen. Beabsichtigt das
Gericht, das Verfahren nach § 153b Abs.
2 der Strafprozessordnung einzustellen,
so ist die nach dieser Vorschrift erforder-
liche Zustimmung der Staatsanwaltschaft
vom Generalbundesanwalt zu erteilen.

§ 3. Die §§ 1 und 2 sind auf Straftaten
nach § 220a des Strafgesetzbuches nicht
anzuwenden. Bei Straftaten nach den §§
211, 212 des Strafgesetzbuches ist ein
Absehen von Verfolgung und Strafe nicht
und eine Strafmilderung nach § 2 Satz 1
nur bis zu einer Mindeststrafe von drei
Jahren zulässig; die Möglichkeit, von Ver-
folgung und Strafe wegen anderer, mit
einer solchen Tat zusammenhängender
Straftaten nach den §§ 1 und 2 abzuse-
hen oder die Strafe nach § 2 zu mildern,
bleibt unberührt. Satz 2 findet in den Fäl-
len des Versuchs, der Anstiftung und der
Beihilfe keine Anwendung.“
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Neue Kronzeugenregelung?

Klaus Pflieger
Generalstaatsanwalt

Generalstaatsanwaltschaft Stuttgart

Von GStA Klaus Pflieger und OStA Armin Striewisch,
beide Generalstaatsanwaltschaft Stuttgart

Armin Striewisch
Oberstaatsanwalt

Generalstaatsanwaltschaft Stuttgart
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worden waren; andererseits sollten durch
die Angaben von Mitgliedern der RAF
künftige Anschläge verhindert werden.
Außerdem sollte durch „die Schaffung
von Verrätern“ 10 eine Verunsicherung
innerhalb der terroristischen Vereini-
gung herbeigeführt werden. Hoffnung
machte, dass man in anderen Ländern
mit der Strafmilderung für Kronzeugen
im Hinblick auf das Aussageverhalten
von Terroristen gute Erfahrungen ge-
macht hatte. Als höchst erfolgreich er-
wies sich beispielsweise die italienische
Kronzeugenregelung aus dem Jahr 1982.
Diese trug maßgeblich zu der Zerschla-
gung des Terrorismus in Italien bei 11.
Den angeführten Zielen entsprechend
wurde die Kronzeugenregelung des Jah-
res 1989 wie folgt ausgestaltet: Ist ein
Terrorist dazu bereit, als Kronzeuge aus-
zusagen, so kann – je nach Qualität sei-
ner Aussage und je nach Schwere der von
ihm begangenen Tat – die sonst zu ver-
hängende Strafe erheblich gemildert
werden. Insbesondere kann anstelle der
bei Mord vorgeschriebenen lebenslangen
Freiheitsstrafe auf eine Strafe zwischen
drei Jahren und „lebenslänglich“ erkannt
werden. Voraussetzung hierfür ist aller-
dings, dass der Kronzeuge durch seine
Angaben dazu beiträgt, dass

z künftige terroristische Straftaten ver-
hindert,

z bereits begangene Straftaten dieser Art
(über seinen eigenen Tatbeitrag hin-
aus) aufgeklärt oder

z Täter bzw. Teilnehmer einer solchen
Straftat ergriffen werden.

Nicht ausreichend ist also, dass der Tä-
ter nur eigene, von ihm selbst begange-
ne Straftaten zugibt. Er muss vielmehr
in Bezug auf andere Personen oder an-
dere Straftaten zur Aufklärung beitra-
gen. Die Kronzeugenregelung wurde
deshalb teilweise und nicht völlig zu
Unrecht als „Aufforderung zum Ver-
rat“12 bezeichnet.

II. Anwendungsfälle

Diese „Kronzeugenregelung bei terroris-
tischen Straftaten“ kam zum ersten Mal
zur Anwendung, als ein ehemaliger Füh-
rer der türkischen Arbeiterpartei PKK,
Ali Cetiner, am 26. März 1990 wegen
Mordes an einem Parteiabtrünnigen
nicht zu einer lebenslangen, sondern zu
einer Freiheitsstrafe von 5 Jahren verur-
teilt wurde. Er hatte umfassende Anga-
ben über die PKK gemacht und damit
wesentlich zur Inhaftierung und Verur-
teilung von PKK-Angehörigen beigetra-
gen13.

wurden20. Unter Anwendung der Kron-
zeugenregelung wurden diese ehemali-
gen RAF-Mitglieder zu folgenden Frei-
heitsstrafen verurteilt:

z Susanne Albrecht u.a. wegen ihrer
Beteiligung an der Ermordung Jürgen
Pontos zu 12 Jahren21;

z Henning Beer u.a. wegen seiner Be-
teiligung an einem Bankraub, in des-
sen Folge eine Passantin erschossen
wurde, zu 6 ½ Jahren (Jugendstrafe)22;

z Sigrid Sternebeck u.a. sowie Ralph
Baptist Friedrich allein wegen Betei-
ligung am Haig-Attentat zu 8 ½ bzw.
zu 6 ½ Jahren23;

z Monika Helbing24 und Silke Maier-
Witt25 wegen Beteiligung an der
Schleyer-Entführung zu 7 bzw. 10
Jahren;

z Inge Viett26 wegen versuchten Mordes
an einem französischen Polizeibeam-
ten zu 13 Jahren.

Bei Souhaila Andrawes, die während
der Schleyer-Entführung am 13. Okto-
ber 1977 gemeinsam mit drei weiteren
Palästinensern die Lufthansamaschine
„Landshut“ entführt und am 18. Okto-
ber 1977 als einzige der Luftpiraten die
Befreiungsaktion von Mogadischu über-
lebt hatte, kam die Kronzeugenregelung
ebenfalls zur Anwendung. Andrawes
war in Somalia wegen der Flugzeugent-
führung zu einer Freiheitsstrafe von 20
Jahren verurteilt, aber nach etwa einjäh-
riger Haft freigelassen worden. Nach
ihrer erneuten Verhaftung im Herbst
1994 in Oslo und ihrer anschließenden
Auslieferung an die Bundesrepublik
wurde sie zu einer Freiheitsstrafe von 12
Jahren verurteilt27. Sie hatte durch ihre
Angaben u.a. dazu beigetragen, dass
Monika Haas, die den Luftpiraten die
Waffen geliefert hatte, verurteilt werden
konnte28.

Auch der Terrorist Hans-Joachim Klein
kam in den Genuss der Kronzeugenre-
gelung, weil er mit einem Brief an den
SPIEGEL sowie mit seinem Buch „Rück-
kehr in die Menschlichkeit“ u.a. einen
Anschlag verhindert hatte. Er hatte am
21. Dezember 1975 gemeinsam mit „Car-
los“ (alias Illich Ramirez Sanchez) und
weiteren vier Mittätern die OPEC-Kon-
ferenz in Wien überfallen, wobei drei
Menschen getötet und Klein lebensge-
fährlich verletzt worden war. Wegen
dieser Tat wurde Klein zu 9 Jahren Frei-
heitsstrafe verurteilt29.

Hauptsächlich angewendet wurde die
Kronzeugenregelung aber im Bereich der
RAF, und zwar bei den sog. DDR-Aus-
steigern, die sich Anfang der 80-er Jahre
von der RAF getrennt hatten, anschlie-
ßend mit Unterstützung der SED-Regie-
rung in der DDR untergetaucht waren
und nach dem Fall der Mauer im Juni
1990 festgenommen werden konnten14.

Der erste RAF-Angehörige, der in die-
sem Zusammenhang als Kronzeuge be-
handelt wurde, war Werner Lotze15.
Gegen ihn bestand bei seiner freiwilli-
gen Überstellung in die Bundesrepublik
lediglich ein Haftbefehl wegen des Ver-
dachts, 1979 an zwei Banküberfällen der
RAF mitgewirkt zu haben. Bei seiner
ersten Vernehmung gab er vor allem zu,
am 24. September 1978 den Polizeibe-
amten Hans-Wilhelm Hansen bei einem
Schusswechsel in einem Wald bei Dort-
mund erschossen zu haben und am 25.
Juni 1979 in Belgien an einem Spreng-
stoffattentat beteiligt gewesen zu sein,
das NATO-General Alexander Haig nur
mit Glück überlebte. Außerdem mach-
te Lotze umfassende Angaben zu den
Tatbeteiligungen anderer RAF-Mitglie-
der, die dementsprechend verurteilt wur-
den. Nicht nur in seinem Strafprozess,
sondern auch in einer Brennpunkt-Fern-
sehsendung und in einem ZEIT-Inter-
view16 forderte Werner Lotze seine frü-
heren RAF-Genossen zur Beendigung
ihres „bewaffneten Kampfes“ auf. Als
Kronzeuge wurde er trotz vollendeten
und versuchten Mordes sowie sonstiger
Straftaten nicht zu der nach § 211 StGB
obligatorischen lebenslangen Freiheits-
strafe verurteilt, sondern zu einer Frei-
heitsstrafe von 11 Jahren17, ohne dass
hiergegen verfassungsrechtliche Beden-
ken bestanden hätten18.

Dem Beispiel Lotzes folgend waren an-
schließend sieben weitere der in der
DDR festgenommenen RAF-Aussteiger
bereit auszusagen, nämlich Susanne Alb-
recht, Henning Beer, Ralf Baptist Fried-
rich, Monika Helbing, Silke Maier-Witt,
Sigrid Sternebeck und Inge Viett19. Auf-
grund ihrer Angaben wurden zahlreiche
Straftaten der RAF aufgeklärt und die
daran beteiligten Terroristen verurteilt.
Vor allem wurde auch eines der „größ-
ten Geheimnisse der RAF“ aufgedeckt,
nämlich dass es sich bei den Todesfällen
vom 18. Oktober 1977 im Gefängnis von
Stammheim, als Andreas Baader, Gu-
drun Ensslin und Jan-Carl Raspe tot
bzw. tödlich verletzt aufgefunden wur-
den, nicht – wie von manchen behaup-
tet – um staatliche Tötungen, sondern
um gezielte Selbstmorde handelte, die in
der RAF als „suicide action“ bezeichnet
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von Straftaten beiträgt oder künftige
Taten verhindert33. Dieser Gedanke fin-
det sich auch in § 129 Abs. 6, § 129 a Abs.
7 und § 261 Abs. 10 StGB sowie in § 31
BtMG. Deshalb kann in der Kronzeu-
genregelung allenfalls eine – von der all-
gemeinen Strafzumessungsregelung des
§ 46 StGB bezweckte – „Aufforderung
zum Verrat“ 34 gesehen werden.
Die Kronzeugenregelung wurde außer-
dem als überflüssig bezeichnet, weil de-
ren Ziele weitestgehend mit anderen
Rechtsinstituten (etwa mit der generel-
len Regelung des § 46 StGB oder über
die Ermessungsvorschriften der §§ 153
ff. StPO) verwirklicht werden könne35.
Diese Ansicht verkennt, dass das eigent-
liche Ziel der Kronzeugenregelung, näm-
lich mordverdächtigen Terroristen einen
Weg zu eröffnen, durch ein bestimmtes
Aussageverhalten die sonst unvermeid-
liche lebenslange Freiheitsstrafe zu ver-
hindern, auf anderem Weg nicht zu er-
reichen ist, solange – zu Recht – an dem
„Lebenslänglich“ für Mord festgehalten
wird36.

Auch die von manchen geäußerte Sor-
ge, die Kronzeugenregelung führe zu
Falschaussagen, welche die Gerichte
überfordern würden, ist unbegründet,
weil es das tagtägliche Geschäft unserer
Richter ist, die Glaubwürdigkeit von
Angaben zu bewerten. Gerade der Um-
gang der Gerichte mit Parallelregelungen
– insbesondere mit der häufig zu disku-
tierenden Vorschrift des § 31 BtMG37 –
zeigt, dass solche Kronzeugenregelungen
praktikabel sind.

Geltend gemacht wurde vor allem, die
„Kronzeugenregelung verstoße gegen
den Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 I GG),
das Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 I GG)
und das Legalitätsprinzip“ 38. Behauptet
wurde auch, die Regelung habe „keine
praktische Bedeutung erlangt“ 39. All dies
ist genauso unzutreffend wie die Kritik,
gegen die Kronzeugen werde keine
schuldangemessene Strafe40 verhängt.
Außer Frage steht sicher, dass es (etwa
im Fall Lotze) schwer fällt, bei einem
vollendeten Mord – nämlich an einem
Polizeibeamten – eine 11-jährige Frei-
heitsstrafe noch als schuldangemessen zu
akzeptieren, insbesondere wenn der Tä-
ter bereits nach der Hälfte der gegen ihn
verhängten Strafe auf Bewährung aus der
Haft entlassen wird. Dabei muss aber
bedacht werden, dass mit der Kronzeu-
genregelung über die Bestrafung des Ein-
zelfalles hinaus der RAF-Terrorismus in
Deutschland bekämpft werden sollte.
Der Abschreckungseffekt einer Strafmil-
derung für Kronzeugen besteht nämlich
darin, dass Tätergruppen befürchten

müssen, dass ihre Strukturen durch In-
sideraussagen aufgeklärt werden41.
Betrachtet man allein das Ergebnis, so
hat die RAF zum Beginn der Kronzeu-
genregelung noch existiert, zum Zeit-
punkt des Auslaufens der Kronzeugen-
regelung aber nicht mehr. Die RAF hat
nämlich am 20. April 1998 mit einem
mehrseitigen Schreiben ihre Auflösung
erklärt42. Insider haben keine Zweifel,
dass die Kronzeugenregelung zu diesem
Ende der RAF beigetragen hat 43. Es spre-
chen nämlich manche Argumente dafür,
dass die RAF nicht allein durch äußere
Umstände (etwa den Fall der Mauer oder
den Niedergang des Kommunismus),
sondern vor allem durch einen Gesin-
nungswandel innerhalb der Terrorgrup-
pe zu der Überzeugung gelangt ist, dass
ihr „bewaffneter Kampf“ sinnlos ist44.
Dies bestätigt etwa folgender Satz in der
Auflösungserklärung: „Das Ende dieses
Projekts zeigt, dass wir auf diesem Weg
nicht durchkommen konnten.“ Bei diesem
Gesinnungswandel spielte nach Ansicht
von Experten45 nicht nur das Aussage-
verhalten von RAF-Kronzeugen eine
Rolle, sondern auch der Umstand, dass
es den Staatsschutzbehörden Anfang der
90-er Jahre gelungen war, den V-Mann
Steinmetz in das RAF-Umfeld einzu-
schleusen. Beides hat die RAF verunsi-
chert und in ihrem Kern getroffen.
Wer sich den knapp drei Jahrzehnte dau-
ernden Terrorismus der RAF mit 37
Mordopfern46, mit Sachschäden in Mil-
liardenhöhe sowie mit einem „Deut-
schen Herbst 1977“, der an die Substanz
der Bundesrepublik ging, vergegenwär-
tigt, der kann nur dankbar sein, dass die
„Hydra RAF“, der immer wieder neue
Generationen nachgewachsen waren,
heute nicht mehr existiert. Deshalb hat
sich die frühere Kronzeugenregelung ge-
lohnt, selbst wenn sie nur ein Mosaik-
stein dafür war, dass der RAF-Spuk ein
Ende gefunden hat47.

IV. Neue Kronzeugenregelung?

Die Gründe, die 1989 zur Einführung
einer „Kronzeugenregelung bei terroris-
tischen Straftaten“ geführt haben, gelten
heute mehr denn je. Zwar ist vom Links-
terrorismus nach dem Ende der RAF
weniger als früher zu spüren. Dafür sind
rechtsextremistische und rechtsterroris-
tische Gruppierungen48 und vor allem
ausländische terroristische Vereinigun-
gen – etwa die islamistische Al Kaida –
auf einem beängstigenden Vormarsch49.

Vor allem die Mordanschläge der Ter-
rorgruppe Al Kaida, die z.B. bei den
Flugzeugattentaten vom 11. September

Das bislang letzte Kronzeugenverfahren
betraf Tarek Mousli, der 1999 mit seinen
Aussagen mehrere Personen aus dem
Bereich der Berliner Revolutionären
Zellen (RZ) belastete und deshalb wegen
der von ihm begangenen Taten zu einer
Freiheitsstrafe von 2 Jahren mit Bewäh-
rung verurteilt wurde.

Soweit die vorgenannten Kronzeugen zu
Haftstrafen verurteilt worden waren,
wurden sie grundsätzlich gemäß § 57
Abs. 2 StGB nach Verbüßung der Hälf-
te der gegen sie verhängten Strafen auf
Bewährung aus der Haft entlassen. Meh-
rere der RAF-Kronzeugen haben in ih-
ren Prozessen oder in öffentlichen Er-
klärungen zum Ausdruck gebracht, dass
die Aktionen der RAF falsch waren. Sie
haben die noch aktiven RAF-Mitglieder
dazu aufgefordert, ihren „bewaffneten
Kampf“ zu beenden. So hat beispiels-
weise Silke Maier-Witt folgendes erklärt:

„Ich bin zu der Überzeugung gelangt,
dass die Politik der RAF sinnlos war und
ist, dass gesellschaftliche Veränderungen
durch perfektioniertes Töten Einzelner nie
zu erreichen sind, dass im Gegenteil nur
eine Eskalation der Gewalt erreicht wird.
Gewalt kann nicht dazu beitragen, Pro-
bleme zu lösen. Durch Unmenschlichkeit
ist Menschlichkeit nicht zu erreichen. Aus
meiner heutigen Sicht ist und war es nicht
zu rechtfertigen, dass sich die Gruppe
anmaßte, über Leben und Tod zu ent-
scheiden.“

III. Das Ende der Regelung

Die Kronzeugenregelung des Jahres
1989, die ursprünglich bis Ende 1992
befristet war und dann zwei Mal verlän-
gert wurde 30, lief zum 31. Dezember
1999 aus. Die Gründe für ihr Ende wa-
ren mannigfaltig:

Einzelne Professoren, Rechtsanwälte,
Politiker sowie Medienvertreter hatten
die Regelung als „Sündenfall des Rechts-
staates“ 31 bezeichnet, u.a. weil sie „eine
gesetzliche Anstiftung zur Falschaussa-
ge“ bzw. ein unberechtigtes „Denunzian-
tenprivileg“ darstelle32. Diese Behauptung
trifft nicht zu. Richtig ist vielmehr, dass
nach unserer Rechtsordnung generell ein
positives Verhalten des Täters nach der
Tat gemäß § 46 Abs. 2 StGB strafmil-
dernd berücksichtigt wird. Zu diesem
positiven Nachtatverhalten gehören
Schadenswiedergutmachungen, Geständ-
nisse oder das Zeigen von Reue bzw.
Schuldeinsicht; dazu zählt grundsätzlich
auch, wenn der Täter über seinen eige-
nen Tatbeitrag hinaus zur Aufklärung
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2001 in New York und Washington auf
einen Schlag fast 3000 Tote und bei den
Zugattentaten bei Madrid am 11. April
2004 knapp 200 Tote zur Folge hatten,
zeigen, dass wir es heute mit einer quali-
tativ und quantitativ völlig neuen Form
des Terrorismus zu tun haben. Dies be-
legen die jeweils hohen Zahlen an Mord-
opfern sowie der Umstand, dass sich die
Attentate nicht mehr gegen prominente
Opfer, sondern gegen jedermann rich-
ten. Vor allem die Tatsache, dass solche
Anschläge verstärkt von Selbstmord-
kommandos verübt werden, macht deut-
lich, dass es den Sicherheitsbehörden ge-
lingen muss, solche Mordanschläge zu
verhindern, also „vor die Lage zu kom-
men“ – wie es im polizeilichen Sprach-
gebrauch heißt. Zu diesem Zweck müs-
sen alle denkbaren Register unseres
Rechtsstaates gezogen werden; zu ihnen
zählt die Kronzeugenregelung.

Bereits in der zurückliegenden Legisla-
turperiode wurde mit einem Gesetzent-
wurf vom 13. Januar 2004 50, der am 30.
Mai 2005 Gegenstand einer öffentlichen
Expertenanhörung im Rechtsausschuss
des Bundestags war 51, ein erster Anlauf
für eine neue Kronzeugenregelung ge-
macht. Fraglos sind manche Änderun-
gen gegenüber der früheren Kronzeug-
regelung diskussionswürdig:

Begrüßenswert wäre, wenn – wie im
Gesetzentwurf vom 13. Januar 2004 vor-
gesehen 52 – der Anwendungsbereich der
Kronzeugenregelung nicht auf Terroris-
mus und organisierte Kriminalität be-
schränkt, sondern auf weitere Delikts-
bereiche ausgedehnt würde, nämlich
zumindest auf bestimmte Fälle

z der Geld- und Wertzeichenfälschung,
z des schweren Menschenhandels und

der Zuhälterei,
z der Verbreitung pornographischer

Schriften,
z des qualifizierten Diebstahls (§§ 244

und 244 a StGB),
z der (räuberischen) Erpressung, der

schweren Hehlerei (§§ 260 und 260 a
StGB) und des Betrugs,

z von Fälschungen (§§ 267, 268 und 275
StGB),

z der unerlaubten Veranstaltung von
Glückspielen,

z der Korruption (§§ 299, 300, 331 bis
336 StGB),

z der Ausländer- und Asylantenkrimi-
nalität sowie

z von Verstößen gegen das Chemiewaf-
fenübereinkommen, das Kriegswaf-
fenkontrollgesetz, die Abgabenord-
nung, das Waffengesetz und das
Außenwirtschaftsgesetz.

In all diesen Kriminalitätsfeldern, die
insbesondere bei Korruptionsdelikten
durch eine besonders heimliche Bege-
hungsweise geprägt sind, ist zu erwarten,
dass durch die Angaben von Insidern das
bisherige Dunkelfeld erhellt und die
Strafverfolgung effektiver gestaltet wer-
den kann.

Der Vorschlag von Bundesjustizministe-
rin Zypries53 geht sogar dahin, dass die
neue Kronzeugenregelung in allen Fäl-
len einer „nicht nur der leichten Krimi-
nalität zuzurechnenden Straftat“ zur
Anwendung kommen kann, sofern die
Bedeutung dessen, was der Kronzeuge
zur Aufklärung oder Verhinderung von
Straftaten beiträgt, dies im Verhältnis zu
seiner eigenen Tat rechtfertigt. Die Tat
des Kronzeugen und die Tat, auf die sich
seine Präventions- oder Aufklärungshil-
fe bezieht, müssen nicht derselben De-
liktsgruppe zuzuordnen sein. Schließlich
wird kein konkreter Ermittlungserfolg
verlangt; es soll – wie bei der früheren
Regelung – ausreichen, dass die Angaben
des Kronzeugen zur Präventions- und
Aufklärungshilfe „geeignet“ sind.

Bedenklich (und unter Entlastungsaspek-
ten „eher anstößig“54) erscheint es, die
neue Regelung auf Aussagen zu be-
schränken, die bis zur Eröffnung des
Hauptverfahrens gegen den Kronzeugen
gemacht worden sind – im Koalitions-
vertrag ist eine Beschränkung auf Anga-
ben bis zum Beginn der Hauptverhand-
lung vorgesehen55 – weil dies den Anwen-
dungsbereich der Kronzeugenregelung
ganz erheblich einschränken würde. Der
mit einer solchen Beschränkung ange-
strebte Zweck, möglichst frühzeitige
Angaben zu erhalten, wird bereits durch
die jetzige, auf § 46 StGB gestützte Hand-
habung erreicht, dass frühzeitige Aussa-
gen in stärkerem Maß strafmildernd Be-
rücksichtigung finden 56. Anstelle der
beabsichtigten Einschränkung sollte eine
zeitliche Ausdehnung überlegt werden,
und zwar dahingehend, dass die Kron-
zeugenregelung – wie im italienischen
Recht – auch während der Strafvollstre-
ckung Anwendung findet57.

Neu und begrüßenswert wären folgen-
de strafprozessuale Neuerungen, die
im Gesetzentwurf vom 13. Januar 2004
vorgesehen waren58 und sich ergänzen:

z Zum einen sollte die Wiederaufnah-
me einer rechtskräftigen Verurteilung
des Kronzeugen unter vereinfachten
Voraussetzungen möglich sein – etwa
falls er einen Dritten zu Unrecht be-
lastet hat.

z Zum anderen sollte im Urteil gegen
einen Kronzeugen festgehalten wer-
den, welche Strafe gegen ihn ohne An-
wendung der Kronzeugenregelung
verhängt worden wäre und im Falle
einer erfolgreichen Wiederaufnahme
automatisch als verhängt gilt.

Mit einer solchen Wiederaufnahmerege-
lung könnte der Sorge begegnet werden,
dass sich Beschuldigte durch Lügen die
Strafmilderung für einen Kronzeugen
verschaffen.

Bundesjustizministerin Zypries59 will
Missbrauch – neben der zeitlichen Be-
grenzung des Anwendungsbereichs –
dadurch begegnen, dass die Strafrahmen
für Vergehen des Vortäuschens einer
Straftat (§ 145 d StGB) und der falschen
Verdächtigung (§ 164 StGB) für falsche
Angaben eines Kronzeugen, welche
dieser in der Absicht macht, sich eine
Vergünstigung zu erschleichen, erhöht
werden.

V. Ein kurzes Fazit:

Die Wiedereinführung der Kronzeugen-
regelung für terroristische Delikte und
Straftaten der organisierten Kriminalität
ist – insbesondere zur Abwehr drohen-
der Attentate des islamistischen Terro-
rismus – dringend geboten. Eine Be-
schränkung auf Aussagen des Kron-
zeugen bis zu  Eröffnung des Hauptver-
fahrens würde aber im Vergleich zu der
bis 31. Dezember 1999 geltenden Rege-
lung eine bedauerliche Einschränkung
des Anwendungsbereichs darstellen. Die
Kronzeugenregelung sollte – wie in dem
Gesetzentwurf vom 13. Januar 2004 vor-
gesehen – zumindest auf vergleichbare
Straftaten der allgemeinen Kriminalität
ausgedehnt werden. Schließlich wäre es
sachgerecht, die rechtskräftige Verurtei-
lung eines Kronzeugen einer vereinfach-
ten Wiederaufnahme zu unterwerfen,
um zu vermeiden, dass sich ein Beschul-
digter durch falsche Angaben die Vor-
teile der Kronzeugenregelung zu Un-
recht erschleicht.
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Mit allen einschlägigen Gesetzestexten
nebst eingehenden Erläuterungen, Schau-
bildern und Fahrerlaubnistabellen, Check-
listen, zahlreichen Fallbeispielen und mehr
als 1.500 Quellenangaben bietet das Werk
eine instruktive Anleitung und einen rei-
chen Fundus für die Aus- und Fortbildung
sowie die Alltagsarbeit der Polizei im Zu-
sammenwirken mit den Verwaltungsbe-
hörden und der Justiz.

Streichung der vormals in § 29 FeV gere-
gelten Registrierungspflicht für bestimm-
te in EU-/EWR-Staaten erworbene Fahr-
erlaubnisse nach Wohnsitzbegründung des
Inhabers in Deutschland. Weitere fahrer-
laubnisrechtliche Änderungen ermögli-
chen nun das „Begleitete Fahren von Pkws
ab 17 Jahren“ sowie eine Probezeitverkür-
zung auf ein Jahr für Fahranfänger, die in
einer zweiten Stufe der Fahrausbildung an
einem freiwilligen Fortbildungsseminar
teilnehmen.
Die Verkehrsgefahren durch Alkohol wei-
ter reduzieren soll die Ausweitung der
bereits bisher bei der gewerblichen Perso-
nenbeförderung geltende und nun auch auf
die Fahrer von Gefahrgutfahrzeugen aus-
geweitete Null-Promille-Grenze.
Eine weitere Veränderung hat der Gesetz-
geber mit § 22 b StVG geschaffen, mit dem
er jetzt die Fälle sog. Tachofälschung, d.h.
des Missbrauchs von Wegstreckenzählern
und Geschwindigkeitsbegrenzern, unter
Vergehensstrafe stellt.
Auf diese und weitere Neuerungen geht
das Autorenteam ausführlich ein.

Hier wird fündig, wer umfassende, didak-
tisch geschickt aufbereitete Informationen
benötigt zur Definition des öffentlichen
Verkehrsraums und zum Führen von Fahr-
zeugen, zum Thema Alkohol und Drogen
im Straßenverkehr, zum Fahrerlaubnis-
recht, Fahrverbot und Fahrerlaubnisent-
zug oder den einzelnen Verkehrsstraftaten
aus StGB, StVG, KraftStG und PflVersG.
Darüber hinaus sind die ordnungswidrig-
keitsrechtlichen Tatbestände und die
Rechtsfolgen der alkohol- und Drogenfahr-
ten nach § 24 a StVG eingehend erläutert,
ebenso die maßgeblichen Indikatoren der
Rauschmittelbeeinflussung und alle Grenz-
werte für Atem- und Blutalkoholkonzen-
trationen.
Schwerpunkte der überarbeiteten Neuauf-
lage waren u.a. die aktuellen Entwicklun-
gen in der Gesetzgebung und Rechtspre-
chung:
Im Fahrerlaubnisrecht hat der Gesetzge-
ber aufgrund von EuGH-Entscheidungen
Anpassungen des nationalen Rechts vor-
genommen. Dies führte zur Einführung
der neuen Fahrerlaubnisklasse S und zur
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Dr. Dr. Wolfgang Pausch
Leiter der Abteilung

Verwaltung beim
Polizeipräsidium Südhessen

Ein Plädoyer für eine gesetzliche Regelung zur
Sicherstellung und Einziehung illegalen Vermögens
in den Polizeigesetzen des Bundes und der Länder

Die zunehmend organisierte Begehung von
schweren Straftaten hat zu einer Gefahren-
lage geführt, die wegen ihrer Eigenheiten
die öffentliche Sicherheit und Ordnung der
Bundesrepublik Deutschland in einer qua-
litativ neuen und besorgniserregenden Wei-
se beeinträchtigen kann. Professionell und
grenzüberschreitend aktive Straftäter stre-
ben nach Einfluss in Wirtschaft, öffentlicher
Verwaltung und Medien. Dies hat unter
Umständen auch Auswirkungen auf Justiz
und Politik. In ihrem rücksichtslosen Ge-
winnstreben häuft die Organisierte Krimi-
nalität nicht selten große Kapitalmengen
und Vermögensmassen an. Geld ist der Le-
bensnerv der Organisierten Kriminalität.
Es ist gleichzeitig ihr wirkungsvollstes Mit-
tel, um die Grundlagen unseres rechtsstaat-
lichen Gemeinwesens zu unterminieren.
Organisierte Kriminalität verursacht auch
durch Gewaltbereitschaft und Abschot-
tungstechniken ernste Bedrohungen für den
Bestand unseres gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Systems insgesamt.

Dieser Strukturen bedienen sich auch ter-
roristische Gruppierungen, so dass die Über-
gänge zwischen der Organisierten Krimina-
lität und dem Terrorismus oftmals fließend

Von Dr. Dr. Wolfgang Pausch, Leiter der Abteilung Verwaltung beim Polizeipräsidium Südhessen

sind und die Aktivitäten beider Bereiche
zueinander in Verbindung stehen.

Diese von organisiert vorgehenden Straftä-
tern ausgehenden Gefährdungen sind mit
den herkömmlichen Mitteln des Polizei-
oder Strafrechts nicht mehr angemessen
zu bewältigen.

Das Gesetz zur Bekämpfung des illegalen
Rauschgifthandels und andere Erschei-
nungsformen in der Organisierten Krimi-
nalität (OrgKG) vom 15.07.1992 hat zwar
eine Reihe rechtlicher Möglichkeiten eröff-
net, um gegen die Organisierte Kriminali-
tät vorzugehen, es ist aber erkennbar, dass
insbesondere in den Bereichen der Vermö-
gensbeschlagnahme bzw. -einziehung die
gesetzgeberischen Anstrengungen nicht zu
den notwendigen Ergebnissen geführt ha-
ben.

Mit dem strafrechtlichen Instrumentarium
der §§ 73 ff StGB ist es im Rahmen der Be-
kämpfung der Organisierten Kriminalität
bislang nicht wirksam gelungen, der Orga-
nisierten Kriminalität sowie dem Terroris-
mus Kapitalmengen und Vermögenswerte
in einem Umfang zu entziehen, dass
hierdurch auch nur im Ansatz deren Lebens-
nerv tangiert worden wäre.

Hauptursächlich für diese Situation ist die
Ausgestaltung des Verfallsrechts als perso-
nenbezogenes Verfahren. Nach wie vor
muss dem Vermögensinhaber eine konkre-
te rechtswidrige, der Organisierten Krimi-
nalität oder dem Terrorismus zuzurechnen-
de Tat zweifelsfrei nachgewiesen worden
sein, bevor eine Verfallsanordnung gemäß
der §§ 73 ff StGB in Betracht kommt.

Das bedeutet, dass der Staat die volle Be-
weislast dafür trägt, dass der in Anspruch
genommene Vermögensinhaber gegen eine
strafrechtliche Norm zur Bekämpfung der
Organisierten Kriminalität oder des Terro-
rismus verstoßen hat.

Dadurch ist es gerade in den für die in der
Organisierten Kriminalität typischen Berei-

che häufig nicht möglich, Gewinne abzu-
schöpfen und so den kriminellen Organisa-
tionen deren wirtschaftliche Grundlage zu
entziehen.

Die insbesondere im Zusammenhang mit
der Aufklärung der Vorfälle am 11. Septem-
ber 2001 in New York gewonnenen Er-
kenntnisse sowie zahlreiche Ermittlungser-
gebnisse im Rahmen der Bekämpfung der
Organisierten Kriminalität und des Terro-
rismus belegen, wie wichtig es ist, Geldtrans-
fers, die z.B. im Vorfeld von strafbaren
Handlungen durchgeführt werden und
letztlich deren Vorbereitung dienen sollen,
zu unterbrechen und abzuschneiden.

Aus diesem Grund ist es notwendig, die auf-
gezeigte Lücke zu schließen, indem in be-
stimmten, eng umgrenzten und der für die
Organisierte Kriminalität (Wirtschaftskri-
minalität) sowie dem Terrorismus typischen
Fällen im Rahmen einer Darlegungsumkehr
die Pflicht bestehen muss, den legalen Er-
werb des vorgefundenen Vermögens
nachzuweisen.

Die Lösung wäre die Einführung von Rege-
lungen über die Einziehungsmöglichkeit
von Vermögen, das aus schweren Straftaten
herrührt, in die Polizeigesetze des Bundes
und der Länder. Bereits 1993 hat die SPD-
Bundestagsfraktion in ihrem Entwurf eines
Zweiten Gesetzes zur Bekämpfung des ille-
galen Rauschgifthandels und anderer Er-
scheinungsformen der Organisierten Krimi-
nalität (Bundestagsdrucksache 12/6784),
einen Versuch unternommen, diesen Pro-
blembereich zu lösen. Dieser Gesetzesent-
wurf scheiterte damals an den Mehrheits-
verhältnissen im Bundestag. Seit dieser Zeit
wurde – aus nicht nachvollziehbaren Grün-
den – kein weiterer Vorstoß zu einer ent-
sprechenden Regelung unternommen.

Anhand der Regelungen des Hessischen Ge-
setzes über die Öffentliche Sicherheit und
Ordnung (HSOG) wird dargestellt, wie eine
entsprechende landesgesetzliche Regelung
aussehen könnte. Ähnliche Rechtsgrundla-
gen finden sich in allen Polizeigesetzen des
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Bundes und der Länder, so dass der folgen-
de Entwurf auch auf den Bund und alle an-
deren Bundesländer übertragbar wäre.

Gesetzesvorschlag:

„Das Hessische Gesetz über die öffentliche
Sicherheit und Ordnung vom 26. Juni 1990
(GVBl. I S. 197, 534), zuletzt geändert durch
das Gesetz vom 14. Januar 2005 (GVBl. I S.
14) wird wie folgt geändert:

Ziffer 1: § 40 wird wie folgt geändert:

a)  Die bisherigen Ziffern 1 bis 4 werden zu
Absatz 1.

b) Es wird folgender Absatz 2 neu angefügt:

„(2) Das Vermögen einer natürlichen oder
juristischen Person oder ein Vermögensge-
genstand, der einer natürlichen oder juristi-
schen Person nicht zugeordnet werden
kann, kann von der Gefahrenabwehr- oder
Polizeibehörde sichergestellt werden, wenn
aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte die
Vermutung besteht, dass Vermögenswerte
aus schweren Straftaten herrühren oder
dafür verwendet werden sollen.“

Ziffer 2: Es werden folgende §§ 40 a – 40 h
neu eingefügt:

„§ 40 a
Sicherstellung von Vermögenswerten

(1) Vermögen rührt dann aus schweren Straf-
taten her, wenn sein Erwerb innerhalb von
10 Jahren vor dem Zeitpunkt der Sicherstel-
lung durch eine Straftat im Sinne des Abs.
2 begründet worden ist.

(2) Schwere Straftaten im Sinne des Abs. 1
sind die in § 100 a Nr. 1 – 5 StPO genann-
ten Delikte sowie die Straftaten nach § 127
StGB.

(3) Die Sicherstellung kann auf das gesamte
einer Zwangsvollstreckung unterliegende
Vermögen erstreckt werden. Von der Si-
cherstellung ist Vermögen auszunehmen,
von dem der zuständigen Behörde zum Zeit-
punkt der Sicherstellung bekannt ist, dass
es nachweislich nicht aus schweren Strafta-
ten herrührt. Mit der Bekanntgabe der Si-
cherstellungsanordnung verliert der von der
Sicherstellungsanordnung Betroffene die Be-
fugnis, das sichergestellte Vermögen zu ver-
walten und über dasselbe zu verfügen.

§ 40 b
Anordnung und Beendigung der

Sicherstellung

(1) Die Anordnung der Sicherstellung nach
§ 40 Abs. 2 treffen im Rahmen ihrer jewei-

ligen Zuständigkeiten das Hessische Lan-
deskriminalamt sowie die Polizeipräsidien.

(2) Einer vorherigen Anhörung des Sicher-
stellungsbetroffenen bedarf es nicht. Für die
Sicherstellung gelten die § 111 b und c StPO
entsprechend. Für die Verwaltung des si-
chergestellten Vermögens finden die Vor-
schriften der Insolvenzordnung sinngemäß
Anwendung.

(3) Für die Bekanntgabe der Sicherstellung
gilt § 9 Insolvenzordnung entsprechend. Die
Sicherstellungsbehörde kann von der öffent-
lichen Bekanntmachung absehen, wenn sich
die Sicherstellung auf eigene Vermögensge-
genstände beschränkt und der Vermögens-
inhaber glaubhaft macht, dass die Veräu-
ßerung hindernde Rechte Dritter nicht
bestehen.

(4) Die Sicherstellung verliert 6 Monate nach
der Bekanntgabe ihre Wirksamkeit, wenn
nicht vor Ablauf dieser Frist die Vermö-
genseinziehung angeordnet worden ist.

§ 40 c
Widerspruch gegen die Sicherstellung

(1) Gegen die Sicherstellung kann innerhalb
eines Monats nach Bekanntgabe Wider-
spruch erhoben werden. Der Widerspruch
hat keine aufschiebende Wirkung. Inner-
halb der Widerspruchsfrist sind die Grün-
de darzulegen und glaubhaft zu machen, die
für die Aufhebung der Sicherstellung gel-
tend gemacht werden.

(2) Dem Widerspruchsführer obliegt es, die
Vermutung nach § 40 Abs. 2 zu widerle-
gen.

§ 40 d
Vermögenseinziehung

(1) Sichergestelltes Vermögen, bei dem auf-
grund hinreichender tatsächlicher Anhalts-
punkte die hohe Wahrscheinlichkeit be-
steht, dass es aus schweren Straftaten im
Sinne des § 40 a Abs. 1  und 2 herrührt oder
hierfür verwendet werden soll, kann ent-
schädigungslos eingezogen werden.

(2) Die Anordnung der Vermögenseinzie-
hung nach § 40 d Abs. 1 treffen im Rahmen
ihrer jeweiligen Zuständigkeiten die in § 40
b Abs. 1 genannten Polizeibehörden.

§ 40 e
Klageverfahren gegen die Einziehung

(1) Wendet der von der Vermögenseinzie-
hung Betroffene ein, dass das eingezogene
Vermögen nicht aus schweren Straftaten im
Sinne des § 40 Abs. 1 und 2 herrührt oder
für solche nicht verwendet werden sollte,
kann er gegen die Vermögenseinziehung in-

nerhalb eines Monats ab Zustellung der Ver-
mögenseinziehungsanordnung Klage vor
dem zuständigen Verwaltungsgericht erhe-
ben. Die Klage hat keine aufschiebende Wir-
kung.

(2) Dem Kläger obliegt es, die Vermutung
nach § 40 d Abs. 1 zu widerlegen.

§ 40 f
Eigentumsübertragung

Nach Rechtskraft der Einziehungsanord-
nung geht das Vermögen in das Eigentum
des Landes Hessen über.

§ 40 g
Aufhebung der Einziehung

Widerlegt der Kläger die Vermutung nach
§ 40 d Abs. 1, ordnet das Gericht durch Ur-
teil die Aufhebung der Anordnung der Ver-
mögenseinziehung an, die mit Rechtskraft
des Urteils wirksam wird.

§ 40 h
Schadensausgleich

(1) Hat der Kläger aufgrund der vom Ge-
richt aufgehobenen Einziehungsanordnung
einen Schaden erlitten, so ist ihm ein ange-
messener Ausgleich zu gewähren. Dies gilt
auch für den Fall eines erfolgreichen Wider-
spruchs gegen die Sicherstellung.

(2) Der Ausgleich wird nur für Vermögens-
schaden gewährt. § 252 BGB findet keine
Anwendung.

(3) Haben Umstände, die der Geschädigte
zu vertreten hat, auf die Entstehung oder
Ausweitung des Schadens eingewirkt, so
hängt die Verpflichtung zum Ausgleich so-
wie der Umfang des Ausgleichs insbeson-
dere davon ab, inwieweit der Schaden vor-
wiegend vom Geschädigten oder durch die
Polizeibehörden verursacht worden ist.

(4) Zuständig für die Schadenersatzklage ist
ausschließlich das Landgericht, in dessen
Bezirk die Vermögenseinziehung angeord-
net worden ist.“

Begründung:

Eine solche, polizeirechtliche Regelung ist
verfassungsrechtlich zulässig.

Die mit diesem Gesetzentwurf angestrebte
Vermögenseinziehungsmöglichkeit ver-
stößt nicht gegen den Eigentumsschutz aus
Art. 14 GG, da bereits das Bundesverfas-
sungsgericht festgestellt hat, dass lediglich
rechtmäßig erworbene Rechtspositionen
schutzwürdig sind (BVerfG NVwZ 1993, S.
878, 881) und damit die entschädigungslose
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Abschöpfung rechtswidrig erlangter Vermö-
genspositionen mit Art. 14 GG vereinbar
ist. Zudem ist der Verfall rechtswidrig er-
langter Vermögensvorteile nach herrschen-
der Meinung ebenfalls keine entschädigungs-
pflichtige Enteignung, sondern eine
entschädigungslose zulässige Bestimmung
des Inhalts unter Schranken des Instituts
„Eigentum“ (vgl. BVerfGE 22, S. 387, 422).

Diese Rechtsprechung, die bereits bei der
Sicherstellung von Gegenständen Anwen-
dung gefunden hat und diese auch für zu-
lässig erklärt, wenn die vorliegenden Beweis-
anzeichen gegen das Eigentum des Besitzers
sprechen und der Nachweis des behaupte-
ten Eigentums nicht erbracht werden kann
(vgl. Verwaltungsgericht Karlsruhe in NPA
Nr. 779, Bl. 22) ist daher auch auf Vermö-
genswerte anzuwenden. Daraus folgt, dass
auch die Abschöpfung mutmaßlich rechts-
widrig erlangter Vermögensvorteile unter
Umkehr der Darlegungslast zulässig ist,
wenn hinreichende Anhaltspunkte für de-
ren Ursprung aus schweren Straftaten oder
deren Verwendung für schwere Straftaten
vorliegen.

Mit dieser Eröffnung des Zugriffs auf mut-
maßlich rechtswidrig erlangtes Vermögen
konkretisiert der vorliegende Entwurf die
Inhalts- und Schrankenbestimmung des
Eigentums. Es wird ausdrücklich darauf
hingewiesen, dass es auch bei dieser Rege-
lung dabei bleiben wird, dass jede rechtmä-
ßig erworbene Vermögensposition dem Ei-
gentumsschutz unterfällt, jede rechtwidrig
erworbene Vermögensposition dagegen
vom Eigentumsschutz ausgeklammert
bleibt (vg. BVerfG in NVwZ 1993, a.a.O).
Damit liegt die vorliegende Regelung im
Rahmen der verfassungsrechtlichen zulässi-
gen Konkretisierung der Inhalts- und
Schrankenbestimmung des Eigentums.

Des Weiteren steht der angestrebten Ver-
mögenseinziehungsregelung ebenfalls nicht
die aus dem Rechtsstaatsprinzip und Art. 6
Abs. 2 der Menschenrechtskonvention fol-
gende Unschuldsvermutung entgegen. Die
Vermögenseinziehung ist keine strafrecht-
liche Maßregel bzw. Sanktion, wie beispiels-
weise der Verfall und die Einziehung nach
den Vorschriften des Strafgesetzbuches, son-
dern ein Präventionsinstrument. Die für
die strafrechtliche Verfolgung geltende Un-
schuldsvermutung wird durch eine sachbe-
zogene Vermögenskonfiskation nicht be-
rührt, so dass dem Vermögensinhaber bei
entsprechenden Verdachtsmomenten
seinerseits die Beweislast für einen recht-
mäßigen Erwerb seines Vermögens aufge-
bürdet werden kann.

Zu den einzelnen Vorschriften

Zu Ziffer 1:

Der Entwurf zielt darauf ab, neben das
bereits existente personenbezogene Verfalls-
recht (Verfahren „ad personam“) ein sach-
bezogenes Vermögenseinziehungsverfahren
(Verfahren „ad rem“) zu stellen, wie es
beispielsweise im amerikanischen Recht zur
Bekämpfung der Organisierten Kriminali-
tät seit 1970 gilt („civil forfeiture“ neben
„criminal forfeiture“).

Der Entwurf geht von einem zweistufigen
Verfahren aus. Die Sicherstellung von Ver-
mögen, das möglicherweise aus schweren
Straftaten herrührt oder dafür verwendet
werden soll, soll der Einziehungsbehörde
eine sorgfältige Prüfung ermöglichen, ob der
schwerwiegende Eingriff der endgültigen
Vermögenseinziehung tatbestandlich ge-
rechtfertigt und verhältnismäßig ist. Eine
von erleichterten Voraussetzungen abhän-
gige Sicherstellung verhindert, dass im Zuge
dieser Ermittlungen Vermögenswerte dem
Zugriff der Einziehungsbehörden endgül-
tig entzogen oder Maßnahmen zur Ver-
schleierung der Vermögensauskunft ge-
troffen werden. Dies rechtfertigt, für die
Sicherstellung als vorläufige Maßnahme
bereits ausreichen zu lassen, dass tatsächli-
che Anhaltspunkte für die Vermutung ei-
ner Herkunft aus oder einer Verwendung
für schwere Straftaten bestehen. Die Sicher-
stellung dient dabei nicht nur der Klärung
der Frage, ob dem Grunde nach die höhe-
ren Voraussetzungen der Vermögenseinzie-
hung nach § 40 d vorliegen. Im Sicherstel-
lungsverfahren soll auch genauer geklärt
werden können, in welchem Umfang das
Vermögen einer natürlichen oder juristi-
schen Person mit hinreichender Wahr-
scheinlichkeit aus schweren Straftaten her-
rührt oder dafür verwendet werden soll.
Damit trägt die Regelung dem Umstand
Rechnung, dass bei einer Vermischung le-
galer oder illegaler Herkunft für den end-
gültigen Vermögensentzug geklärt werden
muss, welche Vermögensteile letztlich der
Einziehung unterliegen.

§ 40 Abs. 2 stellt klar, dass die Sicherstel-
lung an den sachbezogenen Verdacht der
Herkunft aus schweren Straftaten anknüpft
und nicht den Verdacht voraussetzt, dass der
jeweilige Vermögensinhaber diese Straftat
selbst – als Täter oder Teilnehmer – began-
gen hat. Vermögensgegenstände unterliegen
jedoch unabhängig davon, ob sie einer na-
türlichen oder juristischen Person zugeord-
net werden können oder nicht, der Sicher-
stellung. Sicherstellungsvoraussetzung
ist eine durch tatsächliche Anhaltspunkte
gestützte Vermutung, dass bestimmte Ver-
mögenswerte aus schweren Straftaten her-
rühren oder dafür verwendet werden sol-

len. Die Vermutung ist dann gegeben, wenn
dies aufgrund eines bestimmten Sachver-
haltes und bestimmter Indizien möglich
erscheint. Sie kann also nicht allein auf die
allgemeine Lebenserfahrung oder fallüber-
greifende Kenntnisse der fachkundigen Stel-
len gestützt werden. Insbesondere reicht das
bloße Vorhandensein von Vermögenswer-
ten ohne das Hinzutreten konkretisieren-
der tatsächlicher Anhaltspunkte nicht für
die Sicherstellung aus. Eine wesentliche Ein-
schränkung bedeutet, dass sich die Vermu-
tung auf die Herkunft aus oder die Verwen-
dung für schwere Straftaten beziehen muss.

Die unbezifferte Einbeziehung aller Vermö-
genswerte, die aus schweren Straftaten im
Sinne des § 100 a Nr. 1 – 5 StPO und des §
127 StGB herrühren oder für solche Straf-
taten verwandt werden sollen, ermöglicht
nicht nur die Abschöpfung von größeren
der Organisierten Kriminalität (Wirtschafts-
kriminalität) oder dem Terrorismus dienen-
den Vermögenswerten, die auf Einzeltäter
verteilt und/oder von diesen transferiert
werden, sondern es ist hierdurch ebenfalls
möglich, z.B. auch dem Rauschgifthandel
auf der Straße die finanziellen Grundlagen
zu entziehen, indem bei den Dealern aufge-
fundene Vermögenswerte zunächst sicher-
gestellt und später eingezogen werden kön-
nen. In jedem Fall werden hierdurch
Finanzströme unterbrochen und Refinan-
zierungsquellen verhindert, wenn in Bezug
auf die aufgefundenen Vermögenswerte
im Rahmen einer einzelfallbezogenen Ab-
wägung aller Für und Wider der Verdacht
eines illegalen Erwerbs oder einer künfti-
gen illegalen Verwendung im Sinne dieses
Gesetzes begründet wird.

Zu Ziffer 2:

§ 40 a Abs. 1 unterstreicht, dass es sich um
eine sachbezogene Vermögenseinziehung
handelt. Entscheidend ist allein, dass das
Vermögen dem Verdacht der Herkunft aus
schweren Straftaten unterliegt. Nicht er-
forderlich ist der Verdacht, dass gerade auch
der jeweilige Vermögensinhaber als Täter
oder Teilnehmer im Zusammenhang mit
einer der genannten schweren Straftaten das
Vermögen erworben hat. Hinreichend ist,
dass einer der Rechtsvorgänger des derzei-
tigen Vermögensinhabers das Vermögen auf
diese Weise erworben hat. Die Herkunft aus
den bezeichneten schweren Straftaten
schließt solches Vermögen ein, das durch
Veräußerung eines durch eine schwere Straf-
tat erlangten Vermögensgegenstandes oder
als Ersatz für dessen Zerstörung, Beschädi-
gung oder Entziehung erworben worden ist,
Surrogate eines hiernach erlangten Vermö-
gensvorteils sowie Vermögen, das auf die
Nutzung solchen Vermögens zurückzufüh-
ren ist, das aus schweren Straftaten herrührt.
Der Entwurf stellt auch deswegen nicht auf
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den unmittelbaren Erwerbsvorgang ab, weil
im Einzelfall nur schwer nachzuweisen
ist, ob ein Gegenstand dem jeweiligen Ver-
mögensinhaber möglicherweise deshalb
nicht zum Eigentum gehört oder zusteht,
weil er den Gegenstand für eine rechtswid-
rige Tat oder aus ihr erlangt hat.

Erfasst werden sollen gerade auch solche
Vermögenswerte, die aus schweren Strafta-
ten der Organisierten Kriminalität oder des
Terrorismus herrühren, die bereits erste
„Waschgänge“ der Geldwäsche durchlaufen
haben. Der zur Sicherstellung hinreichen-
de Verdacht kann daher nicht allein dadurch
ausgeräumt werden, dass das Vermögen
selbst oder der Erwerbsvorgang ordnungs-
gemäß versteuert worden sind oder dass der
Erwerbsvorgang selbst – etwa der Erwerb
durch Schenkung oder im Erbfalle – eindeu-
tig nicht strafbar oder bürgerlichrechtlich
rechtmäßig ist. Das Gebot der Verhältnis-
mäßigkeit und die mit zeitlicher Dauer zu-
nehmenden Beweisschwierigkeiten gebieten
es aber, hier eine zeitliche Grenze zu
ziehen.

§ 40 a Abs. 2 enthält eine Legaldefinition
für den Begriff der „Schweren Straftaten“.
Sie erfasst die wesentlichen Straftaten, die
für die Organisierte Kriminalität und den
Bereich des Terrorismus typisch sind. Die-
ser Straftatenkatalog entspricht den in §§
100 a Nr. 1 – 5 StPO, 127 StGB, genannten
Straftaten. Damit wird das Anliegen unter-
strichen, dass nicht alle Formen illegalen
Vermögenserwerbs dem sachbezogenen
Sicherstellungs- und Einziehungsverfahren
unterliegen.

Erst wenn der Verdacht besteht, dass das
Vermögen gerade aus Organisierter Krimi-
nalität oder dem Terrorismus herrührt, liegt
auch eine gesteigerte Wahrscheinlichkeit
dafür vor, dass das Vermögen in die Orga-
nisierte Kriminalität oder den Terrorismus
reinvestiert zu werden droht.

§ 40 a Abs. 3 dehnt die Sicherstellungsbe-
fugnis im Bereich jener Vermögensgegen-
stände aus, auf die sich der durch Tatsachen
gestützte Verdacht der Herkunft aus schwe-
ren Straftaten bezieht. Dies berücksichtigt,
dass bei der für die Organisierte Kriminali-
tät sowie den Terrorismus gerade typischen
Vermengung illegaler und legaler Geschäf-
te zu Beginn der Ermittlungen vielfach nicht
exakt bezeichnet werden kann, in welcher
Höhe genau welche Vermögensgegenstän-
de auf die Begehung schwerer Straftaten zu-
rückzuführen sind. Die Vermögenseinzie-
hungsbehörde hat schon bei der Sicher-
stellung den aus dem Rechtsstaatsprinzip
folgenden Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit im weiteren Sinne zu beachten. Bei der
Ermessensentscheidung über den Umfang
der Sicherstellung wird sie daher Vermö-

oder der Strafprozessordnung enthält die
Insolvenzordnung ein hierauf ausgerichte-
tes Regelungswerk. An die Stelle des Kon-
kursverwalters tritt entweder die Sicherstel-
lungsbehörde selbst oder eine von ihr
beauftragte Person. Der Bezug auf die In-
solvenzordnung stellt so einerseits die Si-
cherstellungs- und Ermittlungsinteressen
der Vermögenseinziehungsbehörde sicher,
gewährleistet zugleich aber auch eine fach-
kundige Fortführung der von der Sicher-
stellung betroffenen Geschäftsbetriebe. Die
Regelungen der Insolvenzordnung sind auch
hinreichend flexibel, um den Sicherstel-
lungsbetroffenen unter Aufsicht in die wei-
tere Verwaltung einzubeziehen und um je
nach Ermittlungsstand einzelne Vermögens-
gegenstände frei zu geben.

Die in § 40 b Abs. 3 vorgesehene Bekannt-
gabe der Sicherstellung soll gewährleisten,
dass etwaige Dritte, denen Rechte am be-
schlagnahmten Vermögen zustehen, von der
Beschlagnahme Kenntnis nehmen können
und so die Gelegenheit erhalten, ihre Rech-
te im Rahmen des weiteren Verfahrens
wahrzunehmen. Dies entspricht auch dem
Rechtsgedanken des § 291 StPO. Die nur
entsprechende Anwendung des § 9 Insol-
venzordnung erlaubt der Vermögenseinzie-
hungsbehörde, von der öffentlichen Be-
kanntmachung dann abzusehen, wenn sich
die Sicherstellung nur auf einzelne Vermö-
gensgegenstände bezieht und – etwa durch
Glaubhaftmachung des Inhabers der tatsäch-
lichen Gewalt – hinreichend ausgeschlossen
werden kann, dass die Veräußerung hin-
dernde Rechte Dritter bestehen. Dies formt
den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz aus.

Als Sicherungsmaßnahme wird nach § 40 b
Abs. 4 die Sicherstellung auf einen Zeitraum
von höchstens 6 Monaten begrenzt. Binnen
dieser Frist muss die Vermögenseinzie-
hungsbehörde ihre weitergehenden Ermitt-
lungen abgeschlossen und eine endgültige
Entscheidung getroffen haben, ob und in
welchem Umfang sie die Vermögenseinzie-
hung anordnen will.

Die Frist kann nicht verlängert werden. Mit
Fristablauf verliert die Sicherstellung Kraft
Gesetzes ihre Wirksamkeit; einer Aufhe-
bungsentscheidung bedarf es nicht. Die Frist
ist eine Höchstfrist. Als Ausfluss des Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatzes folgt aus der
Schwere des Sicherstellungseingriffs, dass die
Vermögenseinziehungsbehörde die Ermitt-
lungen mit Nachdruck zu betreiben hat und
die Frist nur ausschöpfen darf, wenn die be-
sondere Schwierigkeit oder der besondere
Umfang der Ermittlungen dies gebietet.

Die Bestimmung des § 40 c regelt den
Rechtsschutz im Widerspruchsverfahren.

Eröffnet ist der fristabhängige Rechtsbehelf
des Widerspruchs. Diese Bezeichnung stellt

gensteile und -gegenstände nicht einbezie-
hen, wegen derer die Voraussetzung des
§ 40 Abs. 2 ersichtlich nicht vorliegen oder
die hinreichend klar von den der Sicherstel-
lung unterliegenden Vermögenswerten ab-
grenzbar sind. Die Beschränkung auf ein der
Pfändung unterliegendes Vermögen gewähr-
leistet, dass eine angemessene persönliche
Lebensführung der Sicherstellungsbetroffe-
nen nicht gefährdet wird. Der Sicherungs-
zweck fordert, dass mit der Sicherstellung
die Befugnisse der Verwaltung und der Ver-
fügung über das sichergestellte Vermögen
nicht beim bisherigen Vermögensinhaber
verbleiben. Verwaltungs- und Verfügungs-
befugnis der Vermögenseinziehungsbehör-
de sind durch den Zweck der Maßnahme
auf eine treuhänderische Verwaltung, die
anderen berechtigten Vermögensinteressen
des Sicherstellungsbetroffenen orientiert ist,
beschränkt.

Die Vorschrift des § 40 b regelt das Verfah-
ren sowie die Durchführung der Sicherstel-
lung und ihre Beendigung. Zuständig für die
Anordnung der Sicherstellung nach § 40
Abs. 2 sind – im Rahmen ihrer jeweiligen
Zuständigkeiten – das Landeskriminalamt
sowie die Polizeipräsidien.

Anknüpfungspunkt für die Zuständigkeits-
verteilung sind nicht die Strafverfolgungs-
zuständigkeiten, sondern die jeweils korre-
spondierenden Zuständigkeiten im Bereich
der Straftatenprävention. Das Landeskrimi-
nalamt und die Polizeipräsidien haben
bereits jetzt zentrale Zuständigkeiten für Be-
arbeitung der verschiedenen Formen Orga-
nisierter Kriminalität und des Terrorismus.
Die Konzentration bei dem Landeskrimi-
nalamt gewährleistet als verfahrensrechtli-
che Sicherung eine hohe Sachkunde der ein-
schreitenden Stelle und erleichtert zugleich
eine gezielte Kontrolle der Sicherstellungs-
und Einziehungspraxis.

§ 40 b Abs. 2 stellt klar, dass es für die vor-
läufige Sicherungsmaßnahme der vorheri-
gen Anhörung des Sicherstellungsbetroffe-
nen nicht bedarf. Dies entspricht dem
Rechtsgedanken des § 28 Abs. 2 Nr. 1 und
Abs 3 VwVfG. Die technische Durchfüh-
rung der Sicherstellung richtet sich nach den
§§ 111 b und c StPO. Die Anordnungsbe-
fugnis selbst verbleibt indes in allen Fällen
bei der Vermögenseinziehungsbehörde;
§ 111 e StPO findet keine Anwendung.

Für die weitere Verwaltung des sichergestell-
ten Vermögens verweist die Bestimmung
auf die Vorschriften der Insolvenzordnung.
Der Sicherstellung werden wohl nicht nur
einzelne Vermögensgegenstände oder Bank-
guthaben, sondern gegebenenfalls auch Ver-
mögenskomplexe und Firmen unterliegen.
Im Gegensatz zu den Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzen des Bundes und der Länder
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klar, dass es sich um das Widerspruchsver-
fahren nach den §§ 68 ff VwGO handelt.
Der Ausschluss der aufschiebenden Wir-
kung entspricht dem Sicherstellungszweck.

Widerspruchsbefugt sind neben dem Ver-
mögensinhaber und dem Inhaber der tat-
sächlichen Gewalt eines Vermögensgegen-
standes alle Dritten, die Rechte an dem
Vermögensgegenstand geltend machen. Die
Möglichkeit hierzu eröffnet die in § 40 b
Abs. 3 vorgesehene Bekanntgabe.

Das Widerspruchsverfahren holt in der Sa-
che die regelmäßige vor Anordnung der Si-
cherstellung unterbliebene Anhörung
nach. Im Interesse der Verfahrensbeschleu-
nigung, aber auch einer frühzeitigen Klä-
rung der Verdachtsumstände ist der Wider-
spruch fristgebunden. Die Widerspruchs-
frist beginnt mit der Zustellung der Sicher-
stellungsanordnung an einzelne Vermögens-
inhaber oder, erfolgt dies nicht, mit der öf-
fentlichen Bekanntgabe zu laufen. Der
Widerspruch eröffnet ein kontradiktori-
sches Verfahren, in welchem neben dem
Antragsteller die Vermögenseinziehungs-
behörde notwendig Beteiligter ist. Der
Zweck des Verfahrens, eine zügige Entschei-
dung über die Rechtmäßigkeit der Sicher-
stellung herbeizuführen, rechtfertigt, dass
nach Abs. 1 Satz 3 innerhalb der Wider-
spruchsfrist die Gründe dargelegt und glaub-
haft gemacht werden, die für die Aufhebung
der Sicherstellung gemacht werden sollen.
Präklusionswirkung für ein etwa nachfol-
gendes Vermögenseinziehungsverfahren ha-
ben weder der Verzicht auf Widerspruch
gegen die Sicherstellung noch eine verspä-
tete Geltendmachung von Gründen gegen
die Sicherstellung.

Im Widerspruchsverfahren obliegt es dem
Widerspruchsführer, den Nachweis zu füh-
ren, dass die Voraussetzungen einer Sicher-
stellung nicht vorliegen. Streitgegenstand
des Verfahrens und Prüfungsmaßstab ist
dabei nicht, ob die tatsächlichen Anhalts-
punkte bereits ein solches Gewicht  erreicht
haben, dass sie voraussichtlich die Vermö-
genseinziehung selbst rechtfertigen werden.
Im Zuge des Widerspruchsverfahrens kann
der Widerspruchsführer insbesondere gel-
tend machen, dass die zur Begründung der
Sicherstellung herangezogenen Tatsachen –
das Vorliegen dieser Anknüpfungstatsachen
hat allerdings die Vermögenseinziehungsbe-
hörde zu beweisen – nicht ausreichen, um
den in § 40 Abs. 2 bezeichneten Verdacht
zu begründen. Dies kann insbesondere
dadurch erfolgen, dass der Nachweis der
rechtmäßigen Herkunft des Vermögens
geführt wird. Der Widerspruchsführer kann
allerdings durch den Einwand geltend ma-
chen, dass beschlagnahmtes Vermögen zwar
nicht legal erworben worden ist, aber nicht
aus schweren Straftaten im Sinne des § 40 a

§ 40 g beschreibt die Rechtsfolge der Auf-
hebung der Einziehung durch Urteil.

Hat der Kläger den die Einziehungsanord-
nung tragenden Verdacht widerlegt oder
jedenfalls soweit ausgeräumt, dass dieser
nicht mehr gerechtfertigt erscheint, ist die
Anordnung der Vermögenseinziehung
durch das Gericht aufzuheben und das ein-
gezogene Vermögen an den Kläger heraus-
zugeben.

§ 40 h bestimmt Art, Inhalt und Umfang
der Schadensersatzleistung. Bei dieser Re-
gelung handelt es sich um die Gewährung
eines Ausgleichs für zu Unrecht sicherge-
stelltes oder entzogenes Vermögen. Sie re-
gelt abschließend alle Schadensersatzan-
sprüche, die sich aus der Anwendung dieses
Gesetzes ergeben.

Schadensersatzpflichtig ist das Land Hessen.

Aus § 40 h Abs. 1 folgt, dass für den Fall,
dass das zuständige Gericht die Aufhebung
der Anordnung der Vermögensentziehung
oder der Sicherstellung anordnet und dem
Betroffenen durch die aufgehobenen Maß-
nahmen ein Schaden entstanden ist, diesem
ein Schadensersatzanspruch zusteht. Scha-
den ist dabei jeder Nachteil, den der Betrof-
fene aufgrund der rechtswidrigen Sicherstel-
lung oder Einziehung an seinem Vermögen
erleidet.

Aus der Regelung des § 40 h Abs. 2 folgt,
dass ein Schadensausgleich nur für Vermö-
gensschaden gewährt wird. Nicht-Vermö-
gensschäden werden von dieser Regelung da-
her nicht erfasst. Der Ersatz entgangenen
Gewinns ist ausgeschlossen.

Die Vorschrift des § 40 h Abs. 3 entspricht
dem § 254 BGB. Haben danach vom Betrof-
fenen zu vertretende Umstände auf die Ent-
stehung oder Ausweitung des Schadens ein-
gewirkt, so sind die zu § 254 Abs. 1 BGB
entwickelten Grundsätze entsprechend an-
wendbar. Die Verpflichtung zum Schadens-
ersatz sowie dessen Höhe hängen in einem
solchen Fall insbesondere davon ab, wer den
Schaden vorwiegend verursacht hat, d.h.
wessen Sphäre oder Risikobereich die we-
sentlichen Schadensursachen zuzurechnen
sind.

Durch § 40 h Abs. 4 wird festgeschrieben,
dass für eine solche Schadensersatzklage
ausschließlich die Zivilkammer des Land-
gerichts zuständig sind. Hierdurch soll ver-
hindert werden, dass je nach Streitwert
unterschiedliche Gerichte mit der Entschei-
dung befasst werden.

Abs. 2 herrührt. Der Widerspruch kann auf
einzelne Teile des sichergestellten Vermö-
gens beschränkt werden. Dies wird nament-
lich in den Fällen in Betracht kommen, in
denen ein Dritter einen Anspruch auf den
sichergestellten Vermögensgegenstand gel-
tend macht. In diesen Fällen hat das Gericht
die Freigabe des Vermögensteiles oder des
Vermögensgegenstandes durch Teilaufhe-
bung der Sicherstellungsanordnung zu be-
wirken, soweit nicht die Vermögenseinzie-
hungsbehörde dem in Wahrnehmung ihrer
Pflicht zur verfahrens- und ermittlungsbe-
gleitenden Selbstkontrolle durch behördli-
che Teilaufhebung zuvorkommt.

§ 40 d macht die Einziehung vom Vorlie-
gen hinreichender tatsächlicher Anhalts-
punkte für die Vermutung, dass das Vermö-
gen aus schweren Straftaten herrührt oder
hierfür verwendet werden soll, abhängig.
Hinreichende tatsächliche Anhaltspunkte
sind dann gegeben, wenn im Hinblick auf
ihr Vorliegen eine hohe Wahrscheinlichkeit
gegeben ist. Dies ist dann der Fall, wenn auf-
grund der angetroffenen Sachlage unter Be-
rücksichtigung der allgemeinen Lebenser-
fahrung die zureichende Gewissheit besteht,
dass die angetroffenen Vermögenswerte
nicht legal erworben worden sein kön-
nen, sondern aus schweren Straftaten stam-
men müssen oder hierfür verwendet wer-
den sollen.

Insoweit wird hinsichtlich der die Vermu-
tung auslösenden Tatsachen der Verdachts-
grad, der für die Eröffnung des Hauptver-
fahrens nach § 203 StPO vorliegen muss,
gefordert.

Die Vorschrift ordnet ausdrücklich an, dass
nur sichergestelltes Vermögen Gegenstand
der Einziehung sein kann. Damit wird si-
chergestellt, dass auch bei Vorliegen ihrer
Voraussetzungen nicht sofort die Einzie-
hung erfolgen kann.

In Bezug auf § 40 d Abs. 2 wird auf die Be-
gründung zu § 40 b Abs. 1 verwiesen.

§ 40 e beschreibt lediglich den Klageweg
und die Zuständigkeit des Verwaltungsge-
richts für die Klage gegen die erfolgte Ein-
ziehung.

Auch in diesem Verfahren hat der Kläger
gemäß § 40 e Abs. 2 die Beweislast dafür zu
tragen, dass es sich bei dem eingezogenen
Vermögen nicht um Werte handelt, die aus
einer schweren Straftat herrühren oder
hierfür verwendet werden sollen. Insoweit
wird auf die Begründung zu § 40 c Abs. 2
verwiesen.

§ 40 f stellt fest, dass nach Rechtskraft der
Einziehungsanordnung das Land Hessen Ei-
gentümer der betroffenen Vermögenswer-
te wird.
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Vorbemerkungen
Seit über einem Jahrhundert schützen sich
Wirtschaft, Bürger und auch der Staat im
Rahmen eigener Vorsorge gegen unterschied-
lichste Risiken und bedienen sich dabei pri-
vater Wach- und Sicherheitsunternehmen. In
der ersten Hälfte des Jahres 1901 wurden zeit-
gleich in Kopenhagen und Hannover die ers-
ten Sicherheitsunternehmen Europas gegrün-
det. Bis vor wenigen Jahren waren die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Sicher-
heitsgewerbes für die breite Öffentlichkeit
jedoch weitgehend „unsichtbar“, weil sie
weitgehend im Hausrechtsbereich der Auf-
traggeber eingesetzt waren. Das hat sich ver-
ändert. Der Schutz von Veranstaltungen
oder von Wohngebieten, der Einsatz von
„City-Streifen“ im Auftrag des Einzelhandels
bzw. von Kommunen oder die Begleitung
des Öffentlichen Personenverkehrs (ÖPV)
haben zu einer verstärkten öffentlichen
Wahrnehmung des Sicherheitsgewerbes ge-
führt. Obwohl die angesprochenen Aufga-
ben nur von einem verhältnismäßig kleinen
Teil der 180.000 Beschäftigten ausgeübt wer-
den, hatte dies zu einer teilweise kritischen
politischen und juristischen Diskussion ge-
führt. Die Novellierung des § 34a der Ge-
werbeordnung mit der Einführung einer
Sachkundeprüfung für Kontrolltätigkeiten
im öffentlichen Raum im Jahre 2002 hat
erfreulicherweise zu einer Beendigung die-
ser Diskussion geführt.

sierung hat der Wettbewerbsdruck weltweit
zugenommen. Die Wirtschaft konzentriert
sich auf ihre Kernaufgaben und vergibt Tä-
tigkeiten fremd, die nicht mit der eigentli-
chen Wertschöpfung zusammenhängen. Die
Vorteile liegen vor allem in der Kostenein-
sparung. Bislang anfallende Fixkosten wer-
den durch „Outsourcing“ zu variablen Kos-
ten. Unternehmen können dadurch schneller
und flexibler auf Marktveränderungen rea-
gieren. Das Wach- und Sicherheitsgewerbe
gehört neben dem Kantinenbetrieb und der
Gebäudereinigung zu den vom „Outsour-
cing“ begünstigten Branchen. Umso überra-
schender ist es, dass es erstmals in der Nach-
kriegsgeschichte im Jahr 2004 zu einem
Umsatzrückgang um 3,2 % gekommen ist.

Verantwortlich für den Umsatzrückgang ist
vor allem die gesamtwirtschaftliche Entwick-
lung in Deutschland und der Preisverfall.
Viele Unternehmen, vor allem mittelständi-
sche, verzichten in einer schwierigen wirt-
schaftlichen Situation gänzlich auf Ausgaben
für die Sicherheit bzw. reduzieren die Bud-
gets für die Sicherheit, da diese im Sinne der
betrieblichen Wertschöpfung als nicht pro-
duktiv gelten. Dieser Kostendruck wird an
die Sicherheitsunternehmen weitergegeben.
Bei insgesamt rund 3.000 Sicherheitsunter-
nehmen in Deutschland gibt es genügend
Wettbewerber die bereit sind, für geringere
Preise die Sicherheitsdienstleistung anzubie-
ten. Bei einer Reihe von Unternehmen
kommt es auch zu einer Rückgängigmachung
der Fremdvergabe („Insourcing“). Kommt es
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Aufgabengebiete
Eine moderne Industriegesellschaft zeichnet
sich durch eine hoch spezialisierte, arbeits-
teilige und vernetzte Wirtschaft aus. Um die
Risiken einer kostenträchtigen Unterbre-
chung von Produktion und Dienstleistungs-
erstellung zu minimieren, sind vielfältige
Maßnahmen zur Gefahrenabwehr notwen-
dig. Gesetzliche Auflagen verpflichten Un-
ternehmen und Behörden, Mensch, Tier und
Natur zu schützen. Gefahren in einer „Risi-
kogesellschaft“ lauern u. a. von Feuer, Was-
ser, Wetter und Kriminalität. Der Wert der
zu bewachenden Objekte, das Anspruchsni-
veau der Auftraggeber, die eingesetzte Tech-
nik, die großen Herausforderungen durch die
gestiegenen Risiken, aber auch die immer
komplexer werdende Rechtsordnung haben
die Anforderungen an die Unternehmen und
ihre Mitarbeiter kontinuierlich erhöht und
zu einer zunehmenden Fremdvergabe von
Sicherheitsaufgaben an spezialisierte Dienst-
leister geführt. Das Sicherheitsgewerbe hat
sich weltweit zu einem umfassenden „All-
round-Sicherheitsdienstleister“ mit „General-
funktion zur Risikominimierung“ entwi-
ckelt. Das reicht – wie die nachfolgende
Abbildung zeigt – vom Pforten- und Emp-
fangsdienst über den Werkschutz bis hin zur
Werksfeuerwehr.

Wirtschaftliche Entwicklung
Das Sicherheitsgewerbe hat seine Umsätze
seit 1950 kontinuierlich gesteigert. Allein
von 1992 bis 2003 kam es zu einer Verdopp-
lung des Umsatzes. Als Folge der Globali-

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grund Zahlenmaterials
vom Statistischen Bundesamt und Bundesknappschaft
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Ausbildung eines qualifizierten Führungs-
kräftenachwuchses zu richten. Führungs-
kräftenachwuchs, der um die Besonderhei-
ten und Stärken der eigenen Branche weiß
und der gleichzeitig in der Lage ist, diese im
Rahmen der gesamten Marktentwicklung zu
beurteilen.

Der zukünftige Bedarf von Führungskräften
vor dem Hintergrund sich verändernder
Aufgaben für das private Sicherheitsgewer-
be wurde vor einem Jahrzehnt bereits von
Vertretern der Hochschule für öffentliche
Verwaltung Bremen erkannt. Zum Winter-
semester 1997/98 sollte ein achtsemestriger
Studiengang „Öffentliches und privates Si-
cherheitsmanagement“ als Modellversuch ge-
startet werden. An der öffentlichen Hoch-
schule, an der normalerweise Polizisten für
den gehobenen Dienst ausgebildet werden,
sollten auch Angehörige des privaten Sicher-
heitsgewerbes studieren können. Dieser Mo-
dellversuch scheiterte jedoch auf Grund po-
litischer Widerstände. Erfolgreicher war die
Fachhochschule Verwaltung und Dienstleis-
tung (FHVD) in Kiel/Altenholz. Auch die-
se ist Ausbildungsstätte für den gehobenen
Dienst der Landespolizei in Schleswig-Hol-
stein. Seit 1999 wird im Fachbereich Polizei
der Fachhochschule das „Kontaktstudium Si-
cherheitsmanagement“ mit dem Abschluss
Sicherheitsfachwirt (FHVD) innerhalb einer
18-monatigen Regelstudienzeit angeboten.

Die Fachhochschule für Öffentliche Verwal-
tung in Berlin hat im Wintersemester 2005/
2006 mit der Einführung des Studiengangs
„Sicherheitsmanagement“ für das Sicherheits-
gewerbe begonnen. Die vor ihrer Gründung
stehende Hochschule der Polizei in Ham-
burg wird 2007 ebenfalls mit einem Studien-
gang für Führungskräfte der Sicherheitswirt-
schaft beginnen. Dieses Projekt zeichnet sich
durch ein gemeinsames Grundstudium für
die Studenten der Polizei und der Sicherheits-
wirtschaft aus. Diese Studiengänge sind der
richtige Schritt in die richtige Richtung. Um
der zunehmenden Bedeutung der privaten Si-
cherheit gerecht zu werden, sind entspre-
chende Angebote für die Ausbildung des
Führungsnachwuchses notwendig.

Qualität der Auftragsvergabe
Die eingeleiteten Maßnahmen des Sicher-
heitsgewerbes und des BDWS zur Verbesse-
rung der Qualität der Ausbildung und da-
mit zur Qualität der Dienstleistung können
nur dann erfolgreich sein, wenn sie vom
Auftraggeber auch honoriert werden. Des-
halb hat der BDWS in den vergangenen Jah-
ren einige Anstrengungen zur Information
für die Kunden seiner Mitgliedsunternehmen
unternommen. Das „Handbuch für die Ver-
gabe von Aufträgen an Wach- und Sicher-
heitsdienste“ wendet sich an diejenigen Auf-
traggeber, die sicherstellen möchten, dass sie
ein Unternehmen auswählen, das sowohl
Qualität als auch einen günstigen Preis an-
bietet, anstatt nur auf das billigste Preisan-
gebot zu setzen. Das Handbuch beinhaltet
ein übersichtliches System für die Bewertung
der Angebote, das an die jeweiligen Anfor-
derungen des Auftraggebers und Sicherheits-
auftrages angepasst werden kann.

beispielsweise in der Produktion zu einem
Personalüberhang, und sollen aus betriebli-
chen Gründen Entlassungen vermieden wer-
den, so werden häufig diese Mitarbeiter in
den Objekt- bzw. Werkschutz versetzt. Die
Folge ist die Kündigung des Auftrags für den
Sicherheitsdienstleister. Schließlich führt
auch die zunehmende Leistungsfähigkeit
elektronischer Sicherheitsanlagen (Video-
bzw. Fernüberwachung etc.) zu einer Weg-
rationalisierung von Personal für einfache
Überwachungstätigkeiten. Diese Tendenz
begünstigt Unternehmen mit einer qualita-
tiv hochwertigen Notruf- und Serviceleitstel-
le. Die zunehmenden Umsätze in diesem
Bereich können die aus diesem Grund weg-
fallenden Umsätze im Bereich der personel-
len Dienstleistung nicht kompensieren.

75% der Aufträge der privaten Sicherheits-
dienste stammen aus der gewerblichen Wirt-
schaft. Der staatliche Anteil an den Gesamt-
umsätzen des Gewerbes liegt heute bei einem
Viertel. Quantitativ unbedeutend und statis-
tisch kaum messbar sind Privatpersonen als
Auftraggeber. Zunehmende Bedeutung ha-
ben private Haushalte allerdings bei der Auf-
schaltung einer Alarmanlage auf Notrufzen-
tralen bei privaten Sicherheitsdiensten.

Ausbildung der Beschäftigten
Die vielschichtigen Tätigkeiten der privaten
Sicherheitsdienste lassen eine für alle Bedürf-
nisse zugeschnittene Ausbildung nicht zu.
Die Beschäftigten werden aus den verschie-
densten Berufszweigen, mit unterschiedli-
chen Erfahrungen und unterschiedlichstem
Qualifikationsniveau rekrutiert. In der Re-
gel erfolgt eine aufgaben- und tätigkeitsbe-
zogene Ausbildung durch das Unternehmen.
In den vergangenen Jahrzehnten haben die
Verbände für Sicherheit in der Wirtschaft
und die vom BDWS anerkannten und emp-
fohlenen Sicherheits- und Werkschutzfach-
schulen verschiedene modulare, aufgabenbe-
zogene Lehrgänge entwickelt. Das
Unterrichtungsverfahren nach § 34a der Ge-
werbeordnung ist keine Grundausbildung,
sondern stellt eine Berufszugangsregelung
dar und soll den Beschäftigten die rechtlichen
Dimensionen ihrer Tätigkeit verdeutlichen.

Ein deutlicher Schritt darüber hinaus ist die
ab 1. Januar 2003 gesetzlich geforderte Sach-
kundeprüfung für Tätigkeiten im öffentli-
chen Raum.

Die Einführung des Ausbildungsberufes
„Fachkraft für Schutz und Sicherheit“ im
Jahr 2002 ist ein Meilenstein für unser Ge-
werbe. Inzwischen werden über 1.700 junge
Menschen in dem 2002 neu eingeführten
Beruf ausgebildet. Dieser ist die Reaktion auf
immer komplexer und anspruchsvoller wer-
dende Sicherheitsaufgaben. Die Fachkraft ist
auch Ausdruck der Professionalisierung des
Sicherheitsgewerbes und vermittelt erstmals
ein konsistentes Berufsbild für die gesamte
Sicherheitsbranche. Sie ist damit auch ein In-
strument, um künftig geeignetes Personal für
immer schwieriger und komplexer werden-
de Sicherheitsaufgaben zu gewinnen. Damit
ist das Gewerbe auch für die Übernahme
neuer Aufgaben nicht nur aus dem staatli-
chen Bereich bestens gerüstet. Ebenfalls im
Rahmen der dualen Berufsausbildung ist z.
Zt. ein 2-jähriger Ausbildungsberuf mit dem
Arbeitstitel „Objektschutzfachkraft“ in Pla-
nung. Er ist inhaltlich eng mit der Fachkraft
für Schutz und Sicherheit verknüpft, ohne
jedoch die sehr umfangreichen kaufmänni-
schen Themenkreise zu behandeln. Für
Quereinsteiger in die Sicherheitswirtschaft
gibt es als Nachfolge zur IHK-Geprüften
Werkschutzfachkraft seit 1. Januar 2006 die
„Geprüfte Schutz- und Sicherheitskraft
IHK“. Diese Fortbildungsprüfung wurde
bereits in ca. 20 Industrie- und Handelskam-
mern, die bisher Werkschutzfachkraft-Prü-
fungen durchgeführt haben, eingeführt. Eine
auf diesen Prüfungen basierende bundeswei-
te Fortbildungsverordnung ist in Planung.

Führungskräfteausbildung
Im Unterschied zu vielen anderen Branchen
bieten Sicherheitsunternehmen für Arbeit-
nehmer/innen, die über keine Hochschul-
ausbildung verfügen, (noch) interessante und
attraktive Führungspositionen. Wenn künf-
tig neue Märkte systematisch bearbeitet und
erschlossen werden und höhere Gewinne
und bessere Umsätze realisiert werden sol-
len, dann ist verstärktes Augenmerk auf die
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Dieses sog. „Bestbieter-Konzept“ ist auch die
Grundlage für die Entwicklung der DIN
77200 „Anforderungen an Sicherungsdienst-
leistungen“. Diese Norm wurde in einer fast
vierjährigen Arbeit von einem Arbeitskreis
beim Deutschen Institut für Normung in
Berlin entwickelt und im Jahr 2002 vorge-
stellt. Die DIN 77200 enthält transparente
und nachprüfbare Qualitätskriterien für Si-
cherungsdienstleistungen. Sie hat ca. 4 Jahre
nach ihrer Fertigstellung leider noch nicht
die Bedeutung, die sich die Branche ge-
wünscht hat. Die DIN 77200 muss mehr als
bisher in das Bewusstsein der Auftraggeber
gebracht werden. Dies ist Voraussetzung für
eine künftige Entwicklung, die sich künftig
nicht nur am Preis, sondern auch an der
Qualität der Dienstleistung orientiert. Um
den Normgedanken auf eine breitere Basis
zu stellen, setzt sich der BDWS für die Ent-
wicklung einer europäischen CEN-Norm
„Security Services“ ein. Ein erstes Teilpro-
jekt wurde im Sommer 2006 verabschiedet
und durchläuft nun das Abstimmungsverfah-
ren in den 29 Mitgliedsstaaten des europäi-
schen Normungsinstituts CEN.

Zunehmende Bedeutung von Europa
Die Entwicklung dieses europäischen Nor-
mungsvorhabens ist auch eine Reaktion auf
die zunehmende Bedeutung von Europa für
unsere wirtschaftliche und gesellschaftliche
Entwicklung. Dies gilt auch in besonderem
Maße für das Wach- und Sicherheitsgewer-
be. Die EU-Luftsicherheitsverordnung aus
dem Jahr 2004 hat neue Vorgaben für die Per-
sonenkontrolle auf Flughäfen eingeführt. Als
Folge sind mehrere hundert Arbeitsplätze für
das Sicherheitsgewerbe geschaffen worden.
Die EU-Verordnung zur maritimen Sicher-
heit aus dem Februar 2004 hat ebenfalls neue
Anforderungen für diesen Bereich geschaf-
fen. Dadurch wurde das Sicherheitsgewerbe
begünstigt. Urteile des europäischen Ge-
richtshofes zur Arbeitsbereitschaft bzw. zum
Betriebsübergang sowie die europäische Ar-
beitszeitrichtlinie zeigen die Bedeutung von
Europa für die Arbeitsbedingungen der Be-
schäftigten.

In den vergangenen drei Jahren hat sich so-
wohl der BDWS als auch der europäische
Dachverband – CoESS – intensiv mit dem
Entwurf der Kommission für eine EU-
Dienstleistungsrichtlinie auseinandergesetzt.
Kernstück der Dienstleistungsrichtlinie ist
das Herkunftslandprinzip. Erfreulicherweise
ist es uns gelungen, das Sicherheitsgewerbe
aus dem Geltungsbereich des Herkunftsland-
prinzips auszunehmen. Ansonsten hätten Si-
cherheitsunternehmen aus allen 24 EU-Staa-
ten die Möglichkeit gehabt, ihre Dienste in
Deutschland anzubieten ohne eine weitere
Zulassungs- und Zuverlässigkeitsprüfung zu
durchlaufen.
Die EU-Kommission sieht nun vor, dass drei
Jahre nach in Kraft Setzung der Dienstleis-
tungsrichtlinie geprüft wird, ob eine eigen-
ständige Richtlinie für das Sicherheitsgewer-
be und auch für die Geld- und Wertdienste
eingeführt werden soll. In den 25 Mitglieds-
staaten der EU sind insgesamt rund 27.000
Sicherheitsunternehmen tätig. Sie beschäfti-

Ausstattung sowie insbesondere eine tarifge-
rechte Entlohnung sind aus Sicht des Ver-
bandes unabdingbare Voraussetzungen. Die
Erwartungshaltungen an die abgeschlossenen
Kooperationsverträge sind zum Teil überzo-
gen. Die Auswertung der bisherigen Erfah-
rungen zeigt auch große regionale Unter-
schiede. Eine besonders aktive Zusammen-
arbeit gibt es im Freistaat Sachsen. Hier trifft
sich regelmäßig die Polizeiführung mit Ver-
tretern des Sicherheitsgewerbes. Alle Betei-
ligten sind sich aber einig, dass die abgeschlos-
senen Kooperationsverträge den Informa-
tions- und Meinungsaustausch gefördert ha-
ben. Sie sind eine gute Grundlage für eine
künftige Intensivierung der Zusammenar-
beit.
Das sieht inzwischen auch die GdP. In ihren
Grundsatzfragen führt die GdP unter dem
Kapitel Verhältnis Polizei – private Sicher-
heitsdienste u. a. aus: „Kooperationsabkom-
men zwischen der Polizei und privaten Si-
cherheitsdiensten, möglicherweise ergänzt
durch kommunale Dienststellen, können
geeignet sein, das bisherige ungeordnete Ne-
beneinander in eine geordnete Struktur zu
bringen. Hierbei müssen bestehende Rechts-
grundlagen insbesondere hinsichtlich der Be-
fugnisse und des Datenschutzes beachtet
werden.“ Diese Einschätzung wird vom
BDWS uneingeschränkt geteilt.

WM 2006 als Musterbeispiel einer
„Police-Private-Partnership“
Deutschland hat im Sommer eine phantasti-
sche WM 2006 erleben dürfen. Sie war das
Ergebnis jahrelanger Planung und einer her-
vorragenden Zusammenarbeit staatlicher
und privater Sicherheitsakteure. Neben
zehntausenden von Polizisten waren auch
20.000 Beschäftigte des privaten Sicherheits-
gewerbes im Einsatz, um den organisatori-
schen und sicherheitspolitischen Herausfor-
derungen gerecht zu werden. Der Schutz von
Veranstaltungen gehört mittlerweile zu den
wichtigsten Aufgaben des Sicherheitsgewer-
bes. Cirka 7 % der Beschäftigten sind in die-
sem Marktsegment tätig. Die privaten Sicher-
heitsdienste sind in der Lage, im Rahmen des
Veranstaltungsschutzes alle von den Auftrag-
gebern übertragenen Aufgaben wahrzuneh-
men. Der Veranstaltungsschutz beinhaltet
die Sicherung des ungestörten Ablaufs einer
Veranstaltung einschließlich notwendiger
Vorfeldaktivitäten und Nachsorgemaßnah-
men. Die Aufgaben im Veranstaltungsschutz
umfassen u. a. die Parkraumbewirtschaftung,
Kartenverkauf, „Cash-Management“, Ein-
lasskontrolle, Garderobenbewirtschaftung,
Platzanweisung, Ordnungs- und Aufsichts-
dienste, Sanitäts-, Rettungs- und Hilfsdiens-
te, Brandschutzkontrollen sowie Personen-
und VIP-Betreuung.
Die Bedeutung der privaten Sicherheitsdiens-
te für die WM 2006 hatte der damalige Bun-
desinnenminister Otto Schily bereits vorher
erkannt. In einer Rede am 29. Oktober 2004
in Köln wies er darauf hin, dass die privaten
Sicherheitsdienste im Jahr 2006 eine beson-
dere Aufgabe erwarte. Immer mehr würden
sie für den ordnungsgemäßen Ablauf einer
Großveranstaltung sorgen und damit eine
wertvolle Ergänzung zur polizeilichen Ar-

gen über 1,1 Mio. Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter.

Künftig wird es zu einer stärkeren Internati-
onalisierung im Bereich der Dienstleistungs-
märkte kommen. Die EU fördert diesen
Dienstleistungsaustausch. Dabei müssen je-
doch die deutschen Interessen ausreichend
berücksichtigt werden. Für die Entlohnung
besteht Einigkeit mit den Gewerkschaften,
dass tarifvertraglich oder gesetzlich die Löh-
ne am Einsatzort vorzuschreiben sind (tarif-
licher Mindestlohn). Ansonsten gerät unser
in vielen Jahrzehnten erfolgreich entwickel-
tes Tarifgefüge in große Schwierigkeiten. Für
die Tätigkeit der Sicherheitsunternehmen in
einem immer enger werdenden europäischen
Dienstleistungsmarkt ist eine Harmonisie-
rung folgender Mindestbedingungen zu dis-
kutieren:
Î Zulassung für Unternehmen und

Arbeitnehmer
ÎGrundausbildung
Î Befugnisse
ÎWaffen, Hunde, Uniform
Î öffentliche Auftragsvergabe.

Informelle Zusammenarbeit zwischen
Polizei und Sicherheitsgewerbe:
Kooperationsverträge
Erstmals wurde am 17. Juni 1999 in Frank-
furt am Main ein Kooperationsvertrag zwi-
schen der Polizei und dem BDWS unter-
zeichnet. Wenig später folgten Düsseldorf
und die hessische Landeshauptstadt Wiesba-
den sowie Essen. Am 3. Juni 2000 haben in
Schwerin Mecklenburgs Innenminister und
der Vorsitzende der BDWS-Landesgruppe
Mecklenburg-Vorpommern Leitmotive der
Zusammenarbeit zwischen Landespolizei
und privaten Sicherheitsdiensten vereinbart.
Damit wurde ein neues Kapitel in der Zu-
sammenarbeit zwischen Polizei und Sicher-
heitsdiensten in Deutschland aufgeschlagen.
Weitere Verträge gibt es inzwischen in Sach-
sen (März 2002 und Januar 2006), Hamburg
(November 2002), Schleswig-Holstein (Janu-
ar 2006) und Berlin (März 2006). Auch wenn
die Kooperationsverträge in den einzelnen
vertraglichen Regelungen von einander ab-
weichen, so sind sie hinsichtlich der Grund-
aussagen identisch:

Î  die Gewährleistung der öffentlichen Si-
cherheit ist Aufgabe des Staates.

Î die Tätigkeit des privaten Sicherheitsge-
werbes ist eine sinnvolle Ergänzung der
polizeilichen Arbeit.

Î private Sicherheitsdienste und Polizei ar-
beiten auf der Grundlage bestimmter Vor-
aussetzungen im Interesse der Bürger-
innen und Bürger zusammen.

Als Grundsatz dieser Zusammenarbeit gilt
das Motto „Beobachten, Erkennen, Melden“.
Besonders wichtig ist aus Sicht des BDWS
die Forderung nach Einhaltung von anfor-
derungsgerechten Qualitätskriterien bei den
beteiligten Unternehmen. Die Bewährung
am Markt, das Vorhandensein einer aner-
kannten Notruf- und Serviceleitstelle nach
den Richtlinien der VdS Schadenverhütung
GmbH, eine Zertifizierung gemäß der ISO
9001, eine anforderungsgerechte technische
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beit leisten. Die Polizeien der Länder und
des Bundes würden für ein weltoffenes und
lebendiges Deutschland ebenso ihren Beitrag
leisten wie die privaten Sicherheitsunterneh-
men. Diese Einschätzung wurde voll bestä-
tigt.

„Neue Sicherheitsarchitektur“
Die überaus enge und konstruktive Zusam-
menarbeit zwischen Polizei und privatem
Sicherheitsgewerbe wird auch nach der WM
immer wichtiger werden. Die allgemeine
Kriminalitätslage, das subjektive Sicherheits-
empfinden der Bevölkerung und die Heraus-
forderungen durch neue Erscheinungsfor-
men der Kriminalität erfordern eine –
permanente – Neuorientierung des polizei-
lichen Ressourceneinsatzes. Die Situation der
öffentlichen Haushalte lässt eine von vielen
gewünschte personelle Aufstockung der Po-
lizei kaum zu. Eine umfassende staatliche Da-
seinsvorsorge wird künftig nicht mehr mög-
lich sein. Die Eigen- und Mitverantwor-
tung der Bürger/innen und der Wirtschaft
muss gestärkt und das Subsidiaritätsprinzip
auch in Fragen der Inneren Sicherheit stär-
ker als bisher beachtet werden. Die Gewähr-
leistungsfunktion des Staates für die Innere
Sicherheit muss nicht in jedem Falle und aus-
schließlich durch staatliche Bedienstete er-
füllt werden. Beispielhaft sei auf die Perso-
nen- und Gepäckkontrollen im Rahmen des
Luftsicherheitsgesetzes hingewiesen. Im Auf-
trag der Bundespolizei sind ca. 4.000 private
Sicherheitskräfte – so genannte Luftsicher-
heitsassistenten – tätig, die einem qualifizier-
ten Überprüfungs- und Ausbildungsverfah-
ren unterzogen werden.

Neue Konzepte sind im Bereich der Inneren
Sicherheit gefordert. Zwar gibt es seit gerau-
mer Zeit in Deutschland eine intensive Dis-
kussion über eine „neue Sicherheitsarchitek-
tur“. Diese Diskussion stellt fast ausschließ-
lich auf staatliche Sicherheitsorgane, deren
künftige Aufgaben, Kompetenzen und Zu-
sammenarbeit ab. Das private Sicherheitsge-
werbe bleibt hierbei weitgehend ausgeblen-
det. Diese Diskussion vernachlässigt bereits
heute vorhandene konzeptionelle Vorüber-
legungen und Erfahrungen und wird ihrem
Anspruch einer „neuen Sicherheitsarchitek-
tur“ nicht gerecht.

Kommission „Staatsaufgabenkritik“
Der Berliner Senat hatte am 14. März 2001
eine Expertenkommission „Staatsaufgaben-
kritik“ einberufen und ihr den Auftrag er-
teilt, vor dem Hintergrund notwendiger
struktureller Veränderungen zur Erhöhung
der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der
Berliner Verwaltung zu untersuchen. Der
Abschlussbericht wurde am 23. November
2001 in Berlin vorgestellt (www.berlin.de/
senfin/Presse/Alt/231101.html). Die Kom-
mission schlägt für den Bereich der Polizei
vor, den arbeitsteiligen Verbund zwischen
Polizei und privaten Sicherheitsdiensten zu
verbessern. In dem Abschlussbericht wird
auch auf die Ausführungen des AK II der
Innenministerkonferenz hingewiesen, wo-
nach private Sicherheitsdienste professionelle
Polizeiarbeit nicht ersetzen, aber außerhalb

Teil der heute von staatlich Beschäftigten
wahrgenommenen Sicherheitsaufgaben zu
einer (weiteren) Fremdvergabe an das Sicher-
heitsgewerbe kommen wird. Durch die Fest-
legung gesetzlicher Rahmenbedingungen
und deren wirksame Kontrolle, wie dies heu-
te z. B. in der Personen- und Gepäckkont-
rolle nach dem Luftsicherheitsgesetz der Fall
ist, könnte dem Rechnung getragen und
gleichzeitig Spielraum für unternehmerische
Betätigung durch private Sicherheitsunter-
nehmen geschaffen werden.
Der „schlanke“ oder „aktivierende Staat“
erfordert mehr Eigenverantwortung des Bür-
gers und der Wirtschaft auch in Sicherheits-
fragen. Die Zukunft des Sicherheitsgewerbes
wird entscheidend beeinflusst von der
Fremdvergabe von Sicherheitsdienstleistun-
gen durch private und öffentliche Auftrag-
geber. Die Kriminalitätsentwicklung und das
subjektive Sicherheitsempfinden haben im
Vergleich zur Fremdvergabe eine unterge-
ordnete Bedeutung.

Die Marktentwicklung hängt aber auch vom
Angebot und damit von der Leistungsfähig-
keit privater Sicherheitsunternehmen ab. Im
Bereich der „klassischen“ Bewachung wird
der Konkurrenz- und Wettbewerbsdruck
auch in Zukunft weiter zunehmen. Ein wei-
terer Preisverfall wird die Folge sein. Um so
mehr werden qualifizierte Unternehmen ver-
suchen, in neue Geschäftsfelder vorzudrin-
gen. Die Entwicklung des Sicherheitsgewer-
bes zu einem modernen Dienstleis-
tungssektor für Sicherheits- und Serviceauf-
gaben wird weitergehen.

Eine zunehmende Bedeutung für die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung des Si-
cherheitsgewerbes hat Europa. Dies zeigt
sich an einigen Verordnungen und Gesetzen.
Von Seiten des BDWS ist zu wünschen aber
auch zu fordern, dass die Bedeutung des Si-
cherheitsgewerbes von der Politik stärker
anerkannt und gewürdigt wird. Eine Studie
des Holländischen Justizministeriums über
das private Sicherheitsgewerbe kam bereits
im Jahr 2001 zu folgenden Ergebnissen:

1. Durch die zu erwartende Zunahme der
Beschäftigten im Sicherheitsgewerbe nehmen
die gesamtstaatlichen Sicherheitskapazitäten
zu. Dies reduziert tendenziell die Kriminali-
tät.
2. Der Informationsaustausch zwischen Po-
lizei und privatem Sicherheitsgewerbe be-
günstigt „Bench-Marking“ und „Best-
Practice-Lösungen“. Die Effizienz des
staatlichen Mitteleinsatzes wird dadurch ver-
bessert.
3. Durch einen gezielten Einsatz von priva-
ten Sicherheitsunternehmen kann die Krimi-
nalität in kriminogen besonders belasteten
Gebieten reduziert und eine „Gleichvertei-
lung der Kriminalität“ erzielt werden.

Im Interesse der Inneren Sicherheit ist es
dringend erforderlich, dass diese Überlegun-
gen auch in Deutschland Eingang in die po-
litische und wissenschaftliche Diskussion
finden. Ein „Paradigmen-Wechsel“ ist not-
wendig!

des hoheitlichen Bereichs einen wirksamen
Beitrag zur Kriminalprävention leisten kön-
nen. Das gilt insbesondere für den Schutz von
Wirtschaftsunternehmen und Veranstaltun-
gen sowie Sicherheitsmaßnahmen im Öffent-
lichen Personenverkehr. Damit wird nach
Auffassung der Expertenkommission die
Grundlage dafür gelegt, künftig private Si-
cherheitsdienste mit öffentlichen Aufgaben
zu betrauen. Bezug nehmend auf die seit vie-
len Jahren erbrachten Sicherheitsdienstleis-
tungen sieht die Expertenkommission
„Staatsaufgabenkritik“ folgende Ansatzpunk-
te für eine verstärkte Heranziehung priva-
ter Sicherheitsdienste für Unterstützungsleis-
tungen bei der Gewährleistung bzw. Ver-
besserung der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung:

ÎUnterstützung bei Präventionsmaßnah-
men
Î Bekämpfung der Alltags- und Straßenkri-
minalität, beispielsweise die regelmäßige und
flächendeckende Präsenz von uniformierten
Sicherheitskräften, indem private Sicher-
heitsdienste im erweiterten Verbund mit der
Polizei unterstützende Dienste im öffentli-
chen Raum leisten.
ÎÜberwachung von Ordnungsrecht, da die
Polizei nicht in der Lage sei, die öffentliche
Sicherheit und Ordnung in diesem Bereich
zufrieden stellend zu gewährleisten, sei der
Rückgriff auf private Sicherheitsdienste un-
ausweichlich, die als Verwaltungshelfer oder
beliehene Hoheitsträger Unterstützungsleis-
tung für Polizei und Ordnungsbehörden leis-
ten können. Voraussetzung für die Aufgabe
seien jedoch einschlägige landesgesetzliche
Regelungen.
Î Entlastung bei Verkehrsaufgaben.
ÎVeranstaltungen und Versammlungen.

Vor dem Hintergrund dieser möglichen
Ansatzpunkte wurde der Senat aufgefordert,
ein integriertes Gesamtkonzept „Verbund
Polizei und private Sicherheitsdienste“ auf
der Grundlage der vorgenannten Leitlinien
vorzulegen. In dieses Gesamtkonzept sollten
auch verbindliche Maßstäbe hinsichtlich der
Aus- und Fortbildung und Qualitätsanforde-
rungen bzw. Leistungsstandards an private
Sicherheitsdienste festgelegt werden. Die
Aus- und Fortbildung der privaten Sicher-
heitsdienste sollte auch in enger Abstimmung
und Kooperation mit der Polizei erfolgen.
Ein weiterer konkreter Vorschlag war die
Durchführung eines Pilotprojektes zur Pri-
vatisierung des polizeilichen Objektschutz-
dienstes. Heute, fast 5 Jahre nach Vorlage
des Abschlussberichtes, ist weder in Berlin
noch in anderen Bundesländern ein politi-
scher Wille zur Umsetzung dieser Vorschlä-
ge erkennbar.

Ausblick
Wir sind auf dem Weg zu einer „neuen Si-
cherheitsarchitektur“. Die Gewährleistungs-
funktion des Staates für die Innere Sicher-
heit bleibt grundsätzlich bestehen. Der
wirtschaftlich notwendige und politisch ge-
wollte Rückzug des Staates – z. B. beim
Schutz von Objekten und Veranstaltun-
gen – wird dazu führen, dass es bei einem
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Polizeiliche Kriminalstatistik 2005
Kriminalitätsrückgang kein Freibrief für Personalabbau

„Durch den Rückgang der Gesamtkrimina-
lität im letzten Jahr ist das Leben in Deutsch-
land keinesfalls sicherer geworden“, sagte der
Bundesvorsitzende der Gewerkschaft der
Polizei (GdP), Konrad Freiberg anlässlich der
Vorstellung der Polizeilichen Kriminalstatis-
tik 2005 (PKS) durch Bundesinnenminister
Dr. Wolfgang Schäuble in Berlin. Deutlich
werde dies vor allem am drastischen Anstieg
der gefährlichen und schweren Körperver-
letzungen um über fünf Prozent. Freiberg:
„Es gibt einen Trend der zunehmenden Ver-
rohung und Gewaltbereitschaft innerhalb
unserer Gesellschaft. Auch die Polizei be-
kommt dies im alltäglichen Dienst auf der
Straße zu spüren.“ So sähen sich Polizeibe-

amtinnen und -beamte bei Festnahmen von
Tätern immer häufiger Angriffen von ge-
waltbereiten Gruppen ausgesetzt, die den
Festgenommen befreien wollen. Dabei wür-
den die Einsatzkräfte geschlagen und mit Fla-
schen und Steinen beworfen. Oftmals müss-
te Unterstützung angefordert werden.
Der GdP-Vorsitzende: „Es ist zwangsläufig,
dass die Summe aller Straftaten sinkt, wenn
bei Deliktsfeldern wie der Rauschgiftkrimi-
nalität und der Organisierten Kriminalität
die Polizei nicht mehr die personellen Res-
sourcen hat, um den notwendigen, hohen
Ermittlungsaufwand dauerhaft aufrechtzuer-
halten.“ Der fortschreitende Personalabbau
bei der Polizei sorge vor allem dafür, dass

sich das Dunkelfeld vergrößere. „Die Poli-
zei hat erstklassig gearbeitet. Hinzu kommt,
dass Deliktsbereiche mit klassisch niedriger
Aufklärungsquote massiv zurückgegangen
sind. Der technische Fortschritt und die Ver-
breitung von Sicherheitseinrichtungen haben
erfreulicherweise auch beim Diebstahl von
Kfz und beim Wohnungseinbruch zu einem
Rückgang geführt. Auch die fortschreitende
Überalterung der Gesellschaft schlägt sich
zunächst positiv in der Kriminalstatistik nie-
der, da die männlichen Jahrgänge im auch
für die Kriminalität aktiven Alter deutlich
kleiner werden. Das sagt aber nichts darüber
aus, wie sicher die Bürger in unserem Land
leben.“                                                        �

Kronzeugenregelung zur verbesserten
Verbrechensbekämpfung längst überfällig

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) begrüßt
die von Bundesjustizministerin Brigitte Zy-
pries geplante Wiedereinführung und Erwei-
terung der Kronzeugenregelung. Seit vielen
Jahren habe sich die Gewerkschaft der Poli-
zei vehement für dieses wirksame Instrument
der Verbrechensaufklärung eingesetzt. Mit
Genugtuung beobachte die GdP jetzt, dass
das Kronzeugenprinzip aus seiner früheren
starren, eingeengten Form in ein praktikab-
les Recht umgeschmiedet werde. Die Vernet-

zung innerhalb der kriminellen Szenen wach-
se. Es gebe Deliktsfelder wie den islamisti-
schen Terrorismus und die organisierte Kri-
minalität, in denen es nur aufgrund von
Insidern möglich sei, die Strukturen aufzu-
decken und die Täter zu verurteilen. Ande-
re Ermittlungsansätze scheiterten sehr oft an
den in diesen Deliktsfeldern meist abge-
schlossenen ethnischen Gruppierungen.
Die GdP wertete es als zweckmäßig, alle
Straftaten einzubeziehen und Straferlass oder

Strafminderung vorzusehen, auch wenn die
Strafandrohung mindestens ein Jahr Frei-
heitsentzug beträgt. Auch, wenn ein Han-
del mit einem Straftäter dem deutschen
Rechtsverständnis fremd sei, habe die GdP
nie nachvollziehen können, dass angesichts
der wachsenden Bedrohungslage für unseren
Rechtsstaat auf die Kronzeugenregelung als
effektives Instrument zur Verbrechensbe-
kämpfung lange Zeit verzichtet wurde.    �

Die Polizei hat das ausgewogene WM-Ein-
satzkonzept hundertprozentig umgesetzt
und dem Motto der Weltmeisterschaft „Die
Welt zu Gast bei Freunden“ Taten folgen
lassen. Der bis auf wenige Ausnahmen fried-
liche Verlauf der WM ist ein klarer Erfolg
der Polizei. Dazu kann man den Einsatzkräf-
ten nur höchste Anerkennung aussprechen“,
sagte der Bundesvorsitzende der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP), Konrad Freiberg,
am Morgen nach dem Endspiel der Fußball-
weltmeisterschaft 2006. Freiberg forderte die
Dienstherrn in Bund und Ländern auf, den
Einsatzkräften nun mindestens einen Tag
Dienstfrei zu geben: „Diese weltmeisterliche
Leistung muss belohnt werden!“ Mit großem
Engagement, Enthusiasmus und Geduld hät-
ten die Einsatzkräfte einen Einsatz zu Ende
geführt, der seines gleichen suche. Trotz al-

Weltmeisterliche Leistung der Polizei muss belohnt werden

ler Beschwernisse wie der großen Hitze und
anderer Härten sei er überzeugt davon, dass
für die überwiegende Mehrheit der Polizei-
beamtinnen und -beamten der WM-Einsatz
ein Highlight ihrer beruflichen Karriere dar-
stellen werde.
Ein Lob, so der GdP-Vorsitzende, gebühre
auch der Arbeit der rund 500 ausländischen
Kolleginnen und Kollegen, die Probleme und
Irritationen von Gast-Fans schon im Vorfeld
auflösten und auf für deutsche Beamte
schwer zu erkennende Straftaten hinwiesen.
Die intensive Zusammenarbeit mit den Po-
lizeibeamten der Teilnehmerländer habe sich
bewährt und sollte im Rahmen internatio-
naler Veranstaltungen fortgeführt werden.
Auch die hinter dem Einsatz für die Logis-
tik und Verpflegung verantwortlichen Poli-
zeibeschäftigten würdigte Freiberg. Es sei

rund um den WM-Einsatz eine riesige Orga-
nisationsmaschine aufgebaut worden, die fast
reibungslos lief. Ohne die Zuarbeit dieser
meist im Schatten des Einsatzgeschehens ste-
henden Kolleginnen und Kollegen wäre ein
Einsatz dieser Größenordnung nicht durch-
zuführen gewesen.
Sehr zufrieden zeigte sich Konrad Freiberg
mit dem Verlauf des GdP-WM-Betreuungs-
konzepts: „Wir waren da, wo wir gebraucht
wurden. Die Polizistinnen und Polizisten vor
Ort haben unseren WM-Betreuern Eis oder
kühle Getränke manchmal aus den Händen
gerissen.“ Manches Einsatz-Problem konn-
te nach direktem Gespräch mit den GdP-Be-
treuern, von denen viele nach ihrem regulä-
ren Dienst ehrenamtlich mitgeholfen haben,
geklärt werden. Freiberg: „Dafür gebührt
ihnen unser Dank.“                                  �
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Auch nach der Fußballweltmeisterschaft
konnte die Bevölkerung nicht damit rechnen,
dass die Polizei in Deutschland wieder unein-
geschränkt für sie da ist. Tausende Polizeibe-
amtinnen und -beamte waren nach der Fuß-
ballweltmeisterschaft in Großeinsätzen
verplant. Für die Einsatzkräfte werden sich
durch das Fußball-Großereignis, für das eine
bundesweite Dienstfrei- und Urlaubssperre
besteht, Millionen von Überstunden und auf-
geschobene Jahresurlaube ergeben. Bereits

kurz danach wurden für die Sicherung des Be-
suches des amerikanischen Präsidenten in
Mecklenburg-Vorpommern am 13./14. Juli
rund 15.000 Einsatzkräfte benötigt. Ebenfalls
nach der WM hat in Berlin die Love-Parade
stattgefunden, obwohl die Polizei in der Stadt
personell ausgezehrt ist. Im Herbst sind
wieder Castor-Transporte zu sichern, der
Papst besucht im September Bayern, Sachsen
bereitet sich auf ein riesiges Volksfest vor, und
Thüringen erwartet das so genannte Fest der

Entsolidarisierung schreitet durch Föderalismusreform voran

Die Überlegungen von Verkehrsminister
Wolfgang Tiefensee, Bußgelder für Raser,
Drängler, das Überladen von Fahrzeugen
und für das Fahren unter Alkohol- und Dro-
geneinfluss drakonisch zu erhöhen, laufen
nach Auffassung der Gewerkschaft der Po-
lizei (GdP) ins Leere. Drastische Bußgeld-
erhöhungen sind nur ein weiterer hilfloser
Versuch, dem zunehmend asozialen Verhal-
ten auf Deutschlands Straßen Herr zu wer-
den. Der durch den permanenten personel-
len Aderlass bei den Verkehrspolizeien
stetig sinkende Überwachungsdruck wider-

spricht der von Verkehrsminister Tiefen-
see erwarteten Wirkung einer Bußgelder-
höhung auf die Verkehrssicherheit. Höhe-
re Strafen nützen nichts, wenn die Gefahr
erwischt zu werden, immer kleiner wird.
Statt die Verkehrsminister der Länder nun
auf einen härteren Bußgeldkatalog einzu-
schwören, wäre Minister Tiefensee gut be-
raten, die Länderfinanzminister und ihre
Kollegen aus den Innenressorts auf die
knappe Personalsituation ihrer Polizeien
hinzuweisen. Darüber hinaus liegen die
Ursachen des Drängelns und Rasens nicht

alleine im Verhalten der Autofahrer, son-
dern seien auch das Ergebnis des gestiege-
nen sozialen und wirtschaftlichen Leis-
tungsdrucks, der Verkehrsüberlastung auf
Deutschlands Straßen durch permanent stei-
gende Zulassungszahlen, der Verlagerung
der Speditionslager auf die Autobahnen und
einer durch den Arbeitsmarkt geforderten
hohen Mobilität der Beschäftigten. In An-
betracht dieser Entwicklung, so kritisierte
Freiberg, sei es widersinnig, den Stellenab-
bau bei der Polizei unvermindert voranzu-
treiben.                                                       �

Völker. Von den üblichen Wochenendein-
sätzen bei Neo-Nazi-Demonstrationen und
problematischen Fußballbegegnungen ganz
zu schweigen. Darüber hinaus laufen bereits
die Sicherheitsplanungen für den G-8-Gipfel
im nächsten Jahr, ebenfalls in Mecklenburg-
Vorpommern. Während Politiker in Gemein-
den, Städten, Land und Bund mit Großver-
anstaltungen punkten wollen, bauten deren
Landesregierungen unverhohlen den Perso-
nalbestand der Polizei weiter ab, so die GdP.
Der Bürger, der die Polizei mit seinen Steuer-
geldern finanziert, hatte das Nachsehen. Kri-
minalitätsbekämpfung, Verkehrsüberwa-
chung und Präsenz auf den Straßen geraten
ins Hintertreffen.                                       �

Bundesverfassungsgerichtsurteil zur Rasterfahndung:
Wieder ein Instrument der Terrorismusbekämpfung der Polizei aus der Hand geschlagen

„Mit der Einschränkung der polizeilichen
Rasterfahndung durch das Bundesverfassungs-
gericht hat dieses Instrument für die Terroris-
musbekämpfung an Bedeutung verloren“, be-
wertet der Bundesvorsitzende der Ge-
werkschaft der Polizei (GdP), Konrad Frei-
berg, die Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts vom 23.05.2006, Rasterfahndungen
nur noch dann zu erlauben, wenn bereits eine
konkrete Gefahr vorhanden ist. Freiberg:
„Damit ist uns wieder eine Möglichkeit ver-
wehrt, terroristische Vorbereitungen bereits

im frühesten Stadium zu erkennen. Gerade die
Verhinderung terroristischer Anschläge ist ein
unbarmherziger Wettlauf mit der Zeit. Wir
können nicht verstehen, dass die Gerichte den
Handlungsspielraum der Sicherheitsbehör-
den, die Bevölkerung vor katastrophalen An-
schlägen zu schützen, immer wieder ein-
schränken.“ Begrüßenswert ist dagegen das
Minderheitenvotum der Bundesverfassungs-
richterin Prof. Dr. Evelyn Haas. Sie stellte
heraus, dass es auch eine Form der Garantie
von Grundrechten vieler Bürgerinnen und

Bürger ist, wenn die Polizei mit einem „min-
der intensiven“ Instrument wie der Raster-
fahndung die Sicherheit vieler gewährleiste.
Zudem würden durch die Polizei nur Daten
abgeglichen, „die bereits vom Betroffenen of-
fenbart und in Dateien mit seiner Kenntnis
gespeichert worden“ seien. Freiberg: „Ange-
sichts der immer noch akuten weltweiten ter-
roristischen Bedrohungslage erscheint es fahr-
lässig, das persönliche Recht der informellen
Selbstbestimmung so deutlich über die Sicher-
heitsinteressen der Bevölkerung zu stellen. �

Nach dem WM-Schlusspfiff geht die Polizei
mit Großeinsätzen in die Verlängerung

Überlegungen des Verkehrsministers zu erhöhten Bußgeldern für
Raser und Drängler laufen ins Leere

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) hat die
Bundesländer aufgefordert, die durch die am
7. Juli 2006 vom Bundesrat verabschiedete
Föderalismusreform voranschreitende Ent-
solidarisierung zu stoppen. Die Übertragung
der Kompetenzen für Bezahlung und Ver-
sorgung sowie für die Laufbahnstruktur der
Polizeibeamtinnen und -beamten sollte nicht
als Aufforderung aus Berlin missverstanden
werden, mit einem unüberblickbaren Wirr-
warr von 17 verschiedenen Regelungen zur
Kleinstaaterei im öffentlichen Dienstrecht
zurückzukehren. Der Bürger würde die Ze-

che hoher Mehrkosten für den Bürokratie-
aufbau in den Ländern bezahlen müssen.
Jetzt dürfe kein Wettbewerbsföderalismus
im Besoldungs- und Versorgungsrecht aus-
brechen. Eine unterschiedliche Besoldung
der Polizei in Deutschland führt nach An-
sicht der GdP dazu, dass sich diejenigen Län-
der die qualifiziertesten Bewerber für den
Polizeiberuf aussuchen können, die die bes-
ten Besoldungsstrukturen und Berufspers-
pektiven anbieten. Bewerber für den Poli-
zeidienst würden das unterschiedliche
Besoldungsniveau zur Entscheidungsgrund-

lage darüber machen, in welchem Land sie
ihren Dienst verrichten wollen. Damit wür-
de das bisher unterschiedslos hohe Niveau
der inneren Sicherheit in Deutschland gefähr-
det. Auch in der polizeilichen Arbeit dürfen
bewährte bundeseinheitliche Regeln nicht
angetastet werden, die Polizeigesetze der Län-
der müssen im Gegenteil weiter angepasst
werden. Es ist Bürgern und Polizeibeamten
nicht zuzumuten, erst ein Jurastudium zu
absolvieren, wenn sie eine Landesgrenze über-
schreiten wollen. Das gilt insbesondere für das
Versammlungsrecht.         �


